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Einführung

Dies ist die mittlerweile neunte Ausgabe des Niedersach-
sen-Monitors, der seit dem Jahr 1998 jährlich vom Nie-
dersächsischen Landesamt für Statistik (NLS) im Herbst vor-
gelegt wird. Der Monitor bezweckt eine umfassende und 
objektive Positionsbestimmung des Landes Niedersachsen 
durch einen systematischen Ländervergleich (Teil 1) so-
wie durch die vertiefte Darstellung eines jeweils aktuellen 
Schwerpunktthemas (Teil 2). Das diesjährige Schwerpunkt-
thema befasst sich, da aus gutem Grunde zunehmend 
über Probleme der demographischen Entwicklung disku-
tiert wird, mit der Darstellung wichtiger Strukturdaten 
über die Senioren in Niedersachsen. 

Grundkonzept des Ländervergleichs im Niedersach-
sen-Monitor

Der erste Teil des Monitors stellt kurz- und mittelfristige 
Entwicklungen und aktuelle Strukturen im Vergleich der 
16 Bundesländer und Deutschlands dar. Mittels hochver-
dichteter Indikatoren wird ein Ländervergleich und damit 
eine Positionsbestimmung Niedersachsens aktuell und um-
fassend möglich. Thematisch umfasst der Monitor die Po-
litikfelder Demographie, Erwerbstätigkeit, Wirtschaft, Hu-
manpotenzial, Innovation, Finanzen sowie soziale Prob-
leme, Sicherheit. Im Laufe der Jahre wurde das Tabellen-
programm mehrfach von anfangs 35 auf 48 erweitert. 

Der Ländervergleich basiert auf einer Sammlung von 48 
nach Sachgebieten geordneten Tabellen, die durch Bal-
kendiagramme illustriert und textlich kommentiert wer-
den. Alle Tabellen folgen einem einheitlichen Bauplan: Es 
werden die Daten aller 16 Länder sowie die Deutsch-
lands, Ost- und Westdeutschlands dargestellt. Die Ent-
wicklung Niedersachsens wird überwiegend am Bundes-
trend gemessen und beurteilt. Landes- und Bundeser-
gebnis sind in den Tabellen darum durch Fettdruck op-
tisch hervorgehoben. Da auch 15 Jahre nach der Wieder-
vereinigung die entscheidende regionale Scheidelinie der 
Nation zwischen der „alten“ Bundesrepublik und dem 
Beitrittsgebiet verläuft, wurden zusätzlich die Werte für 
Ost- und Westdeutschland nachgewiesen. Die 10 Länder 
der „alten“ Bundesrepublik werden als Westdeutschland, 
die fünf Länder des Beitrittsgebiets sowie Berlin werden 
als Ostdeutschland zusammengefasst. 

Kurz- und mittelfristiger Zeitvergleich, Aktualität: Alle Ta-
bellen enthalten den aktuellsten zur Verfügung stehen-
den Jahres- bzw. Stichtagswert sowie vergleichend a) das 
Vorjahresergebnis und b) das Ergebnis fünf Jahre zuvor. 
Auf einen Blick wird so die kurz- und mittelfristige Ent-
wicklung deutlich. Am aktuellen Rand beziehen sich die 
Daten meist auf das Jahr 2005, die älteren Vergleichsda-

ten stammen somit meist aus 2004 bzw. 2000. Davon 
wird nur dann abgewichen, wenn es noch keine Daten 
aus 2005 gab. Die stets sehr aktuellen Arbeitslosenzahlen 
beziehen sich auf das Jahr 2006 bzw. 2001 und 2005 
zum Vergleich. Alle Daten des Monitors entstammen aus 
jedermann zugänglichen öffentlichen Quellen. Zumeist sind 
dies amtliche Veröffentlichungen, die überwiegend im In-
ternet zu finden sind. Soweit irgend möglich, handelt es 
sich um endgültige Ergebnisse. In manchen Fällen, so z.B. 
bei Tabellen, die auf monatlichen Konjunkturerhebungen 
beruhen, kann es kleine Abweichungen zwischen den 
hier publizierten Angaben und denen einzelner Statisti-
scher Landesämter für ihr jeweiliges Land geben. 

Beziehungszahlen, Quoten und Veränderungsraten: Ab-
solute Zahlen sind meist für eine Analyse nicht geeignet. 
Erst im Zeit- und Regionalvergleich mit anderen Daten er-
halten sie einen Aussagewert. Dabei müssen sie oft stan-
dardisiert werden, um triviale Aussagen, dass es z.B. im 
großen Nordrhein-Westfalen mehr Arbeitslose oder ein hö-
heres Bruttoinlandsprodukt als im kleinen Saarland gibt, 
zu vermeiden. Durch Verwendung von Quoten (z.B. Ar-
beitslosenquote), Beziehungszahlen (z.B. Geborene je 
1 000 Einwohner) und prozentuellen Veränderungsraten 
(z.B. Wirtschaftswachstum) wird ein Höchstmaß an regi-
onaler und zeitlicher Vergleichbarkeit geschaffen. 

Konzeptionelle Änderungen dieser Ausgabe 

An mehreren Stellen wurden in dieser Ausgabe 2006 
wichtige konzeptionelle Änderungen vorgenommen: 

1. Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen stellen 
neuerdings keine preisbereinigten Daten über das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP, Tab. 13) und die Brutto-
wertschöpfung (BWS, Tab. 15, 16 und 17) zur Ver-
fügung. Es gibt nur noch die Nachweisungen „in je-
weiligen Preisen“ sowie „in Preisen des Vorjahres“ als 
reale Veränderungsraten; in letztgenannten sind die 
Wirkungen der Preisveränderungen also eliminiert. In 
den genannten Tabellen sind daher die in diesen 
nachgewiesenen kurz- und mittelfristigen Verände-
rungsraten andere als die Veränderungsraten in je-
weiligen Preisen, wie man sie sich selbst aus den 
Rohdaten der Tabelle über die absolute Höhe des BIP 
und der BWS in jeweiligen Preisen selbst ermitteln 
könnte.

2. Es hat sich herausgestellt, dass die Berechnung der 
Quote der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss
(Tab. 32) im Jahr 2004 für das Land Niedersachsen 
fehlerhaft war. Dies lag nicht an der absoluten Höhe 
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der Zahl der Abgänger ohne Hauptschulabschluss, 
sondern am Nenner der Quote, also der Zahl der 
Schulabgänger. Deren Zahl war zu hoch nachgewie-
sen worden. Um derartige Fehler zu vermeiden, wur-
de – selbstverständlich auch rückwirkend – der Be-
rechnungsmodus dieser Quote geändert: Die Zahl 
der Absolventen ohne Hauptschulabschluss wird künf-
tig auf die durchschnittliche Zahl der Bevölkerung im 
Alter von 14 bis unter 16 Jahren bezogen. Bei der 
Abiturientenquote wurde auch schon bisher analog 
verfahren.

3. Die wichtigsten Änderungen ergeben sich im Kapitel 
„Soziale Probleme, Sicherheit“. Die Hartz-IV-Refor-
men haben das System der sozialen Sicherung seit 
Anfang 2005 tiefgreifend verändert. Es ist künftig 
nicht mehr wie bis zum Jahr 2004 möglich, soziale 
Problemlagen in Deutschland und seinen Ländern mit 
Daten der Sozialhilfestatistik abzubilden. Damit ist ins- 

gesamt drei Tabellen des Niedersachen-Monitors die 
Grundlage entzogen worden, nämlich denen über So-
zialhilfeempfänger insgesamt, weibliche Sozialhilfe-
empfänger und Ausgaben für Sozialhilfe. Um die Ent-
wicklung sozialer Problemlagen – und diese sind mit 
Problemen der demographischen Entwicklung eng ver-
knüpft – adäquat abzubilden, wurden stattdessen fol-
gende Tabellen zusätzlich aufgenommen: Leistungs-
empfänger nach Sozialgesetzbuch (SGB) II; Verbrau-
cherinsolvenzen; Anzahl und Bevölkerungsanteil der 
Hochbetagten über 80 Jahre; vorläufige Schutzmaß-
nahmen der Kinder- und Jugendhilfe. Damit werden 
einige der wichtigsten potenziellen Armutsursachen 
– Verlust des Arbeitsplatzes, problematische Famili-
enverhältnisse, hohes Lebensalter – statistisch abge-
bildet. Eine nähere Begründung der Datenauswahl 
und Vorstellung der Datenquellen erfolgt im entspre-
chenden Kapitel. 
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Bevölkerung

2005 erstmals seit 1987 Bevölkerungsrückgang 

Die Einwohnerzahl Deutschlands wie auch Niedersach-
sens war im Jahr 2005 um jeweils - 0,1 % rückläufig. En-
de 2005 lebten in Niedersachsen noch 7 993 946 Men-
schen, 6 963 weniger als ein Jahr zuvor (Tab. 1). Nur noch 
fünf von 16 Bundesländern konnten im Jahr 2005 ihre 
Einwohnerzahl erhöhen, wobei die wirtschaftlich derzeit 
erfolgreichsten Länder Hamburg (+ 0,5 %) sowie Baden-
Württemberg und Bayern (+ 0,2 %) vorne lagen. In den 
ostdeutschen Ländern sank die Bevölkerungszahl im 
Schnitt um - 0,5 %, während sie im Westen insgesamt 
stieg. Den größten Einwohnerschwund mussten Thürin-
gen (- 0,9 %), Mecklenburg-Vorpommern (- 0,8 %) und 
das Saarland (- 0,7 %) verbuchen. 

Es war das erste Mal seit 1987, dass in Niedersachsen 
zum Jahresende eine sinkende Bevölkerungszahl auftrat. 
Im Fünfjahresvergleich 2005 zu 2000 weist das Land 
noch ein Wachstum von + 0,9 % auf, was deutlich über 
dem Bundesdurchschnitt (+ 0,2 %) und in etwa im Schnitt 
der westlichen Länder (+ 1,0 %) liegt. Die jährlichen Zu-
wächse wurden aber von Jahr zu Jahr geringer, und es ist 
durchaus möglich, dass bereits 2005 die Trendwende 
zum allmählichen Bevölkerungsrückgang auch in Nieder-
sachsen markiert. 

Überdurchschnittlich starker Geburtenrückgang 

Die Zahl der Lebendgeborenen (Tab. 2) sank in Nieder-
sachsen auf nur noch 66 993 im Jahr 2005. Das war ein 
Rückgang von - 4,8 % im Vorjahresvergleich; im Vergleich 
mit dem Jahr 2000 ging die Geburtenzahl sogar um 
- 15,7 % zurück. Der Geburtenrückgang ist in Nieder-
sachsen sogar noch deutlich stärker ausgeprägt als in an-
deren Bundesländern: Im Fünfjahresvergleich ist die Ab-
nahmerate Niedersachsens die höchste aller Bundeslän-
der, und sie liegt weit über dem auch schon ungünstigen 
Bundesdurchschnitt von - 10,6 %. Auch im kurzfristigen 
Vorjahresvergleich schneidet das Land deutlich schlechter 
als der Bundesdurchschnitt (- 2,8 %) ab. Im Länderver-
gleich ist bemerkenswert, dass die beiden Stadtstaaten 
Hamburg und Bremen im Jahr 2005 sogar ein Plus bei 
den Geburten verzeichneten. Dies dürfte darauf zurück-
zuführen sein, dass diese beiden Stadtstaaten derzeit 
aufgrund relativ günstiger Wirtschaftsdaten viele junge 
Frauen, also potenzielle Mütter, aus anderen Gebieten an-
ziehen. 

Die Geburtenhäufigkeit Niedersachsens war noch im Jahr 
2000 mit 10,1 Geborenen je 1 000 Einwohner klar über-
durchschnittlich; der entsprechende Wert lag bei 9,3 für 

Deutschland und 9,8 für Westdeutschland. 2005 ist Nie-
dersachsens Geburtenhäufigkeit mit 8,4 nur noch durch-
schnittlich (Deutschland 8,3, Westdeutschland 8,5). In 
Ostdeutschland blieb die Geburtenhäufigkeit mit 7,5 wei-
terhin so niedrig wie im Jahr 2000. Im Länder-Ranking 
der Geburtenhäufigkeit rutschte Niedersachsen von Platz 
2 auf Platz 7. 

Sterbeüberschuss und Wanderungssaldo steigen 

Einen weiteren Hinweis auf die Ursachen des eingangs 
erwähnten leichten Bevölkerungsrückgangs in Niedersach-
sen kann man den Tabellen 3 und 4 entnehmen. Der Sal-
do der natürlichen Bevölkerungsbewegung (Tab. 3) rutscht 
weiter in die roten Zahlen, denn die Geburtenzahlen sin-
ken, und die Zahl der Gestorbenen bleibt relativ kon-
stant. Die Verschlechterung dieses Saldos vollzieht sich in 
Niedersachsen schneller als im Bundesdurchschnitt, was 
man an der Entwicklung der vergleichbaren Beziehungs-
zahl „Geburten-/Sterbesaldo je 1 000 Einwohner“ able-
sen kann. Dieser zugegeben ein wenig komplizierte Indi-
kator entwickelte sich in Niedersachsen von - 0,4 (2000) 
auf - 2,0 (2005). Im gesamten Deutschland entwickelte 
er sich von - 0,9 auf - 1,8 – auch keine schöne Entwick-
lung, aber trotzdem besser als die des Landes. 

In früheren Jahren konnten die fast immer positiven Wan-
derungssalden (Tab. 4) die meist negativen Geburtensal-
den mehr als ausgleichen. Das scheint vorbei zu sein. Der 
positive Wanderungssaldo von + 30 898 (2000) sank über 
+ 19 600 (2004) auf nur noch + 9 266 im vergangenen 
Jahr; auf 1 000 Einwohner bezogen von + 3,9 auf nur 
noch + 1,2. Auch diese Entwicklung vollzieht sich in Nie-
dersachsen schneller als im Bundesgebiet: Deutschland-
weit blieb diese Beziehungszahl stabil bei 1,0 je 1 000 
Einwohner in den Jahren 2004 und 2005 – im Jahr 2000 
lag sie bei 2,0. Die Zuwanderung nach Deutschland im 
Allgemeinen und Niedersachsen im Besonderen hat stark 
abgenommen. Das ist vor allem darauf zurückzuführen, 
dass der Aussiedlerstrom aus Rumänien, Russland, Kasach-
stan allmählich verebbt. Aber auch die Zahl der nicht-
deutschen Migranten nahm im vergangenen Jahr ab – 
die Attraktivität von Deutschland und Niedersachsen als 
internationales Migrationsziel sinkt. 

Zahl der Eheschließungen im Norden weiterhin über-
durchschnittlich, aber Unterschiede zwischen den Län-
dern schwächen sich ab 

Die Zahl der Eheschließungen nahm im Jahr 2005 leicht 
um - 2,6 % auf 40 687 ab, aber die Eheschließungshäu- 
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figkeit in Niedersachsen bleibt überdurchschnittlich. Pro 
10 000 Einwohner wurden in Niedersachsen 50,8 Ehen 
geschlossen, der dritthäufigste Wert nach Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern. Der Norden Deutsch-
lands liegt hier weit vorn. 

Bezüglich des Heiratsverhaltens haben sich im vergange-
nen Jahr die regionalen Unterschiede abgeschliffen. In 
den Ländern mit einer relativ hohen Eheschließungshäu-
figkeit sank diese, und umgekehrt stieg sie in den meis-
ten Ländern mit unterdurchschnittlichen Werten. Das wirk-
te sich z.B. bezüglich der West-Ost-Unterschiede stark ni-
vellierend aus. Während sie in Ostdeutschland von nied-
rigem Niveau ausgehend steigt, sinkt sie im Westen, und 
wenn dieser Trend sich fortsetzt, wird es in dieser Frage 
bald keine Ost-West-Disparitäten mehr geben. 

Abermals weniger Ehescheidungen 

Die Zahl der Ehescheidungen in Niedersachsen sank von 
2004 bis 2005 um - 7,7 % auf 20 177 (Tab. 6). Bereits im 
vergangenen Jahr war nach dem Höhepunkt des Jahres 
2003 (21 921) ein seinerzeit noch leichter Rückgang um 
- 0,2 % aufgetreten. So gibt es mittelfristig im Vergleich 
zum Jahr 2000 zwar einen klaren Zuwachs um + 9,9 %, 
aber eben ein Abebben der Scheidungshäufigkeit seit  

2003. Der mittelfristige Zuwachs von + 9,9 % war übri-
gens der höchste, der unter den vorliegenden Länderer-
gebnissen beobachtet werden konnte. 

Da bei Redaktionsschluss Ende September immer noch 
die Daten eines Landes fehlten, kann das Landesergebnis 
nicht mit den Bundesdaten verglichen werden, sondern 
nur mit den vorliegenden Länderergebnissen. Danach liegt 
das niedersächsische Ergebnis im Trend: In 13 von 16 
Ländern gab es im Vorjahresvergleich rückläufige Werte. 
Die Scheidungshäufigkeit (Scheidungen pro 10 000 Ein-
wohner) in Niedersachsen sank von 27,3 (2004) auf 25,2 
im Jahr 2005. 

Zum Teil ist dieser Rückgang ganz einfach damit zu erklä-
ren, dass weniger Ehen geschlossen wurden, aber das er-
klärt nur wenig: denn das Verhältnis Eheschließungen zu 
Scheidungen lag 2004 bei 1,9 und 2005 bei 2,0. Eine 
mögliche Erklärung wäre, dass die Menschen in wirt-
schaftlich relativ unsicheren Zeiten, in denen man auch 
ständig von tiefgreifenden Veränderungen im Wirtschafts- 
und Sozialsystem betroffen ist, im privaten Bereich „auf 
Nummer sicher“ gehen und daher das Risiko einer Schei-
dung (noch) nicht auf sich nehmen wollen. Etwas Ähnli-
ches war in den neunziger Jahren in Ostdeutschland be-
obachtet worden. 
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Erwerbstätigkeit

Mehr Erwerbstätige und Selbstständige, ... 

In Niedersachsen ermittelte der Mikrozensus im Jahres-
durchschnitt 2005 eine Zahl von 3 401 000 in Nieder-
sachsen wohnhaften Erwerbstätigen (Tab. 7). Das bedeu-
tet gegenüber 2004 einen erfreulichen Zuwachs von 
+ 2,3 %. Bundesweit war eine ähnliche Zunahme von 
+ 2,5 % zu beobachten. Im mittelfristigen Fünfjahresver-
gleich zum Jahr 2000 ist bundesweit ein Rückgang um 
- 0,1 %, in Niedersachsen um - 0,6 % zu beobachten. 

Es gibt eine wichtige methodische Einschränkung: Bei der 
Bewertung dieser Zahlen muss berücksichtigt werden, 
dass der Mikrozensus im Jahr 2005 eine tiefgreifende 
Umgestaltung erfuhr. Während er bis 2004 einmal jähr-
lich im April durchgeführt wurde, so wird er ab Januar 
2005 als monatliche Stichprobe organisiert, und alle An-
gaben sind jetzt Jahresdurchschnitte. Die Veränderungs-
rate dürfte daher leicht positiv überzeichnet sein, da die 
Erwerbstätigkeit im April etwas niedriger liegt als im Jah-
resdurchschnitt, wie Ergebnisse der ILO-Arbeitsmarktsta-
tistik für Deutschland zeigen: Im April 2005 gab es da-
nach bundesweit eine Zahl von 38,5 Mio. Erwerbstäti-
gen, im Jahresdurchschnitt lag sie mit 38,7 Mio. etwas 
höher. Durch diesen Basis-Effekt erscheint der Zuwachs 
wahrscheinlich höher, als er tatsächlich ist. 

Ansonsten ist die Zunahme der Erwerbstätigkeit gegen-
über 2004 auch auf drei klar erkennbare Ursachen zu-
rückzuführen:

Die Zahl der Selbstständigen in Niedersachsen ist, teilwei-
se durch die Förderung von Existenzgründungen („Ich-
AG“), deutlich um + 3,1 % gestiegen und die Selbststän-
digenquote – der Anteil der Selbstständigen an allen Er-
werbstätigen – stieg entsprechend auf 10,8 %. Dieser Zu-
wachs war deutlich geringer als der entsprechende von 
+ 5,9 % im gesamten Bundesgebiet. 

Besonders stark zugenommen hat die Zahl der Erwerbs-
tätigen mit relativ geringen Arbeitszeiten von weniger als 
20 Stunden. Minijobs, Ein-Euro-Jobs und andere Instru-
mente der Arbeitsmarktpolitik dürften hier eine wichtige 
Rolle spielen. 

Von der Zunahme dieser geringfügigen und Teilzeitbe-
schäftigungen haben einmal mehr vor allem die Frauen
profitiert (Tab. 8). Die Zahl der weiblichen Erwerbstäti-
gen nahm in Niedersachsen kurzfristig um + 3,3 % und 
mittelfristig um + 3,2 zu. 37 von 100 Frauen waren im 
Jahr 2005 erwerbstätig; 2004 waren es erst 36 von Hun-
dert.

... aber weniger sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
mit Arbeitsort in Niedersachsen nahm vom 30. Juni 2004 
bis zum 30. Juni 2005 in Niedersachsen um - 1,5 % ab 
(Tab. 9). Diese Abnahme liegt im Trend der vergangenen 
Jahre – auch mittelfristig ging die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtigen Stellen im Lande um - 5,4 % (Deutsch-
land - 5,6 %) zurück. Im kurzfristigen Vergleich zu 2004 
mussten alle Länder Abnahmen verzeichnen – noch die 
geringste Abnahme gab es in Hamburg mit - 0,1 %, die 
höchste musste einmal mehr Sachsen-Anhalt mit - 3,4 %
hinnehmen. Deutschlandweit war ein Minus von - 1,3 % 
zu verzeichnen. 

Die Schere zwischen Ost und West geht hier trotz aller 
Bemühungen weiter auf: In der Summe aller ostdeut-
schen Länder sank die Beschäftigung um - 2,8 %, in der 
Summe aller westdeutschen Länder nur um - 1,0 %. Im 
mittelfristigen Vergleich ist die Diskrepanz noch deutli-
cher: Während in Westdeutschland die Beschäftigung um 
- 4,0 % sank, ging sie im Osten gar um - 13,2 % zurück. 

Ohne die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung wäre der 
Rückgang sogar noch deutlicher ausgefallen. Die Zahl der 
Teilzeitarbeitsplätze stieg in Niedersachsen von 419 000 
auf 424 000, und die Teilzeitquote stieg damit von 17,9 % 
(2004) auf 18,4 %. Dieser Wert liegt deutlich höher als 
der Bundesdurchschnitt von 16,7 %. Diese Anstiegquo- 
te hat eine positive und eine bedenkliche Seite: Einerseits 
eröffnen Teilzeitstellen bessere Möglichkeiten, die Anfor-
derungen von Beruf und Familie zu vereinbaren. Anderer-
seits darf diese positive Seite den Blick nicht darauf ver-
stellen, dass das gesamte sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsvolumen im Lande noch stärker gesunken ist, als es 
der Rückgang von - 1,5 % ausdrückt. Entsprechend ver-
ringerten sich für manche Bevölkerungsgruppen die Mög-
lichkeiten, das zum Lebensunterhalt erforderliche Einkom-
men durch Erwerbstätigkeit zu erzielen. 

Kräftiger Rückgang der Arbeitslosigkeit im Jahr 2006 

Im Juni 2006 waren in Niedersachsen 405 839 Menschen 
arbeitslos und damit - 5,3 % weniger als ein Jahr zuvor 
(Tab. 10). Kräftige Abnahmeraten traten aufgrund der ver-
besserten Konjunktur dieses Jahres in allen Ländern bis 
auf Hessen auf, die kräftigsten in Schleswig-Holstein mit 
- 13,7 %. Niedersachsen liegt in etwa im Bundestrend von 
- 6,5 %. Erfreulicherweise ging die Arbeitslosigkeit im 
Osten (- 9,7 %) stärker zurück als im Westen (- 4,9 %). 
Der mittelfristige Vergleich mit dem Jahr 2001 ist in sei- 
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ner Aussagekraft eingeschränkt, denn die Arbeitsmarkt- 
reformen des Jahres 2005 hatten dazu geführt, dass zahl-
reiche Menschen als arbeitslos registriert wurden, die vor-
her als Sozialhilfeempfänger beim Arbeitsamt nicht ge-
meldet waren. 

Niedersachsens Arbeitslosenquote der abhängig Beschäf-
tigten sank damit von 12,2 auf 11,4 %; bundesweit ging 
sie im gleichen Takt von 12,6 auf 11,8 % zurück. Die re-
gionale Spreizung der Quoten ist nach wie vor enorm: Sie 
reicht von 7,0 % (Baden-Württemberg) bis 19,9 % (Ber-
lin und Mecklenburg-Vorpommern). 

Bei den arbeitslosen Jugendlichen unter 25 Jahre (Tab. 11) 
gab es bis Juni 2006 einen kräftigen Rückgang; die Ar-
beitslosenquote dieser Gruppe lag in Niedersachsen bei 
10,6 % und damit etwas höher als der Bundesdurch-
schnitt von 10,2 %. Die Entwicklung bei den Frauen war 
im Jahr 2006 weniger günstig: Binnen Jahresfrist stieg die 
Zahl der arbeitslosen Frauen in Niedersachsen gegen den 
Bundestrend um 2,0 %. Die Arbeitslosenquote der Frau-
en lag im Juni 2006 in Niedersachsen bei 11,5 % (Deutsch-
land 11,8 %) und war damit etwas höher als die allge-
meine Arbeitslosenquote. 
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Wirtschaft und Einkommen 

Relativ geringes Wachstum in Niedersachsen 

2005 wuchs die Wirtschaft in Niedersachsen und Deutsch-
land im Gleichtakt um + 0,9 %, wobei die Entwicklung in 
Westdeutschland (+ 1,1 %) günstiger war als im Osten 
(- 0,1 %). Das Bruttoinlandsprodukt (BIP, Tab. 13) er-
reichte im Jahr 2005 in Niedersachsen eine Höhe von 
188,4 Mrd. Euro. Das entsprach einem Anteil von 8,4 % 
am Bundesergebnis – im Jahr 2000 lag der Anteil des 
Landes noch bei 8,7 %. Schon daran kann man ablesen, 
dass das Wachstumstempo der niedersächsischen Wirt-
schaft mittelfristig hinter dem Bundestrend zurückgeblie-
ben ist: Einem realen Wachstum von + 8,9 % in Deutsch-
land steht eine niedersächsische Wachstumsrate von nur 
+ 4,6 % gegenüber. Nur Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern weisen noch niedrigere Werte auf. 

Mittelfristig hat sich eine Lücke aufgetan. Auf die erheb-
lich höheren Wachstumsraten der ohnehin wirtschaftlich 
stärkeren Länder Bayern und Baden-Württemberg wur-
de an dieser Stelle schon oft hingewiesen. Aber auch die 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen, die im Zuge der Glo-
balisierung erheblich von ihrer Gateway-Funktion profi-
tieren, und auch einige ostdeutsche Länder können mit-
telfristig zweistellige Zuwachsraten aufweisen – am kräf-
tigsten Sachsen mit + 13,4 %. Auch in der Produktivität 
hinkt Niedersachsen nach: Pro Erwerbstätigen wurden 
hier im Jahr 2005 53 464 Euro erwirtschaftet. Das waren 
- 7,5 % weniger als im Bundesdurchschnitt. Fünf Jahre 
zuvor betrug der Rückstand erst - 3,0 %. 

Zahl der Arbeitsplätze stabil 

Im Jahr 2005 gab es in Niedersachsen 352 410 Arbeits-
plätze (= Erwerbstätige am Arbeitsort, Tab. 14) und da-
mit praktisch genauso viele wie im Jahr 2000. 

Der Begriff des „Erwerbstätigen“, wie er in den Tabel-
len 13 und 14 im Kapitel „Wirtschaft und Einkommen“ 
verwendet wird, ist nicht identisch mit dem „Erwerbstä-
tigen“, wie er in den Tabellen 7 und 8 im Kapitel „Er-
werbstätigkeit“ gebraucht wird. Die „Erwerbstätigen“ 
der Tabellen 7 und 8 werden am Wohnort gezählt; diese 
Daten stammen aus der großen Haushalts- und Bevölke-
rungsstichprobe Mikrozensus. Es sind letztlich bevölke-
rungsstatistische Daten, die sich für 2005 erstmals auf 
einen Jahresdurchschnitt beziehen; bis dahin bezogen 
sie sich immer stichtagsbezogen auf die Situation in ei-
nem Monat des Frühjahrs. Demgegenüber beziehen sich 
die Erwerbstätigendaten aus den Tabellen 13 und 14 auf 
die Erwerbstätigen am Arbeitsort; sie geben die Situation 
im Jahresdurchschnitt 2005 wieder und stammen aus 

der Erwerbstätigenrechnung. Dieses Rechenmodell ver-
sucht, ähnlich wie die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen, mit denen es konzeptionell eng verwandt ist, ein 
Gesamtbild des „Faktors Arbeit“ in seiner sektoralen und 
regionalen Verteilung zu erstellen. Es sind somit im ei-
gentlichen Sinne wirtschafts-, keine bevölkerungsstatisti-
schen Daten. Je nach Fragestellung und Erkenntnisinte-
resse ist mal die eine, mal die andere Erhebung sach-
adäquat. Will man wissen, wie viele der niedersächsi-
schen Einwohner erwerbstätig sind, greift man zu den 
Mikrozensusdaten. Will man wissen, wie viele Arbeits-
plätze es in Niedersachsen gibt, nimmt man die Daten der 
Erwerbstätigenrechnung. 

Die mittelfristige Entwicklung Niedersachsens liegt damit 
im Trend der westdeutschen Länder; die gesamtdeutsche 
Entwicklung (- 0,9 %) und vor allem die in Ostdeutsch-
land (- 4,8 %) ist deutlich ungünstiger. Die Spannweite 
der Entwicklungsraten reicht von + 0,9 % (Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz) bis zu - 6,6 % (Sachsen-An-
halt). Es ist insgesamt ein klares Südwest-Nordost-Gefälle 
festzustellen.

Starke Landwirtschaft 

Die Bruttowertschöpfung (BWS) der Landwirtschaft (Tab. 
15) nahm im Jahr 2005 in Niedersachsen gegenüber 
2004 real um - 3,8 % ab. Dieser Rückgang fiel in Nieder-
sachsen noch moderater aus als in den meisten anderen 
Ländern. Mittelfristig aber stieg die Wertschöpfung der 
Landwirtschaft in Niedersachsen mit + 8,3 % deutlich 
schneller als in den meisten anderen Ländern; die Zunah-
me lag auch klar über dem Gesamtwachstum der Wirt-
schaft (+ 4,6 %) im selben Zeitraum. 

Die Landwirtschaft ist eine der tragenden und das Land 
prägenden Säulen. Ihre Bedeutung geht weit über den 
1,6 %-Anteil an der gesamten BWS hinaus, den sie in Nie-
dersachsen hält. Sie ist damit im Lande sektoral überre-
präsentiert – deutschlandweit erwirtschaftet die Landwirt-
schaft nur 2,2 % der BWS. Niedersachsens in vielen Be-
reichen industriell geprägte Landwirtschaft weist eine klar 
überdurchschnittliche Produktivität auf und hält einen An-
teil von 15,6 % am gesamtdeutschen Ergebnis. 

Produzierendes Gewerbe: Hohe Produktivität, aber 
abnehmendes Gewicht

Die Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe 
(Tab. 16) – der Oberbegriff für das Verarbeitende Gewer-
be, Baugewerbe, Energie- und Wasserversorgung – ging 
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in Niedersachsen im mittelfristigen Vergleich zum Jahr 
2000 um - 6,0 % zurück. Die Entwicklung verlief hierzu-
lande damit deutlich ungünstiger als im Bundesgebiet 
insgesamt, wo ein Plus von + 3,3 % erzielt wurde. Der 
kurzfristige Vergleich sieht mit einem realen Zuwachs von 
+ 2,6 % klar günstiger aus. 

Der Anteil Niedersachsens am Bundesergebnis sank da-
mit von 9,2 % (2000) auf nur noch 8,6 % (2005), und 
das Gewicht des Produzierenden Gewerbes im Rahmen al-
ler Branchen Niedersachsens ging von 31,9 auf 30,6 % 
zurück. Die Wertschöpfung pro Erwerbstätigen ist hier sehr 
hoch – 59 358 Euro pro Kopf werden in diesem Bereich 
erarbeitet, und dieses Ergebnis liegt weit über dem der 
Landwirtschaft und dem des Dienstleistungssektors. Um 
so gravierender ist die Tatsache, dass dieser hochproduk-
tive Sektor zumindest mittelfristig weit ungünstigere Fun-
damentaldaten aufweist als der Bundestrend. 

Überdurchschnittliche Umsatzentwicklung im Verar-
beitenden Gewerbe 

Das Verarbeitende Gewerbe (Tab. 21) Niedersachsens 
konnte kurz- und mittelfristig deutlich überdurchschnittli-
che Umsatzzuwächse von + 7,3 % bzw. + 16,9 % erzie-
len. Im Ländervergleich sind in dieser Branche vor allem 
die enormen mittelfristigen Zuwächse in Sachsen-Anhalt 
(+ 51,7 %) und Sachsen (+ 42,2 %) auffällig. In Berlin und 
Bremen hingegen gab es mittel- wie kurzfristig sogar 
Rückgänge des Umsatzes – die Industrie scheint sich hier 
zurückzuziehen. Der Anteil des Auslandsumsatzes liegt in 
Niedersachsen wie in Deutschland relativ konstant bei 
gut 40 %. 

Ausfuhr floriert weiter 

Der hohe Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtum-
satz des Verarbeitenden Gewerbes ist auch die Basis für 
das weiterhin florierende Ausfuhrgeschäft (Tab. 24). Nie-
dersächsische Exporteure schafften 2005 Waren im Wert 
von 60,1 Mrd. Euro ins Ausland. Das bedeutete eine Stei-
gerung um + 6,4 % im Vergleich zu 2004 und sogar um 
+ 28,0 % im Vergleich zum Jahr 2000. Niedersachsen 
bleibt damit der viertgrößte Exporteur unter den Län-
dern; der Wert der niedersächsischen Exporte liegt weit 
über dem aller ostdeutschen Länder zusammengenom-
men. Gleichwohl bleiben die deutlichen Zuwachsraten 
leicht hinter dem Bundestrend zurück. 

Talfahrt im Bauhauptgewerbe gebremst 

Das Bauhauptgewerbe (Tab. 22) erwirtschaftete 2005 
in Niedersachsen einen Umsatz von nur noch 7,7 Mrd. 
Euro. Das bedeutet einen mittelfristigen Rückgang von 

- 18,4 % gegenüber dem Jahr 2000 und - 3,1 % gegen-
über 2004. Trotz dieser beiden kräftigen Abnahmeraten 
muss man feststellen, dass sich die niedersächsische Bau-
wirtschaft noch relativ gut schlägt, denn die bundeswei-
ten Abnahmeraten (- 24,7 % bzw. - 5,7 %) sind weit 
gravierender. Vor allem in Ostdeutschland gab es kräftige 
Verluste. Immerhin waren schon 2005 Silberstreifen am 
Horizont erkennbar: 3 von 16 Ländern konnten sogar 
wieder leichte Zuwächse melden, und die Umsatzeinbuße 
von 2005 fiel deutlich geringer aus als die von 2004. 

Zwar Zuwächse im Dienstleistungssektor, aber sie 
sind unterdurchschnittlich 

Dem äußerst differenzierten Dienstleistungssektor wer-
den allgemein noch die größten Wachstumschancen zu-
getraut. Immerhin nahm die Bruttowertschöpfung dieses 
Sektors im Lande im Jahr 2005 real auch um + 0,5 % im 
Vorjahresvergleich und + 4,8 % im Vergleich mit dem Jahr 
2000 zu (Tab. 17). Aber die Zuwachsraten bleiben hin- 
ter den entsprechenden des ganzen Bundesgebietes klar 
zurück – im Vorjahresvergleich stieg die BWS z.B. um 
+ 0,9 %. Nimmt man Westdeutschland als Vergleichsmaß-
stab – in Ostdeutschland verläuft die Entwicklung deut-
lich schwächer – ist der Wachstumsrückstand Niedersach-
sens noch deutlicher. Der Anteil Niedersachsens am Bun-
desergebnis ging von 8,4 % (2000) auf 8,2 % (2005) zu-
rück. Ein großes strukturelles Problem wird deutlich: Aus-
gerechnet in der wohl am meisten zukunftsträchtigen 
Branche ist das Land unterrepräsentiert, und diese Unter-
repräsentation prägt sich sogar noch weiter aus. Es zeigt 
sich die Notwendigkeit einer tieferen Untersuchung, als 
dies hier geleistet werden kann, denn das Dienstleistungs-
gewerbe ist sehr heterogen. Ein Teil der oben beschrie-
benen Entwicklung geht jedoch auf die verschärften Kon-
solidierungsmaßnahmen im öffentlichen Dienst, der ja ein 
Teil des Dienstleistungssektors ist, zurück. 

Sinkende Übernachtungszahlen im Tourismus 

In einem Zweig des Dienstleistungsgewerbes, dem Tou-
rismus (Tab. 23), kann man deutlich einige der Probleme 
des Landes erkennen. Die Übernachtungszahlen des Jah-
res 2005 lagen in Niedersachen um - 11,4 % unter de-
nen des Jahres 2000. Bundesweit lag die entsprechende 
Abnahmerate nur bei - 1,0 %. Auch im kurzfristigen Ver-
gleich zum Jahr 2004 schneidet Niedersachsens Beher-
bergungsgewerbe nicht gut ab: Während bundesweit ein 
Plus von immerhin 1,5 % zu Buche schlägt, musste Nie-
dersachsen abermals einen Rückgang von - 0,6 % ver-
zeichnen.

Nun ist der Vergleich mit dem Expo-Jahr 2000 und seinen 
großen Besucherströmen fraglos ein bisschen unfair; es 
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bleibt aber dennoch die Erkenntnis, dass dieses große 
Event zumindest im Tourismus wohl keine nachhaltige 
Positionsverbesserung des Landes hervorgebracht hat. In-
teressant ist die Entwicklung des Ausländertourismus: 2005 
wurden in Niedersachsen 2,462 Mio. Übernachtungen aus-
ländischer Gäste gemeldet. Das ist zwar deutlich mehr als 
2004 (+ 12,6 %), aber der Ausländeranteil an allen Über-
nachtungen lag damit bei nur 7,2 % – bundesweiter 
Durchschnitt sind 14 %. 

Im Ländervergleich fallen neben den erfreulichen Zuwäch-
sen in Mecklenburg-Vorpommern vor allem die klaren 
und gegen den Trend erzielten Gewinne in den Stadt-
staaten Berlin, Bremen und Hamburg auf. Berlin legt mit-
telfristig um + 26,6 %, Hamburg sogar um + 30,2 % zu. 
Der Städtetourismus boomt, und genau in diesem Punkt 
hat Niedersachsen einfach nicht so viel zu bieten wie an-
dere Länder. 

Zahl der Firmenzusammenbrüche steigt weiter – erst-
mals überdurchschnittliche Insolvenzquote in Nieder-
sachsen

Im Jahr 2005 fielen 3 290 niedersächsische Unternehmen 
in die Insolvenz (Tab. 18). Die Pleitenwelle ebbte 2005 
zwar bundesweit mit einem Rückgang von - 6,0 % im 
Vorjahresvergleich ab, aber in Niedersachsen setzte sich 
mit einer weiteren Zunahme von + 3,9 % die ungünstige 
Entwicklung der Vorjahre fort. Immerhin gib es ab No-
vember 2005 im Vergleich zum jeweiligen Vorjahresmo-
nat rückläufige Insolvenzzahlen im Lande. 

Auch im Fünfjahresvergleich zum Jahr 2000 ergeben die 
Daten ein für Niedersachsen deutlich ungünstiges Bild: 
Die Zahl der Insolvenzen stieg hierzulande in diesem 
Zeitraum um + 40,3 %, während es bundesweit „nur“ 
+ 30,5 % waren. In dieser mittelfristigen Entwicklung er-
gibt sich übrigens eine klare Ost-West-Struktur: In Ost-
deutschland ging die Zahl der Firmenzusammenbrüche 
um - 13,2 % zurück, während sie im Westen um + 55,1 % 
stieg. Insofern liegt die hohe Steigerungsrate in Nieder-
sachsen „im Trend“ der westlichen Bundesländer. 

Die Insolvenzquote bezieht die Zahl der Insolvenzen auf 
die Zahl der bestehenden Unternehmen lt. Umsatzsteuer-
statistik des Vorjahres. Sie liefert damit eine Zahl, die das 
Insolvenzrisiko über Länder oder auch über Branchen 
vergleichbar darstellt. Diese Insolvenzquote war in Nie-
dersachsen lange Zeit bis 2004 im Ländervergleich unter-
durchschnittlich. Im Jahr 2005 lag die niedersächsische 
Quote mit 130 Pleiten je 10 000 bestehende Unterneh-
men erstmals über dem Bundesdurchschnitt von 125. 
Auch hier ist eine klare Regionalstruktur erkennbar: Die 
oft kapitalschwachen Unternehmen Ostdeutschlands tra-
gen ein ungleich höheres Insolvenzrisiko als ihre west-

deutschen Konkurrenten. Die Insolvenzquote variiert so 
zwischen den Extremen 70,2 (Baden-Württemberg) und 
217,5 (Sachsen-Anhalt). 

Umsatzanteil der kleinen und mittleren Unterneh-
men schrumpft weiter 

99,7 % der 253 250 niedersächsischen Unternehmen, die 
die Umsatzsteuerstatistik für das Jahr 2004 aufwies, sind 
sogenannte „KMU“, also kleine und mittlere Unterneh-
men mit einem Jahresumsatz von weniger als 50 Mio. 
Euro. Innerhalb eines Jahres nahm die Zahl der KMU-Un-
ternehmen in Niedersachsen um + 4 390 zu (Tab. 19). Auf 
der anderen Seite stehen in Niedersachsen 738 Großun-
ternehmen (Vorjahr 714), die Umsätze von mehr als 50 
Mio. Euro erzielen. 

Aber welches wirtschaftliche Gewicht haben die 99,7 % 
KMU? Im Jahr 2004 erzielten sie in Niedersachsen noch 
40,6 % aller Umsätze (Tab. 20). Auf die 738 Großunter-
nehmen entfiel der Löwenanteil von 59,4 %. Im Bundes-
vergleich ist damit der KMU-Anteil in Niedersachsen noch 
relativ hoch, erst recht im Vergleich nur der „alten“ Län-
der. Im Deutschland-Durchschnitt liegt der KMU-Anteil 
bei 39,8 %, im Westen bei 37,7 % und im Osten, wo 
erst wenige große Unternehmen ihren Sitz haben, liegt er 
bei 62,2 %. Aber auch in Niedersachsen nimmt der KMU-
Anteil ab – 1999 lag ihr Anteil noch bei 48,2 %, also 7,6 
Prozentpunkte höher. Zum Teil liegt dies daran, dass im 
Laufe der Zeit einige Unternehmen über die 50 Mio.-
Euro-Schwelle hinausgewachsen und jetzt Großunterneh-
men sind. Man muss aber auch erkennen, dass das wirt-
schaftliche Gewicht des „Mittelstandes“ schrumpft zu-
gunsten der schneller wachsenden Großunternehmen. 

Nur geringe Verdienstzuwächse 

Der durchschnittliche Bruttomonatsverdienst der Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen (Tab. 25) lag in Nieder-
sachsen im Januar 2006 bei 2 914 Euro und damit 0,7 % 
höher als ein Jahr zuvor. Bei einer Teuerungsrate von 
2,1 % im selben Monat bedeutete dies einen Reallohn-
verlust. Im Fünfjahresvergleich legten die Verdienste um 
+ 9,8 % zu; dies lag (brutto) immerhin knapp über der 
Teuerungsrate von  8,2 % des gleichen Zeitraums. 

Der Verdienstabstand zum Bundesdurchschnitt ist weiter 
angewachsen. Bundesweit stiegen die Löhne und Gehäl-
ter deutlich schneller als in Niedersachsen. Im mittelfristi-
gen Vergleich zum Januar 2001 haben 14 Länder zwei-
stellige Zuwachsraten aufzuweisen, nur Niedersachsen und 
Bremen bleiben unter der 10 %-Marke. Das niedersächsi-
sche Verdienstniveau lag im Januar 2006 um 4,1 unter 
dem Bundesdurchschnitt – fünf Jahre zuvor lag der Ab-
stand nur bei 1,2 %. 
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Die Ost-West-Disparitäten haben sich in diesem Zeitraum 
kaum verändert. Ein ostdeutscher Arbeitnehmer verdien-
te im Januar 2001 etwa 72 %, heute ca. 73 % seines 
westdeutschen Kollegen. 

Frauenverdienste holen mit langsamem Tempo auf 
– Gleichstand im Jahr 2065? 

Der Bruttomonatsverdienst der weiblichen Arbeitnehmer 
lag im Januar 2006 in Niedersachsen bei 2 422 Euro. 
Auch für die Frauen sind die Einkommenszuwächse im 
Regionalvergleich klar unterdurchschnittlich – während  

im Fünfjahresvergleich in Niedersachsen Zuwächse von 
+ 11,7 % auftraten, lag der entsprechende Wert bundes-
weit bei + 14,0 %. 

Hier kommt es aber vor allem auf den Vergleich zu den 
männlichen Arbeitnehmern an. Die Frauenverdienste la-
gen im Januar 2006 noch um 20,6 % unter dem ver-
gleichbaren Männerverdienst. Das ist die schlechte Nach-
richt. Die gute ist: Der Abstand zu den Männern verrin-
gert sich. Dieser Prozess geht langsam aber stetig von-
statten. Im Januar 2001 lag der Verdienstabstand noch 
bei 22,5 %. Bei unvermindertem Tempo ist in 59 Jahren, 
also im Jahr 2065, Gleichstand erzielt. 
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Innovation

Mehr Gewerbeabmeldungen, weniger Anmeldungen 

Die Zahl der Gewerbeanmeldungen (Tab. 27), die vor al-
lem im Jahr 2004 einen Höhepunkt erreichte, ist im ver-
gangenen Jahr leicht zurückgegangen. Die hohe Zahl im 
Jahr 2004 war auch zurückzuführen auf arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen, vor allem den Existenzgründerzu-
schuss („Ich-AG“), der seit Anfang 2003 gezahlt wurde. 
Seitdem hat sich das Gründergeschehen ein wenig beru-
higt. Die Zahl der Gewerbeanmeldungen ging in Nieder-
sachsen von 2004 auf 2005 um - 8,3 % auf 77 461 zu-
rück. Diese Zahl ist aber immer noch hoch und liegt z.B. 
um + 19,7 % über dem Ergebnis des Jahres 2000. 

Eine wirtschaftlich besonders wichtige Rolle spielen die als 
Teilmenge in den Gewerbeanmeldungen enthaltenen „Be-
triebsgründungen“ (= Gründung einer Personen- oder Ka-
pitalgesellschaft oder eines Einzelunternehmens, das in 
das Handelsregister oder die Handwerksrolle eingetragen 
ist): Deren Zahl von insgesamt 15 956 im Jahr 2005 sank 
im Vorjahresvergleich mit - 5,6 % etwas geringer als insge-
samt. Die Entwicklung des Existenzgründergeschehens ver-
läuft dabei in Niedersachsen und in Deutschland insge-
samt in etwa parallel und ohne besondere Auffälligkeiten 
der Landesentwicklung. Von der Struktur her bleibt aber 
weiter festzuhalten, dass die Zahl der Gewerbeanmeldun-
gen je 1 000 Einwohner in Niedersachsen mit 9,7 wei-
terhin klar unter dem Bundesdurchschnitt von 10,9 liegt. 
Die Gründungsintensität – am höchsten war sie im ver-
gangenen Jahr mit 13,0 in Berlin – war und ist hierzulan-
de unterdurchschnittlich. 

Es gibt ein wenig zu denken, dass gleichzeitig mit der 
Abnahme der Anmeldungen die Zahl der Gewerbeab-
meldungen (Tab. 28) ansteigt – wie ja übrigens auch die 
Zahl der Unternehmensinsolvenzen. Die Zahl der Ge-
werbeabmeldungen stieg in Niedersachsen von 2004 auf 
2005 um + 0,7 %. Bundesweit trat sogar eine Steigerung 
von + 4,5 % auf. Anscheinend stellten sich viele der Exis-
tenzgründungen der Vorjahre schnell als Eintagsfliegen 
heraus. Dennoch bleibt der Saldo aus Gewerbean- und 
-abmeldungen positiv. Die Zahl der Anmeldungen über-
stieg 2005 die der Abmeldungen um mehr als 17 000. 

Trotz Rückgang weiterhin überdurchschnittliche In-
vestitionstätigkeit der Industrie 

Die Investitionstätigkeit der Unternehmen im Verarbei-
tenden Gewerbe (Tab. 29) nahm im Jahr 2004 in Nieder-
sachsen um - 12,2 % ab, nachdem sie in den beiden Vor-
jahren jeweils gesteigert wurde. Bundesweit gab es ein 
leichtes Plus von + 0,6 %. Trotz dieses kurzfristigen Rück-

gangs – im mittelfristigen Vergleich sind die niedersächsi-
schen Daten übrigens etwas günstiger als die gesamt-
deutschen – ist die Investitionsintensität der niedersäch-
sischen Industrie überdurchschnittlich hoch. Pro Beschäf-
tigten wurde im Jahr 2004 ein Betrag von 8 245 Euro 
investiert. Dieser Wert liegt um 5,3 % über dem deut-
schen Durchschnittswert von 7 829 Euro. Nach wie vor 
ist die Investitionstätigkeit in Ostdeutschland bemerkens-
wert hoch. So weist z.B. Sachsen mit 16 087 Euro pro 
Beschäftigten die bundesweit höchste Investitionsintensi-
tät auf, und Sachsen-Anhalt folgt mit 14 514 Euro auf 
Platz 2. 

Starker Zuwachs ausländischer Direktinvestitionen 

Der Bestand unmittelbarer Direktinvestitionen ausländi-
scher Unternehmen in Niedersachsen ist im Jahr 2004 
– aktuellere Daten aus dieser Statistik der Bundesbank lie-
gen noch nicht vor – sehr stark auf jetzt 24,2 Mrd. Euro 
angestiegen (Tab. 30). Im Vergleich zum Vorjahr stieg der 
Bestand an Direktinvestitionen damit um + 78,4 % an, 
während bundesweit sogar ein leichter Rückgang um 
- 3,0 % zu verzeichnen war. Erst der Fünfjahresvergleich 
zum Jahr 1999 zeigt das Tempo der internationalen Ka-
pitalverflechtung: Bundesweit stieg die Summe ausländi-
scher Direktinvestitionen in diesem Zeitraum um + 76,7 %, 
in Niedersachsen sogar um + 124,1 %. 

Niedersachsen ist bei den ausländischen Kapitalanlagen 
stark unterrepräsentiert; diese Kapitalströme gehen meist 
dorthin, wo die großen Holdings und Unternehmen sit-
zen, also in dieser Reihenfolge nach Nordrhein-Westfa-
len, Hessen, Baden-Württemberg und Bayern. Durch die 
starken Zuwächse des Jahres 2004 erhöhte aber Nieder-
sachsen seinen Anteil an den ausländischen Kapitalanla-
gen von 2,5 % (2003) auf jetzt 4,6 %. 

Zahl der Patentanmeldungen sinkt weiter 

Im Jahr 2005 wurden in Niedersachsen 2 738 Erfindun-
gen zum Patent angemeldet (Tab. 31). Das waren - 2,7 % 
weniger als 2004 und sogar - 22,4 % weniger als im Jahr 
2000. Bundesweit traten deutlich geringere Rückgänge 
um - 0,2 bzw. - 9,6 % auf. Damit ist der Rückstand Nie-
dersachsens in der Patentanmeldungsintensität im ver-
gangenen Jahr noch größer geworden. Bundesweit fielen 
2005 wie schon im Vorjahr 59 Patentanmeldungen auf 
je 100 000 Einwohner; in Niedersachsen waren es aber 
2004 nur 35 und 2005 sogar nur noch 34. Das Patent-
anmeldungsgeschehen ist regional dadurch charakterisiert, 
dass es sich vor allem in den beiden süddeutschen Län-  
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dern Baden-Württemberg und Bayern konzentriert. 55 % 
aller deutschen Patente kamen im vergangenen Jahr aus 
diesen beiden Ländern. 

Patentanmeldungen stehen meist am Abschluss eines For-
schungs- und Entwicklungsprozesses und stellen sozu-
sagen das Scharnier zwischen der Entwicklung und der 
praktischen Umsetzung einer Innovation dar. Daher ist  

die mittelfristige Entwicklung in Niedersachsen mehr als 
bedenklich: In den Neunziger Jahren stieg die Zahl der 
Patenanmeldungen aus Niedersachsen fortlaufend an, bis 
im Jahr 2000 der Höhepunkt erreicht war. Seitdem geht 
sie fast stetig zurück, und zwar deutlich schneller als bun-
desweit. Im Jahr 2000 entfielen noch 6,6 % aller deut-
schen Patentanmeldungen auf niedersächsische Anmelder 
– 2005 waren es nur noch 5,7 %. 
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Humanpotenzial

8 345 Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss 

Im Jahr 2005 verließen in Niedersachsen 8 345 junge Men-
schen die allgemein bildenden Schulen, ohne dort zumin-
dest einen Hauptschulabschluss (Tab. 32) erworben zu 
haben. Bundesweit waren es 78 152; in diesen Zahlen 
sind die Abgänger aus Förder- bzw. Sonderschulen, de-
ren Bildungsziel nicht vorrangig der Erwerb des Haupt-
schulabschlusses ist, mit inbegriffen. Für alle diese jungen 
Menschen wird dies, auch wenn sie vielleicht im Rahmen 
ihrer beruflichen Ausbildung den Hauptschulabschluss nach-
holen, in ihrem weiteren Lebensweg ein schweres Handi-
cap sein – man denke nur an die Chance, eine Lehrstelle 
zu bekommen. Immerhin gibt es hier eine erfreuliche Ent-
wicklung zu berichten. Die Zahl der Abgänger ohne Haupt-
schulabschluss sank im Vorjahresvergleich in Niedersach-
sen und im Bundesgebiet um jeweils - 4,9 %. 

In der Ausgabe 2004 des Monitors war in der Berech-
nung des Anteils der Abgänger ohne Hauptschulabschluss 
an allen Abgängern ein Fehler enthalten. Dieser lag nicht 
am Zähler dieser Quote, der korrekt berichtet wurde, 
sondern an einem überhöhten Nenner (= Gesamtzahl al-
ler Schulabgänger). Um diesen Fehler künftig zu vermei-
den, wurde – ähnlich wie es auch schon zuvor das Nie-
dersächsische Kultusministerium praktizierte – die Berech-
nungsmethode der Quote geändert: Die Zahl der Abgän-
ger ohne Hauptschulabschluss wird jetzt und künftig auf 
die entsprechende gleichaltrige Bevölkerung der 14- und 
15-Jährigen bezogen. Danach ergibt sich für Niedersach-
sen eine Quote von 8,8 %. Diese liegt etwas höher als im 
ganzen Bundesgebiet (8,5 %) und deutlich über der Quo-
te der westdeutschen Länder (7,6 %). Bundesweit streut 
diese Quote zwischen einem Minimum von 6,7 % (Ba-
den-Württemberg) und einem Maximum von 15,8 % (Sach-
sen-Anhalt). Allgemein kann man feststellen, dass diese 
Quote in den wirtschaftlich erfolgreichen Ländern mit re-
lativ guten Arbeitsmarktzahlen niedriger liegt als in den 
wirtschaftlich weniger erfolgreichen Ländern. 

Abiturientenquote steigt auf 27 Prozent 

Im Jahr 2005 erwarben 24 335 junge Frauen und Män-
ner an den allgemein- und berufsbildenden Schulen des 
Landes die allgemeine Hochschulreife (Tab. 33). Ein Jahr 
zuvor waren es „nur“ 22 829. Damit stieg Niedersach-
sens Abiturientenquote – die Zahl der Schulabgänger mit 
allgemeiner Hochschulreife, bezogen auf die gleichaltrige 
Bevölkerung – von 24,4 % (2000) über 26,0 % (2004)  

auf jetzt 27,2 %. Das bedeutet eine mittelfristige Zunah-
me von + 2,8 Prozentpunkten (Deutschland: + 0,8). Nur 
in Berlin (+ 3,5) trat ein noch höherer Wert auf. 

Niedersachsens Abiturientenquote war in der Vergangen-
heit stets unterdurchschnittlich. Dies lang unter anderem 
wohl daran, dass es in relativ dünn besiedelten Flächen-
ländern wie Niedersachsen schwieriger als z.B. in Stadt-
staaten ist, alle Begabungsreserven auch von Kindern aus 
entlegenen peripheren Räumen zu erschließen – man den-
ke nur an die Länge der Schulwege zu einer weiterfüh-
renden Schule für viele Kinder im ländlichen Raum. Die 
jetzt erreichte Quote von 27,2 % liegt aber nur noch ganz 
knapp unter der der westdeutschen Länder (27,6) und 
nahe am Bundesdurchschnitt (28,3). Der Abstand zum Bun-
desdurchschnitt verringerte sich von 3,1 (2000) auf nur 
noch 1,1. 

Aufholprozess bei den hochqualifizierten Beschäftig-
ten

Am 30. Juni 2005 arbeiteten in Niedersachsen 169 000 
hochqualifizierte Beschäftigte, also exakt formuliert „so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Hochschul- oder 
Fachhochschulabschluss“ (Tab. 34). Das waren 7,3 % der 
Beschäftigten. Dieser Anteil der Hochqualifizierten steigt 
aufgrund der immer komplexer werdenden Anforderun-
gen des beruflichen Alltags weiter an. Im Jahr 2000 lag 
er erst bei 6,1 %. 

Diese Hochqualifiziertenquote ist im Ländervergleich im-
mer noch unterdurchschnittlich. Bundesweit liegt sie bei 
9,5 %, und zwar in Ostdeutschland bei 11,2 und in West-
deutschland bei 9,5 %. Der Spitzenwert wird mit 13,4 
in Berlin erreicht, der niedrigste Wert liegt bei 6,0 in 
Schleswig-Holstein. Schon an dieser Gegenüberstellung 
sieht man, dass die hochqualifizierten Beschäftigten über-
durchschnittlich oft in den Großstädten ihren Arbeitsplatz 
finden. Die relativ niedrigen Werte der norddeutschen Flä-
chenländer sind daher z.T. ein Stadtstaateneffekt, weil 
sie mit überdurchschnittlichen Werten in Hamburg und 
Bremen korrespondieren. 

In diesem Bereich gibt es einen tatsächlich erfolgreichen 
Aufholprozess des Landes Niedersachsen. Nirgendwo nimmt 
deren Zahl so rasch zu wie in Niedersachsen. Von 2000 
bis 2005 stieg sie hier um + 14,1%, und Niedersachsen 
belegt in diesem Indikator den ersten Platz vor Bayern. 
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Finanzen

Im Jahr 2005 haben sich in Niedersachsen die öffentli-
chen Finanzen von Land und Kommunen gegenüber dem 
Vorjahr leicht verschlechtert. Die bereinigten Gesamtein-
nahmen sind gesunken, die bereinigten Gesamtausgaben 
etwas gestiegen, und als Folge ist das Finanzierungsde- 
fizit höher als 2004. Als günstige Entwicklungen sind die 
niedrigeren Personalausgaben und die höheren Steuer-
einnahmen zu nennen. Zu den öffentlichen Finanzen im 
Einzelnen:

Bereinigte Gesamtausgaben wieder höher 

Nachdem die bereinigten Gesamtausgaben in Niedersach-
sen 2004 leicht gesunken waren, haben sie 2005 um 
0,8 % zugelegt, wobei der Anstieg unter dem Durch-
schnitt von Deutschland (+ 1,2 %) wie von Westdeutsch-
land (+ 2,1 %) liegt. Im Ländervergleich zeigt sich ein un-
einheitliches Bild: Einem Rückgang um - 4,6 % in Ham-
burg steht ein Anstieg um 5,3 % in Nordrhein-Westfalen 
gegenüber. Bei den Ausgaben je Einwohner liegt Nieder-
sachsen mit 3 942 Euro weiter deutlich unter dem Schnitt 
von Westdeutschland (4 316 Euro je Einwohner). Wegen 
der gestiegenen Steuereinnahmen können in Niedersach-
sen nun 61,3 % der bereinigten Gesamtausgaben durch 
Steuern finanziert werden, diese Quote stieg um 0,7 Pro-
zentpunkte.

Personalausgaben niedriger als im Vorjahr 

Die Personalausgaben von Land und Kommunen sind in 
Niedersachsen vergleichsweise deutlich um - 3,0 % ge-
sunken. Dies ist der erste Rückgang der Personalausga-
ben seit 2001, damals waren allerdings die Hochschulen 
– und damit auch ihre Personalausgaben – aus dem Lan-
deshaushalt ausgegliedert worden. Auch in anderen Län-
dern kam es zu Rückgängen, aber Niedersachsen hat wei-
terhin die niedrigsten Personalausgaben je Einwohner al-
ler westdeutschen Länder. Die Personalausgabenquote 
(Personalausgaben bezogen auf die bereinigten Gesamt-
ausgaben) ist um 1,5 Prozentpunkte auf 38,9 % gesun-
ken. Damit liegt Niedersachsen nun unter dem west-
deutschen Durchschnitt. 

Rückgang der Sachinvestitionen setzt sich fort 

Zu einem erneuten Rückgang kam es in Niedersachsen 
bei den Sachinvestitionen, sie sanken im Vorjahresver-
gleich um - 6,4 % und liegen nur noch bei 211 Euro je 
Einwohner, das ist der drittniedrigste Wert nach Berlin 
und Nordrhein-Westfalen. Einen deutlichen Anstieg gab 
es lediglich in Berlin (+ 15,1 %) – wenn auch von einem 

sehr niedrigen Niveau aus. Im Fünfjahresvergleich liegen 
die Rückgänge in fast allen Ländern im zweistelligen Pro-
zentbereich. Ursache für diese Entwicklung sind die Kon-
solidierungsbemühungen in Ländern und Kommunen: 
Sachinvestitionen lassen sich leichter kürzen als Personal-
ausgaben. Allerdings kann sich hieraus ein Investitions-
stau ergeben, der in der Zukunft zu höheren Belastungen 
führt. Die Sachinvestitionsquote beträgt in Niedersachsen 
5,3 % und liegt damit, wie auch in Deutschland insge-
samt, um 0,5 Prozentpunkte unter dem Vorjahreswert. 
Im Jahr 2000 lag diese Quote noch bei 8,7 %, 1995 so-
gar bei 10,1 %. 

Bereinigte Gesamteinnahmen sinken trotz höherer 
Steuereinnahmen

Die bereinigten Gesamteinnahmen von Land und Kom-
munen sind in Niedersachsen um - 1,8 % gesunken – nur 
in Bremen, Schleswig-Holstein und dem Saarland haben 
sich die bereinigten Gesamteinnahmen ebenfalls verrin-
gert. In Niedersachsen liegt der Rückgang hauptsächlich 
in Änderungen im Länderfinanzausgleich begründet. Die 
Einnahmen des Landes aus dem Länderfinanzausgleich 
sanken um 75 Mio. Euro, die Bundesergänzungszuweisun-
gen sogar um 540 Mio. Euro. Die Einnahmen der Kom-
munen sind dagegen deutlich gestiegen. 

Die Steuereinnahmen legten gegenüber dem Vorjahr um 
2,1 % zu, was aber den Rückgang beim Länderfinanz-
ausgleich nicht ausgleichen konnte. Bei den Steuereinnah-
men je Einwohner befindet sich Niedersachsen im Mittel-
feld: 8 Länder haben niedrigere, 7 Länder haben höhere. 
Aufgrund der höheren Steuereinnahmen werden nun 
68,3 % der bereinigten Gesamteinnahmen durch Steuern 
erzielt, allerdings liegt Niedersachsen damit immer noch 
unter dem westdeutschen Durchschnitt von 69,8 %. 

Im Vergleich zum Jahr 2000 sind die bereinigten Gesamt-
einnahmen in Niedersachsen um - 2,1 % gesunken, wäh-
rend die bereinigten Gesamtausgaben um 5,9 % gestie-
gen sind. Ursache des Einnahmenrückgangs sind vor al-
lem die um - 2,3 % niedrigeren Steuereinnahmen. Trotz 
des deutlichen Rückgangs der Sachinvestitionen um - 34,7 % 
und des leichten Rückgangs der Personalausgaben ist es 
nicht gelungen, die Ausgaben den verringerten Einnah-
men anzupassen. 

Anstieg des Finanzierungsdefizits 

Niedrigere Einnahmen und gestiegene Ausgaben haben 
ein höheres Finanzierungsdefizit zur Folge. Beim Saldo je 
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Bereinigte Ausgaben und Einnahmen der Länder und Kommunen 2005
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Haushaltsüberschuss

ausgeglichener Haushalt: 
bereinigte Gesamteinnahmen = 

bereinigte Gesamtausgaben
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Haushaltsdefizit

Haushaltsüberschuss
Defizit bis unter 250 € je Einwohner 

Defizit von 250 bis unter 500 € je Einwohner 

Defizit über 500 € je Einwohner 

Einwohner gibt es ein weites Spektrum, das von - 1 601 Eu-
ro je Einwohner in Bremen bis zu einem Überschuss von 
22 Euro in Sachsen reicht. Mit - 402 Euro hat Niedersach-
sen das siebthöchste Defizit. 

Die Abbildung zeigt die bereinigten Gesamteinnahmen 
und -ausgaben je Einwohner in einem Streudiagramm. 
Die Hauptdiagonale stellt einen ausgeglichenen Haushalt 
dar. Niedersachsen hat die zweitniedrigsten Ausgaben nach 
Rheinland-Pfalz, aber auch die zweitniedrigsten Einnah-
men nach dem Saarland. Generell zeigt sich eine hohe 
Korrelation zwischen Einnahmen und Ausgaben, d.h. Län-
der mit höheren Einnahmen haben auch höhere Ausga-
ben – und nicht etwa ein geringeres Defizit. Tatsächlich 
zeigt sich, dass hohe Defizite bei Ländern mit besonders 
niedrigen oder mit besonders hohen Einnahmen auftre-
ten. Die Länder im Mittelfeld haben tendenziell niedrige 
Salden.

Kreditmarktschulden steigen langsamer 

Die Kreditmarktschulden steigen weiter, wenn auch lang-
samer als im Vorjahr. In Niedersachsen beträgt die Zu-
nahme 1,7 %, nach 6,5 % im Jahr zuvor. Damit weisen 
die Haushalte von Land und Kommunen in Niedersach- 

sen den niedrigsten Anstieg der Kreditmarktschulden nach 
Sachsen auf. Auf jeden Einwohner Niedersachsens entfal-
len 6 928 Euro Kreditmarktschulden, das sind 110 Euro 
mehr als 2004. Im Ländervergleich ergibt sich der fünf-
niedrigste Schuldenstand für Niedersachsen. 

Seit einiger Zeit bilden die Kreditmarktschulden die Ver-
schuldungssituation insbesondere der Kommunen nicht 
mehr vollständig ab: Aufgrund von Defiziten im Verwal-
tungshaushalt sind die Kommunen gezwungen, Kassen-
kredite, die eigentlich nur kurzfristig die Liquidität sicher-
stellen sollen, aufzunehmen. In Niedersachsen betrugen 
die Kassenkredite des Landes und der Kommunen am 
31. Dezember 2005 rd. 4,8 Mrd. Euro, ihr Anstieg um 
1,3 Mrd. Euro liegt damit über dem der Kreditmarktschul-
den (+ 0,9 Mrd. Euro). Dies erklärt auch, warum die Kre-
ditmarktschulden in Niedersachsen langsamer zunehmen 
als 2004, obwohl der Finanzierungssaldo nun höher ist. 
In allen Ländern und Kommunen zusammen haben die 
Kassenkredite Ende 2005 eine Höhe von rd. 27,0 Mrd. 
Euro erreicht. Eine weitere Lücke stellen die Schulden der 
ausgegliederten Einheiten wie Stadtwerke oder Kranken-
häuser dar. Die Kreditmarktschulden aller ausgeglieder-
ten Einheiten der Länder und Kommunen in Deutschland 
lagen Ende 2004 bei 144,7 Mrd. Euro, in Niedersachsen 
bei rd. 8,4 Mrd. Euro. 
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Soziale Probleme, Sicherheit 

Hartz-IV-Reformen verändern die Datenlage tiefgrei-
fend

Das Kapitel „Soziale Probleme, Sicherheit“ musste grund-
legend neu konzipiert werden. Durch die Arbeitsmarktre-
formen, die Anfang 2005 wirksam wurden, insbesondere 
durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozi-
alhilfe, entfiel die bisherige Datengrundlage von drei Ta-
bellen des Monitors. Es ist nicht mehr sinnvoll, soziale 
Problemlagen überwiegend mit Daten der Sozialhilfesta-
tistik zu beschreiben, wie es bisher geschah, denn die 
Sozialhilfe umfasst seit 2005 nur noch einen relativ klei-
nen Kreis von Personen. Dazu kommen noch zahlreiche 
datentechnische Probleme vor allem im Bereich der Da-
ten, die von der Bundesagentur für Arbeit produziert 
werden. Diese veröffentlicht im Internet äußerst wertvolle  
fachlich und regional tiefgegliederte Daten, aber durch 
die komplizierten Datenübermittlungen und die neuen 
organisatorischen Strukturen („ARGE“, „Optionskommu-
nen“) der Arbeitsverwaltung lassen manche Daten auf 
sich warten, vor allem wenn man endgültige und keine 
vorläufigen, noch mit starken Schätzelementen behaftete 
Daten benötigt. 

Die sozialen Problemlagen werden jetzt sozusagen im Le-
benszyklus der Menschen versucht abzubilden. Das hat 
auch den großen Vorteil, dass es so möglich ist, die zahl-
reichen Zusammenhänge dieses Themas mit demogra-
phischen Trends und Problemen darzustellen. Das Kapitel 
beginnt mit Daten über Schwangerschaftsabbrüche (Tab. 
41). Nahezu alle Abtreibungen werden aufgrund einer 
„sozialen Indikation“ vorgenommen, und sicher ist es 
sinnvoll, diese als Ausdruck bzw. Ausweg aus einer sozia-
len Notlage zu interpretieren. Diese Notlage muss nicht 
rein materiell begründet sein, sondern kann z.B. so ent-
standen sein, dass eine Frau, die mit einem zeitlich befris-
teten Arbeitsvertrag tätig ist, sich oft sicher sein kann, 
dass dieser Vertrag nicht verlängert werden wird, wenn 
sie schwanger wird. Bei der Interpretation dieser Daten 
ist zu berücksichtigen, dass es in diesem Bereich immer 
noch eine Dunkelzifferproblematik gibt. Im Monitor folgt 
darauf die Tabelle 42 über Alleinerziehende, denn bei 
dieser Personengruppe und ihren Kindern treten prekä- 
re Lebenslagen sehr oft auf. Neu ist die Tabelle 43 über 
„Vorläufige Schutzmaßnahmen“ der Kinder und Jugend-
hilfe. Diese vorläufigen Schutzmaßnahmen werden dann 
vorgenommen, wenn nach Erkenntnissen der zuständi-
gen Behörden konkrete Gefahren für die Kinder und Ju-
gendlichen vorliegen. Sie bildet sehr genau ab, wo sich 
hochproblematische Lebenslagen der Kinder und Jugend-
lichen ballen. 

Es folgt eine Tabelle über die „Leistungsempfänger nach 
Sozialgesetzbuch, Teil II“ (= SGB II, Tab. 44). Diese Leis-

tungsempfänger teilen sich in zwei Personengruppen: Die 
Empfänger von Arbeitslosengeld II und die von Sozial-
geld: Seit dem 1. Januar 2005 erhalten erwerbsfähige Hil-
febedürftige im Zuge der Arbeitsmarktreformen anstelle 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe das Arbeitslosengeld II.
Arbeitslosengeld II erhalten alle erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen zwischen 15 und 65 Jahren, die ihren gewöhn-
lichen Aufenthaltsort in Deutschland haben. Anspruch ha-
ben außerdem Personen, die mit dem erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Nicht 
erwerbsfähige Hilfebedürftige, die mit dem erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, 
erhalten das so genannte Sozialgeld. Knapp 74 % der 
Leistungsempfänger erhalten Arbeitslosengeld II und gut 
26 % Sozialgeld. 

Auf diese Tabelle folgt eine weitere, die anhand der Ent-
wicklung der Verbraucherinsolvenzen (Tab. 45) Informa-
tionen über die Überschuldung der privaten Haushalte  
enthält. Schließlich ist die Tabelle 46 über die Zahl und 
den Bevölkerungsanteil der Hochbetagten im Alter von 
über 80 Jahren neu aufgenommen worden. Ab diesem 
Alter steigt die Wahrscheinlichkeit, auf Hilfe und Pflege 
Dritter angewiesen zu sein, stark an. Es ist auf Basis der 
Bevölkerungsprognosen absehbar und sicher, dass diese 
Bevölkerungsgruppe quantitativ stark zunehmen wird, 
und es ist wahrscheinlich, dass Arbeitslosigkeit, sinkende 
Erwerbseinkünfte und Rentenkürzungen für zusätzliche 
Probleme der Menschen in dieser Altersgruppe sorgen 
werden. Diese Entwicklung muss genau beobachtet wer-
den. Wie schon in früheren Ausgaben des Monitors run-
den die Tabelle 47 (Kriminalität) und 48 (Verkehrsunfälle) 
dieses Kapitel ab. 

Zahl der Schwangerschaftsabbrüche sinkt, Abbruch-
quote steigt 

Im Jahr 2005 ließen 10 642 niedersächsische Frauen 
Schwangerschaftsabbrüche (Tab. 41) vornehmen. In ab-
soluten Zahlen waren das - 1,0 % weniger als ein Jahr 
zuvor (Deutschland: - 4,4 %) und - 2,7 % weniger als 
2000 (Deutschland: - 8,0 %). Dieser Rückgang ist, wie der 
entsprechende bei den Geburtenzahlen, auch eine Folge 
der demographischen Entwicklung. Die Zahl der Frauen 
in den Altersjahren, in denen die Fertilität besonders hoch 
ist, hat abgenommen. Darum wurde hier der Indikator 
„Schwangerschaftsabbrüche je 1 000 Lebendgeborene“, 
im Folgenden Abbruchquote genannt, entwickelt. Nähme 
dieser Indikator den Wert 1 000 an, käme auf jede Ge-
burt ein Schwangerschaftsabbruch. 

Diese Abbruchquote lag in Niedersachsen 2005 bei 158,9, 
das entspricht einer kurzfristigen Zunahme von + 4,1 %. 
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Trotz dieser Zunahme liegt dieser Wert wie in den ver-
gangenen Jahren weiterhin deutlich unter dem bundes-
deutschen Durchschnitt von 180,1 und ist nur geringfü-
gig von dem der westdeutschen Länder entfernt (159,7). 
Die mittelfristige Zunahme in Niedersachsen von + 15,5 % 
ist die höchste aller Länder. 

Im Ost-West-Vergleich ist nach wie vor eine erheblich hö-
here Abbruchquote in Ostdeutschland (271,1) als im Wes-
ten (159,7) festzustellen, obgleich sich die Quoten mittel-
fristig einander annähern. Deutlich überdurchschnittliche 
Abbruchquoten gibt es auch in den Stadtstaaten; am 
höchsten ist sie in Berlin mit 367,1, gefolgt von Bremen 
mit 312,8. Die niedrigsten Quoten gab es 2005 in Bayern 
(133,2) und Rheinland-Pfalz (138,8). Eine definitive In-
terpretation dieser Ergebnisse ist noch nicht möglich. Es 
drängt sich aber der Gedanke auf, dass die regional diffe-
rierende Höhe der Quoten auf drei Ursachen zurückzu-
führen ist: unterschiedliche, wahrscheinlich auch konfes-
sionell geprägte Mentalitäten; unterschiedliche Lebens-
situationen der Frauen – vor allem in den Großstädten 
mit vielen Studentinnen und Berufsanfängerinnen sind die 
Quoten hoch; und schließlich die unterschiedliche wirt-
schaftliche Situation in den Ländern. Lässt man einmal 
die Stadtstaaten außer Acht, so gilt in der Tendenz, dass 
die Abbruchquote mit der Arbeitslosenquote steigt. Dies 
ist natürlich kein kausaler Bezug, sondern eine Trendaus-
sage.

224 000 Alleinerziehende in Niedersachsen – neuer 
Familienbegriff des Mikrozensus 

Der Mikrozensus, dem die Daten über Alleinerziehende 
(Tab. 42) entnommen sind, verfolgt seit dem Jahr 2005 
ein begrifflich neues Familienkonzept. Früher galten auch 
diejenigen als Alleinerziehende, die unverheiratet waren, 
aber mit einem festen Partner zusammenlebten. Der Be-
griff machte sich nur am Familienstand des Erziehenden 
fest. Mit dem heutigen, moderneren Familienbegriff gel-
ten nur noch solche Frauen und Männer als alleinerzie-
hend, die keinen festen Lebenspartner haben. Ob ein 
Trauschein vorliegt oder nicht spielt keine Rolle mehr. 
Das ist viel trennschärfer und lebensnäher als der alte, am 
Familienstand orientierte Familienbegriff. Die Tabelle 42 
enthält in sich völlig kompatible Daten, die nach dem neu-
en Familienkonzept auch für frühere Jahre neuberechnet 
wurden. Nach dem alten Konzept gab es z.B. in Nieder-
sachsen im Jahr 2004 276 000 Alleinerziehende – nach 
dem neuen Konzept waren es nur noch 217 000. 

Im Jahr 2005 gab es in Niedersachsen 224 000 Alleinzie-
hende. Das entsprach einer Quote von 28 auf je 1 000 
Einwohner. Diese Quote liegt leicht unter dem westdeut-
schen Schnitt (29) und klar unter dem gesamtdeutschen 

von 31. In Ostdeutschland liegt die Alleinerziehenden-
quote mit 39 deutlich höher. Die Quoten differieren zwi-
schen minimal 28 und 44 (Berlin, Mecklenburg-Vorpom-
mern) als Maximum. Die niedersächsische Alleinerziehen-
denquote von 28 weist zwar wie fast überall in Deutsch-
land Zuwächse auf, sie bleibt aber die niedrigste in ganz 
Deutschland. Das ist ein Zeichen dafür, dass in Nieder-
sachsen der elementare „soziale Kitt“ in Gestalt des  Zu-
sammenhalts der Familie noch besser hält als anderswo. 

2 060 vorläufige Schutzmaßnahmen für Kinder und 
Jugendliche

Die Behörden der Kinder- und Jugendhilfe können soge-
nannte „vorläufige Schutzmaßnahmen“ ergreifen, wenn 
sie Gefahren für bestimmte Kinder und Jugendliche er-
kennen oder wenn diese selbst um Schutz bitten. Diese 
Maßnahmen ergehen meist in Form der „Inobhutnahme“, 
seltener in der Form der „Herausnahme“ z.B. aus einem 
Heim oder einer Pflegefamilie. Voraussetzung der Maß-
nahme sind immer schwerwiegende Gefahren für das 
körperliche oder seelische Wohl der Kinder und Jugendli-
chen. Diese Gefahr kann z.B. in einer Überforderung der 
Eltern oder auch körperlichen oder sexuellen Misshand-
lungen liegen. Wie auch immer: Eine „vorläufige Schutz-
maßnahme“ ist ein schwerwiegender Eingriff, der eine er-
hebliche Notlage bzw. Gefahrensituation voraussetzt. 

In Niedersachsen musste im Jahr 2005 insgesamt 2 060 
mal zu solchen Maßnahmen geschritten werden. Das war 
eine Zunahme von 8,2 % im Vergleich zum Vorjahr und 
sogar um + 10,9 % im mittelfristigen Vergleich zum Jahr 
2000. Diese erschreckenden Zuwachsraten sind deutlich 
überdurchschnittlich. Bundesweit war kurzfristig eine klei-
ne Abnahme und mittelfristig sogar eine deutliche Ab-
nahme (- 17,5 %) der Zahl solcher Schutzmaßnahmen zu 
beobachten.

Auch diese Daten sind von der demographischen Ent-
wicklung, in diesem Fall von der abnehmenden Zahl der 
Kinder und Jugendlichen beeinflusst. Darum wurde auch 
die Zahl der Schutzmaßnahmen je 1 000 Kinder und Ju-
gendliche berechnet. Hierbei ergibt sich, dass der Wert 
für Niedersachsen 2005 mit 1,4 Schutzmaßnahmen je 
1 000 Kinder und Jugendliche zwar klar über den ent-
sprechenden Werten früherer Jahre liegt (2000 und 2004: 
je 1,2), aber immer noch deutlich unter dem Bundeswert 
von 1,8. Dieser Bundeswert enthält einmal mehr einen 
klaren Ost-West-Strukturbruch: Im Osten liegt er mit 3,0 
doppelt so hoch wie im Westen. Die regionalen Werte 
liegen zwischen 4,3 (Hamburg), 3,6 (Brandenburg) und 
3,4 (Sachsen) als Maxima einerseits und Werten von 0,7 
(Rheinland-Pfalz) bzw. 0,8 (Baden-Württemberg, Bayern, 
Saarland) als Minima andererseits. 
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714 000 Leistungsempfänger nach SGB II 

Von April 2005 bis April 2006 stieg die Zahl der nieder-
sächsischen Leistungsempfänger nach SGB II (Empfänger 
von Arbeitslosengeld II und von Sozialgeld) im Vorjahres-
vergleich um 12,4 % auf 713 943 Tsd. (Tab. 44). Diese 
Zuwachsrate liegt höher als die bundesweite Zunahme 
von + 11,6 % und in etwa im Schnitt der westdeutschen 
Länder (+ 12,3 %). 

Entsprechende mittelfristige Veränderungsraten liegen na-
türlich noch nicht vor – Arbeitslosengeld II und Sozialgeld 
gibt es durch die seinerzeitige Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe erst seit Januar 2005. Um 
einen ersten Zeitvergleich zu ermöglichen, wurde auf Mo-
natsdaten zurückgegriffen, und zwar aus einem be-
stimmten Grund auf die des April: Die BA für Arbeit weist 
monatlich vorläufige Zahlen und „Daten nach einer War-
tezeit von 3 Monaten“, die als endgültige Daten gelten, 
aus. Da die vorläufigen sich von den endgültigen doch 
sehr unterscheiden – für den April 2006 lagen z.B. für 
Niedersachsen die vorläufigen Daten über die Leistungs-
empfänger um 30 454 niedriger als die endgültigen – wird 
an dieser Stelle auf die endgültigen Zahlen zurückgegrif-
fen. Hier werden darum die bei Redaktionsschluss aktu-
ellsten vorliegenden endgültigen Monatsdaten für den 
Mai 2005 und 2006 miteinander verglichen. 

Die Zahl der ALG II-Empfänger je 1 000 Einwohner lag in 
Niedersachsen im April 2006 bei 89. Das ist ein im Bun-
desvergleich (Deutschland: 90) durchschnittlicher Wert, der 
allerdings klar über der entsprechenden Quote für West-
deutschland (75) liegt. Im Bundesvergleich überdurch-
schnittliche Quoten gibt es vor allem in Ostdeutschland 
sowie in allen Stadtstaaten. Die relativ niedrigsten Werte 
hingegen gibt es in Süddeutschland (Baden-Württemberg 
50, Bayern sogar nur 47). Insgesamt streuen die Quoten 
zwischen 47 (Bayern) und 177 (Berlin). 

Immer mehr Haushalte sind überschuldet 

Im Jahr 2005 wurden in Niedersachsen 9 599 Verbrau-
cherinsolvenzen gezählt (Tab. 45). Das bedeutet gegen-
über dem Vorjahr einen Zuwachs von mehr als + 38,4 %. 
Trotz der kräftigen Zunahme liegt dieser Wert immer 
noch geringfügig unter dem bundesdeutschen Durch-
schnitt von + 40,3 %. Der mittelfristige Vergleich mit dem 
Jahr 2001 – ältere Werte sind nicht verfügbar – ist von 
geringer Aussagekraft: Die astronomische Zuwachsrate 
von + 419 % in Deutschland zeigt nur, dass die Men-
schen in Verschuldungslagen, aber auch die Schuldner-
beratungsstellen, die Anwälte und die Gerichte sich mit 
dem seinerzeit neuen Rechtsinstitut der Verbraucherin-
solvenz erst einmal vertraut machen mussten, bevor sie 
es anwandten. 

Es ist auffällig, dass es deutlich mehr überschuldete Haus-
halte in Nord- als in Süddeutschland gibt. Vor allem im 
Nachbarland Bremen entfallen erheblich mehr Verbrau-
cherinsolvenzen auf je 1 000 Einwohner (1,6) als im bun-
desweiten Vergleich insgesamt (0,8). Auch Niedersach-
sens und Hamburgs Werte liegen mit je 1,2 klar über 
dem Bundesdurchschnitt; das gleiche gilt für Schleswig-
Holstein (1,0) und Mecklenburg-Vorpommern (1,1). Da-
gegen haben die süddeutschen Länder Baden-Württem-
berg und Bayern die geringsten Insolvenzanmeldungen 
pro 1 000 Einwohner (beide bei 0,6) zu verzeichnen. Zwi-
schen Ost- und Westdeutschland gibt es demgegenüber 
nur sehr geringfügige Unterschiede. 

Bevölkerungsanteil der Hochbetagten steigt 

Ende des Jahres 2005 lebten in Niedersachsen 372 655 
Menschen im Alter von 80 Jahren und mehr. In den letz-
ten fünf Jahren ist der Anteil dieser Hochbetagten (Tab. 
46) an der Bevölkerung in Niedersachsen von 3,9 % auf 
4,7 % gestiegen – ein Zuwachs von 0,8 Prozentpunkten. 
Gegenüber dem Vorjahr ist der Anteil der Hochbetagten 
nochmals um 0,2 Prozentpunkte gewachsen. Der Zuwachs 
liegt genau im bundesdeutschen Durchschnitt. 

Die Streuung des Bevölkerungsanteils der Hochbetagten 
ist unter den Ländern relativ gering. Den höchsten Anteil 
der über 80-Jährigen weisen Bremen (5,3 %) und Sach-
sen (5,1 %) auf, den geringsten hat Mecklenburg Vor-
pommern mit 3,5 %. 

Kriminalitätsbelastung aber auch Aufklärungsquote 
weiter steigend 

Im Jahr 2005 registrierte die Polizei in Niedersachsen 
601 557 Straftaten (Tab. 47), von denen 55,7 % als auf-
geklärt angesehen wurden. Die Aufklärungsquote liegt da-
bei um knapp 1,8 Prozentpunkte höher als 2004 (53,9 %) 
und ist auch höher als die des Bundesgebietes insgesamt 
(55,0 %). Die Kriminalitätshäufigkeit, die angibt, wie vie-
le Straftaten auf je 100 000 Einwohner entfallen, stieg in 
Niedersachsen 2005 gegenüber dem Vorjahr um + 2,3 %, 
mittelfristig entspricht dies einer Zunahme von + 5,2 %. 
Wichtig ist jedoch, dass die Häufigkeitszahl in Nieder-
sachsen mit 7 519 weiterhin deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt von 7 747 liegt. Bundesweit ging die Häu-
figkeitszahl im Vergleich zum Vorjahr um - 3,6 % zurück, 
wobei im Fünfjahresvergleich immer noch eine Zunahme 
von + 1,6 % besteht. Besonders wenige Straftaten und 
hohe Aufklärungsquoten gibt es in den süddeutschen Län-
dern Baden-Württemberg und Bayern, wohingegen die 
Stadtstaaten, trotz sinkender Kriminalitätshäufigkeit, so-
wohl die meisten Straftaten als auch die geringsten Auf-
klärungsquoten zu verzeichnen haben. 
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Die Straßen werden sicherer

Die Zahl der Verunglückten (Tote und Verletzte) im Stra-
ßenverkehr ging im Jahr 2005 bundesweit leicht um 
- 1,6 % zurück (Tab. 48). Bedauerlicherweise kam es ge-
gen diesen Trend in Niedersachsen im vergangenen Jahr 
zu einer Zunahme der Zahl der Verunglückten von + 2,2 %. 
Einen Anstieg gab es sonst nur in Brandenburg und im 
Saarland (+ 0,4 % bzw. + 0,2 %). Der kurzfristige Anstieg 
der Zahl der Verunglückten in Niedersachsen darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die Sicherheits-
lage im Straßenverkehr auch hierzulande deutlich verbes-
sert hat. Im Fünfjahresvergleich gab es in Niedersachsen 
einen überdurchschnittlichen Rückgang der Verunglück-
tenzahlen um - 15,4 % (Deutschland - 13,8 %). 

Bezieht man, um einen besseren Vergleich zu ermögli-
chen, die Zahl der Verunglückten auf die Einwohnerzahl, 
so ergibt sich in Niedersachsen eine Unfallhäufigkeit von 
574,5 Verunglückten auf je 100 000 Einwohner. Bundes-
weit liegt der entsprechende Wert nur bei 532,3. Nur 

vier Länder weisen höhere Werte auf, und dieser Wert 
schwankt zwischen 642,6 (Saarland) bzw. 642,3 (Ham-
burg) einerseits und 465,5 (Nordrhein-Westfalen) ande-
rerseits.

Wie erklären sich diese Unterschiede? Die Beziehungszahl 
setzt die Verunglückten auf Niedersachsens Straßen mit 
der Einwohnerzahl des Landes ins Verhältnis. Zähler (Er-
eignisortprinzip) und Nenner (Wohnortprinzip) passen al-
so nicht ganz zusammen, denn auf Niedersachsens Stra-
ßen verunglücken nicht nur niedersächsische Einwohner, 
und umgekehrt können niedersächsische Bürger auch an-
derswo in Unfälle verwickelt werden. Die überdurchschnitt-
liche Unfallhäufigkeit dürfte mit der Tatsache zusammen-
hängen, dass Niedersachsen ein Transitland ist, das von 
den großen Nord-Süd- und Ost-West-Magistralen der A1, 
A2 und A7 durchzogen wird. Nahezu jeder skandinavi-
sche Transport nach Italien oder auch jeder polnische 
Transport nach Frankreich rollt zwangsläufig durch Nie-
dersachsen – mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Unfallzahlen.
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Fazit

Die Entwicklungen des Jahres 2005 waren für das Land 
Niedersachsen alles in allem nicht günstig. Die Bevölke-
rungszahl nahm erstmals seit Jahren ab, die Geburten 
und auch die Zuwanderung nach Niedersachsen gingen 
kräftig zurück. Die wirtschaftlichen Entwicklungen des 
Jahres 2005 waren ebenfalls nicht gut. Ein im Bundes-
vergleich durchschnittliches Wirtschaftswachstum ging ein-
her mit einer weiter anschwellenden Pleitenwelle; der Ver-
dienstabstand zum Bundesdurchschnitt stieg weiter an. 
Die Zahl der Gewerbeanmeldungen ging ebenso zurück 
wie die der Patentanmeldungen. Etwas besser entwickel-
ten sich der Arbeitsmarkt und die Erwerbstätigkeit. Auch 
wenn die bisher für das Jahr 2006 vorliegenden Zahlen 

einen wirtschaftlichen Aufschwung signalisieren, bleibt 
doch die Erkenntnis: Niedersachsen hat im vergangenen 
Jahr, ebenso wie schon 2004, im Standortwettbewerb 
der Länder an Boden verloren. 

Besonders hervorzuheben ist eine große positive Ausnah-
me, und diese bezieht sich auf alle Indikatoren im Bil-
dungsbereich. Die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss 
sank, und es stiegen die Abiturientenquote sowie der An-
teil der hochqualifizierten Beschäftigten. Im Bereich der 
Qualifikation und des Humanpotenzials hat das Land tat-
sächlich aufgeholt. Dies mag Ansporn und Hoffnung für 
die Zukunft sein. 





Tabellenteil
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Bevölkerung 
1. Bevölkerungsstand und -dichte 

Einwohner
in 1 000 Länderanteil je qkm

31.12.2000 31.12.2004 31.12.2005 2000 2005 31.12.05/00 31.12.05/04
Anzahl (1 000) % Anzahl %

Baden-Württemberg  10 524  10 717  10 736 12,8 13,0   300 + 2,0 + 0,2
Bayern  12 230  12 444  12 469 14,9 15,1   176 + 2,0 + 0,2
Berlin  3 382  3 388  3 395 4,1 4,1  3 798 + 0,4 + 0,2
Brandenburg  2 602  2 568  2 559 3,2 3,1   87 - 1,7 - 0,3
Bremen   660   663   663 0,8 0,8  1 642 + 0,5 - 0,0
Hamburg  1 715  1 735  1 744 2,1 2,1  2 298 + 1,7 + 0,5
Hessen  6 068  6 098  6 092 7,4 7,4   289 + 0,4 - 0,1
Mecklenburg-Vorpommern  1 776  1 720  1 707 2,2 2,1   74 - 3,9 - 0,7
Niedersachsen  7 926  8 001  7 994 9,6 9,7   168 + 0,9 - 0,1
Nordrhein-Westfalen  18 010  18 075  18 058 21,9 21,9   530 + 0,3 - 0,1
Rheinland-Pfalz  4 035  4 061  4 059 4,9 4,9   205 + 0,6 - 0,1
Saarland  1 069  1 056  1 050 1,3 1,3   411 - 1,8 - 0,6
Sachsen  4 426  4 296  4 274 5,4 5,2  233 - 3,4 - 0,5
Sachsen-Anhalt  2 615  2 494  2 470 3,2 3,0   122 - 5,5 - 1,0
Schleswig-Holstein  2 790  2 829  2 833 3,4 3,4  179 + 1,5 + 0,1
Thüringen  2 431  2 355  2 335 3,0 2,8   146 - 3,9 - 0,9

Deutschland  82 260  82 501  82 438 100,0 100,0   231 + 0,2 - 0,1
 Westdeutschland  65 027  65 680  65 698 79,1 79,7   264 + 1,0 + 0,0
 Ostdeutschland  17 232  16 821  16 740 20,9 20,3   155 - 2,9 - 0,5

Land

Einwohner am Veränderung
der Einwohnerzahl

2. Lebendgeborene 

Veränderung der Zahl 
der Lebendgeborenen

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl %

Baden-Württemberg 106 175  96 655  94 279 10,2 9,0 8,8 - 11,2 - 2,5
Bayern 120 765  111 164  107 308 10,0 9,0 8,6 - 11,1 - 3,5
Berlin 29 695  29 446  28 976 8,8 8,7 8,6 - 2,4 - 1,6
Brandenburg 18 446  18 148  17 910 7,1 7,0 7,0 - 2,9 - 1,3
Bremen 6 070  5 442  5 489 9,1 8,2 8,3 - 9,6 + 0,9
Hamburg 16 159  16 103  16 179 9,5 9,3 9,3 + 0,1 + 0,5
Hessen 58 817  54 332  53 369 9,7 8,9 8,8 - 9,3 - 1,8
Mecklenburg-Vorpommern 13 319  13 045  12 357 7,4 7,5 7,2 - 7,2 - 5,3
Niedersachsen 79 436  70 371  66 993 10,1 8,8 8,4 - 15,7 - 4,8
Nordrhein-Westfalen 175 144  158 054  153 372 9,7 8,7 8,5 - 12,4 - 3,0
Rheinland-Pfalz 37 826  33 421  32 592 9,4 8,2 8,0 - 13,8 - 2,5
Saarland 8 759  7 660  7 484 8,2 7,2 7,1 - 14,6 - 2,3
Sachsen 33 139  33 044  32 581 7,4 7,6 7,6 - 1,7 - 1,4
Sachsen-Anhalt 18 723  17 337  17 166 7,0 6,8 6,8 - 8,3 - 1,0
Schleswig-Holstein 26 920  24 090  23 027 9,7 8,6 8,1 - 14,5 - 4,4
Thüringen 17 578  17 310  16 713 7,2 7,3 7,1 - 4,9 - 3,4

Deutschland 766 971  705 622  685 795 9,3 8,6 8,3 - 10,6 - 2,8
 Westdeutschland  636 071  577 292  560 092 9,8 8,8 8,5 - 11,9 - 3,0
 Ostdeutschland  130 900  128 330  125 703 7,5 7,6 7,5 - 4,0 - 2,0

Land
Absolut Je 1 000 Einwohner (30.06) 

3. Geburten-/Sterbesaldo 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl absolut

Baden-Württemberg  10 895  5 009   205 1,0 0,5 0,0 - 10 690 - 4 804
Bayern  1 919 - 5 296 - 12 018 0,2 -0,4 -1,0 - 13 937 - 6 722
Berlin - 3 640 - 2 346 - 3 009 -1,1 -0,7 -0,9 +  631 -  663
Brandenburg - 7 625 - 7 711 - 8 159 -2,9 -3,0 -3,2 -  534 -  448
Bremen - 1 568 - 1 939 - 1 930 -2,4 -2,9 -2,9 -  362 +  9
Hamburg - 2 050 - 1 459 - 1 195 -1,2 -0,8 -0,7 +  855 +  264
Hessen - 1 528 - 4 175 - 5 179 -0,3 -0,7 -0,9 - 3 651 - 1 004
Mecklenburg-Vorpommern - 4 133 - 4 089 - 5 027 -2,3 -2,4 -2,9 -  894 -  938
Niedersachsen - 3 465 - 11 116 - 15 983 -0,4 -1,4 -2,0 - 12 518 - 4 867
Nordrhein-Westfalen - 12 592 - 26 395 - 33 055 -0,7 -1,5 -1,8 - 20 463 - 6 660
Rheinland-Pfalz - 4 260 - 8 142 - 10 192 -1,1 -2,0 -2,5 - 5 932 - 2 050
Saarland - 3 504 - 4 355 - 4 828 -3,3 -4,1 -4,6 - 1 324 -  473
Sachsen - 17 289 - 15 210 - 16 327 -3,9 -3,5 -3,8 +  962 - 1 117
Sachsen-Anhalt - 11 452 - 11 671 - 12 111 -4,3 -4,6 -4,8 -  659 -  440
Schleswig-Holstein - 2 901 - 5 739 - 6 642 -1,0 -2,0 -2,4 - 3 741 -  903
Thüringen - 8 503 - 8 015 - 8 982 -3,5 -3,4 -3,8 -  479 -  967

Deutschland - 71 696 - 112 649 - 144 432 -0,9 -1,4 -1,8 - 72 736 - 31 783
 Westdeutschland - 19 054 - 63 607 - 90 817 -0,3 -1,0 -1,4 - 71 763 - 27 210
 Ostdeutschland - 52 642 - 49 042 - 53 615 -3,0 -2,9 -3,2 -  973 - 4 573

Land
Je 1 000 Einwohner (30.06.) Absolut Veränderung des Saldos
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4. Wanderungssaldo 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl absolut

Baden-Württemberg  37 638  20 065  18 145 3,6 1,9 1,7 - 19 493 - 1 920
Bayern  73 369  25 752  37 506 6,1 2,1 3,0 - 35 863 + 11 754
Berlin -  858  1 686  10 201 -0,3 0,5 3,0 + 11 059 + 8 515
Brandenburg  8 375   808 -  136 3,2 0,3 -0,1 - 8 511 -  944
Bremen - 1 272  2 442  2 181 -1,9 3,7 3,3 + 3 453 -  261
Hamburg  12 708  2 451  10 124 7,5 1,4 5,8 - 2 584 + 7 673
Hessen  17 691  12 335 - 3 219 2,9 2,0 -0,5 - 20 910 - 15 554
Mecklenburg-Vorpommern - 9 478 - 8 584 - 7 352 -5,3 -4,9 -4,3 + 2 126 + 1 232
Niedersachsen  30 898  19 600  9 266 3,9 2,5 1,2 - 21 632 - 10 334
Nordrhein-Westfalen  22 657  21 888  15 625 1,3 1,2 0,9 - 7 032 - 6 263
Rheinland-Pfalz  8 046  10 445  7 855 2,0 2,6 1,9 -  191 - 2 590
Saarland   730 -  621 - 1 307 0,7 -0,6 -1,2 - 2 037 -  686
Sachsen - 16 893 - 10 144 - 6 253 -3,8 -2,3 -1,5 + 10 640 + 3 891
Sachsen-Anhalt - 21 910 - 16 833 - 12 610 -8,2 -6,6 -5,0 + 9 300 + 4 223
Schleswig-Holstein  15 387  11 153  10 748 5,6 4,0 3,8 - 4 639 -  405
Thüringen - 9 973 - 9 899 - 11 820 -4,1 -4,2 -5,0 - 1 847 - 1 921

Deutschland  167 115  82 544  78 954 2,0 1,0 1,0 - 88 161 - 3 590
 Westdeutschland  217 852  125 510  50 984 3,4 1,9 0,8 - 166 868 - 74 526
 Ostdeutschland - 50 737 - 42 966 - 27 970 -2,9 -2,5 -1,7 + 22 767 + 14 996

Absolut
Land

Je 1 000 Einwohner (30.06.) Veränderung des Saldos

5. Eheschließungen 

Veränderung der Zahl 
der Eheschließungen

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl %

Baden-Württemberg 56 288 51 382  50 272 53,9 48,1 47,0 - 10,7 - 2,2
Bayern 63 022 60 712  59 617 52,0 49,0 48,0 - 5,4 - 1,8
Berlin 14 119 12 569  12 058 41,6 37,1 35,6 - 14,6 - 4,1
Brandenburg 9 804 11 285  11 504 37,8 43,8 44,8 + 17,3 + 1,9
Bremen 3 275 2 950  2 960 49,2 44,5 44,7 - 9,6 + 0,3
Hamburg 7 866 6 793  6 976 46,2 39,2 40,2 - 11,3 + 2,7
Hessen 32 614 29 727  28 669 54,0 48,8 47,1 - 12,1 - 3,6
Mecklenburg-Vorpommern 8 083 9 567  9 743 45,0 55,0 56,4 + 20,5 + 1,8
Niedersachsen 45 233 41 794  40 687 57,4 52,3 50,8 - 10,1 - 2,6
Nordrhein-Westfalen 97 508 88 105  85 528 54,2 48,7 47,3 - 12,3 - 2,9
Rheinland-Pfalz 22 129 21 039  20 265 54,9 51,9 49,9 - 8,4 - 3,7
Saarland 5 856 5 265  5 069 54,6 49,5 47,9 - 13,4 - 3,7
Sachsen 16 482 16 851  17 156 36,8 38,9 39,8 + 4,1 + 1,8
Sachsen-Anhalt 10 310 10 748  10 980 38,7 42,4 43,7 + 6,5 + 2,2
Schleswig-Holstein 17 849 17 514  17 131 64,4 62,2 60,6 - 4,0 - 2,2
Thüringen 9 067 9 691  9 836 36,9 40,7 41,6 + 8,5 + 1,5

Deutschland 419 505 395 992  388 451 51,1 48,0 47,1 - 7,4 - 1,9
 Westdeutschland  351 640  325 281  317 174 54,3 49,6 48,3 - 9,8 - 2,5
 Ostdeutschland  67 865  70 711  71 277 39,1 41,7 42,3 + 5,0 + 0,8

Land
Je 10 000 Einwohner (30.06.)Absolut

6. Ehescheidungen 

Veränderung der Zahl 
der  Ehescheidungen

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl %

Baden-Württemberg 22 050 25 129  23 854 21,0 23,5 22,2 + 8,2 - 5,1
Bayern 27 250 29 748  28 470 22,4 23,9 22,9 + 4,5 - 4,3
Berlin 9 624 10 245  9 785 28,4 30,2 28,9 + 1,7 - 4,5
Brandenburg 6 010 5 773  5 792 23,1 22,5 22,6 - 3,6 + 0,3
Bremen 1 814 1 954 ... 27,4 29,5 ... ... ...
Hamburg 4 637 4 892  4 994 27,1 28,2 28,7 + 7,7 + 2,1
Hessen 14 905 16 573  15 552 24,6 27,2 25,5 + 4,3 - 6,2
Mecklenburg-Vorpommern 3 951 3 940  3 858 22,1 22,8 22,5 - 2,4 - 2,1
Niedersachsen 18 367 21 872  20 177 23,2 27,3 25,2 + 9,9 - 7,7
Nordrhein-Westfalen 45 201 51 139  47 480 25,1 28,3 26,3 + 5,0 - 7,2
Rheinland-Pfalz 10 416 11 298  10 653 25,9 27,8 26,2 + 2,3 - 5,7
Saarland 3 066 2 786  2 924 28,7 26,3 27,8 - 4,6 + 5,0
Sachsen 8 775 8 842  8 429 19,7 20,5 19,7 - 3,9 - 4,7
Sachsen-Anhalt 5 823 5 866  5 227 22,1 23,4 21,0 - 10,2 - 10,9
Schleswig-Holstein 7 641 8 180  7 940 27,5 29,0 28,1 + 3,9 - 2,9
Thüringen 4 878 5 454  4 834 20,0 23,1 20,6 - 0,9 - 11,4

Deutschland 194 408 213 691 ... 23,7 25,9 ... ... ...
 Westdeutschland  155 347  173 571  163 998 23,9 26,4 ... ... ...
 Ostdeutschland  39 061  40 120  37 925 22,6 23,8 22,6 - 2,9 - 5,5

Land
Absolut Je 10 000 Einwohner (30.06.)
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Erwerbstätigkeit 
7. Erwerbstätige (Mikrozensus) 

Selbstständi-   Veränderung insgesamt
2000 (April) 2004 (April) 2005 2000 (April) 2004 (April) 2005 genquote 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg  4 909  4 945  5 093 482   507   521 10,2 + 3,7 + 3,0
Bayern  5 879  5 827  5 926 682   693   725 12,2 + 0,8 + 1,7
Berlin  1 471  1 411  1 434 180   202   220 15,3 - 2,5 + 1,6
Brandenburg  1 145  1 102  1 129 103   110   127 11,2 - 1,4 + 2,5
Bremen   280   258   262 25   26   27 10,3 - 6,4 + 1,6
Hamburg   799   777   802 98   101   105 13,1 + 0,4 + 3,2
Hessen  2 751  2 702  2 760 292   306   327 11,8 + 0,3 + 2,1
Mecklenburg-Vorpommern   780   701   732 58   68   74 10,1 - 6,2 + 4,4
Niedersachsen  3 420  3 325  3 401 331   357   368 10,8 - 0,6 + 2,3
Nordrhein-Westfalen  7 605  7 401  7 637 700   742   786 10,3 + 0,4 + 3,2
Rheinland-Pfalz  1 809  1 744  1 813 183   184   200 11,0 + 0,2 + 4,0
Saarland   450   426   435 41   40   43 9,9 - 3,3 + 2,1
Sachsen  1 908  1 780  1 839 172   192   215 11,7 - 3,6 + 3,3
Sachsen-Anhalt  1 064  1 018  1 035 70   86   97 9,4 - 2,7 + 1,7
Schleswig-Holstein  1 238  1 216  1 250 136   143   147 11,8 + 1,0 + 2,8
Thüringen  1 095  1 027  1 019 89   95   99 9,7 - 6,9 - 0,8

Deutschland  36 604  35 659  36 567  3 643  3 852  4 080 11,2 - 0,1 + 2,5
 Westdeutschland  29 140  28 621  29 379  2 970  3 099  3 248 11,1 + 0,8 + 2,6
 Ostdeutschland  7 463  7 039  7 188   672   753   832 11,6 - 3,7 + 2,1

%

Insgesamt Darunter Selbstständige
Land

Anzahl (1 000)

8. Erwerbstätige Frauen (Mikrozensus) 

2000 (April) 2004 (April) 2005 2000 (April) 2004 (April) 2005 05/00 05/04
Anzahl (1 000)

Baden-Württemberg  2 130  2 214  2 269 39,8 40,6 41,5 + 6,5 + 2,5
Bayern  2 571  2 600  2 633 41,2 41,0 41,4 + 2,4 + 1,3
Berlin   683   673   689 39,3 38,8 39,7 + 0,9 + 2,4
Brandenburg   517   516   526 39,2 39,7 40,7 + 1,7 + 1,9
Bremen   126   118   119 36,8 34,5 34,8 - 5,6 + 0,8
Hamburg   363   354   365 41,2 39,7 40,8 + 0,6 + 3,1
Hessen  1 193  1 208  1 229 38,6 38,9 39,5 + 3,0 + 1,7
Mecklenburg-Vorpommern   345   322   340 38,2 37,0 39,5 - 1,4 + 5,6
Niedersachsen  1 459  1 458  1 506 36,1 35,7 36,9 + 3,2 + 3,3
Nordrhein-Westfalen  3 209  3 249  3 390 34,7 35,0 36,6 + 5,6 + 4,3
Rheinland-Pfalz   769   759   803 37,4 36,7 38,8 + 4,4 + 5,8
Saarland   190   185   193 34,5 34,0 35,7 + 1,6 + 4,3
Sachsen   865   837   862 37,7 37,9 39,4 - 0,3 + 3,0
Sachsen-Anhalt   474   470   479 35,0 36,6 37,9 + 1,1 + 1,9
Schleswig-Holstein   538   545   563 37,8 37,7 38,9 + 4,6 + 3,3
Thüringen   492   471   466 39,4 39,2 39,3 - 5,3 - 1,1

Deutschland  15 924  15 978  16 432 37,9 37,9 39,0 + 3,2 + 2,8
 Westdeutschland  12 548  12 690  13 070 37,8 37,8 38,9 + 4,2 + 3,0
 Ostdeutschland  3 376  3 289  3 362 38,1 38,2 39,4 - 0,4 + 2,2

Erwerbstätigenquote
  Veränderung insgesamtInsgesamt

Land
der weiblichen Gesamtbevölkerung

%

9. Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (am Arbeitsort) 

Insgesamt
je 1 000 Einw.

2000 2004 2005 2004 2005 05/00 05/04
% Anzahl %

Baden-Württemberg 3 802 3 738 3 716  591  596 16,0 346,3 - 2,3 - 0,6
Bayern 4 365 4 288 4 271  697  712 16,7 342,9 - 2,2 - 0,4
Berlin 1 139 1 042 1 014  193  193 19,0 299,0 - 11,0 - 2,7
Brandenburg  811  716  699  103  103 14,7 272,8 - 13,8 - 2,4
Bremen  284  273  270  51  51 18,9 407,4 - 4,9 - 1,1
Hamburg  762  739  738  125  126 17,1 424,5 - 3,1 - 0,1
Hessen 2 175 2 113 2 090  357  364 17,4 343,0 - 3,9 - 1,1
Mecklenburg-Vorpommern  591  512  499  70  73 14,6 291,3 - 15,6 - 2,5
Niedersachsen 2 436 2 341 2 305  419  424 18,4 287,9 - 5,4 - 1,5
Nordrhein-Westfalen 5 907 5 631 5 556  886  896 16,1 307,6 - 5,9 - 1,3
Rheinland-Pfalz 1 191 1 164 1 149  207  210 18,3 283,0 - 3,5 - 1,3
Saarland  356  345  341  51  52 15,2 324,0 - 4,2 - 1,2
Sachsen 1 527 1 369 1 332  207  211 15,8 311,0 - 12,8 - 2,7
Sachsen-Anhalt  837  745  720  104  106 14,7 289,9 - 14,0 - 3,4
Schleswig-Holstein  820  779  771  146  147 19,1 272,5 - 6,0 - 1,0
Thüringen  823  729  708  103  101 14,3 301,9 - 14,0 - 2,9

Deutschland 27 826 26 524 26 178 4 311 4 365 16,7 317,4 - 5,9 - 1,3
 Westdeutschland 22 098 21 411 21 207 3 530 3 578 16,9 322,8 - 4,0 - 1,0
 Ostdeutschland 5 728 5 113 4 972  780  787 15,8 296,3 - 13,2 - 2,8

Darunter Teilzeitkräfte   Veränderung insgesamt
Land

Anzahl (1 000)
2005

Insgesamt (30.6.)
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10. Arbeitslose und Arbeitslosenquote 

2001 2005 2006 30.06.2001 30.06.2005 30.06.2006 06/01 06/05
Anzahl

Baden-Württemberg  249 477  375 567  346 330 5,2 7,6 7,0 + 38,8 - 7,8
Bayern  295 779  475 526  418 330 5,3 8,4 7,3 + 41,4 - 12,0
Berlin  265 618  323 538  289 945 17,4 21,9 19,9 + 9,2 - 10,4
Brandenburg  227 690  238 020  219 509 18,3 19,5 18,3 - 3,6 - 7,8
Bremen  39 229  52 729  48 070 13,3 18,3 16,3 + 22,5 - 8,8
Hamburg  68 264  102 071  97 197 9,0 13,4 12,7 + 42,4 - 4,8
Hessen  198 138  267 284  283 291 7,2 9,8 10,3 + 43,0 + 6,0
Mecklenburg-Vorpommern  159 929  176 728  159 577 18,7 21,8 19,9 - 0,2 - 9,7
Niedersachsen  336 704  428 561  405 839 9,5 12,2 11,4 + 20,5 - 5,3
Nordrhein-Westfalen  747 475 1 032 620 1 022 450 9,3 12,9 12,7 + 36,8 - 1,0
Rheinland-Pfalz  130 024  173 033  157 992 7,2 9,5 8,7 + 21,5 - 8,7
Saarland  44 755  53 871  50 178 9,7 11,8 10,9 + 12,1 - 6,9
Sachsen  380 248  392 461  355 506 18,1 19,7 18,1 - 6,5 - 9,4
Sachsen-Anhalt  257 050  253 982  226 388 20,4 21,5 19,6 - 11,9 - 10,9
Schleswig-Holstein  107 946  156 206  134 794 8,7 12,6 10,8 + 24,9 - 13,7
Thüringen  186 037  202 101  181 762 15,9 18,0 16,5 - 2,3 - 10,1

Deutschland 3 694 363 4 704 298 4 397 158 9,9 12,6 11,8 + 19,0 - 6,5
 Westdeutschland 2 380 195 3 117 468 2 964 471 ... ... ... + 24,5 - 4,9
 Ostdeutschland 1 314 168 1 586 830 1 432 687 ... ... ... + 9,0 - 9,7

Veränderung der
Arbeitslosenzahl

%

Land

Arbeitslosenquote 1)

(alle abhängigen zivilen Erwerbspersonen)
Arbeitslose (im Juni)

11. Arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren 

2001 2005 30.06.2006 2001 2005 30.06.2006 06/01 06/05
Anzahl

Baden-Württemberg  28 821  49 524  35 400 4,4 7,1 5,2 + 22,8 - 28,5
Bayern  40 081  71 524  49 762 5,1 8,7 6,2 + 24,2 - 30,4
Berlin  32 195  38 560  30 645 18,7 22,2 18,4 - 4,8 - 20,5
Brandenburg  27 685  31 681  27 376 16,4 18,8 17,5 - 1,1 - 13,6
Bremen  4 221  5 826  4 817 12,5 16,6 14,1 + 14,1 - 17,3
Hamburg  7 412  10 239  8 784 8,5 11,5 10,1 + 18,5 - 14,2
Hessen  22 034  40 004  32 288 6,5 11,7 9,7 + 46,5 - 19,3
Mecklenburg-Vorpommern  20 067  23 681  16 934 15,5 19,2 14,5 - 15,6 - 28,5
Niedersachsen  43 642  62 031  46 288 9,9 14,0 10,6 + 6,1 - 25,4
Nordrhein-Westfalen  83 956  118 349  110 665 8,5 11,9 11,4 + 31,8 - 6,5
Rheinland-Pfalz  17 306  26 835  20 302 7,3 10,8 8,3 + 17,3 - 24,3
Saarland  5 305  6 805  5 515 9,5 11,8 9,8 + 4,0 - 19,0
Sachsen  44 875  52 226  40 656 15,2 18,5 15,2 - 9,4 - 22,2
Sachsen-Anhalt  28 701  32 704  25 011 17,1 20,3 16,4 - 12,9 - 23,5
Schleswig-Holstein  14 763  21 067  15 585 9,8 13,5 10,2 + 5,6 - 26,0
Thüringen  23 010  27 812  19 479 13,9 17,2 12,9 - 15,3 - 30,0

Deutschland  444 074  618 867  489 507 9,1 12,5 10,2 + 10,2 - 20,9
 Westdeutschland  267 541  412 205  329 406 ... ... ... + 23,1 - 20,1
 Ostdeutschland  176 533  206 663  160 101 ... ... ... - 9,3 - 22,5

Land
Arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren

%

Veränderung der
Zahl der arbeitslosen Jugendlichen

Arbeitslosenquote von Jugendlichen unter 25 Jahren

12. Arbeitslose Frauen und Arbeitslosenquote 

2001 2005 2006 30.06.2001 30.06.2005 30.06.2006 06/01 06/05
Anzahl

Baden-Württemberg  121 636  180 024  173 374 5,3 7,7 7,3 + 42,5 - 3,7
Bayern  145 694  233 920  216 412 5,5 8,6 7,8 + 48,5 - 7,5
Berlin  111 695  140 315  125 478 15,1 19,4 17,4 + 12,3 - 10,6
Brandenburg  114 511  110 486  104 861 18,9 18,4 17,8 - 8,4 - 5,1
Bremen  15 899  22 840  21 229 11,6 16,7 15,0 + 33,5 - 7,1
Hamburg  26 775  45 184  43 297 7,3 12,2 11,5 + 61,7 - 4,2
Hessen  90 106  120 177  135 453 7,0 9,3 10,3 + 50,3 + 12,7
Mecklenburg-Vorpommern  78 838  80 282  75 724 19,0 20,3 19,4 - 3,9 - 5,7
Niedersachsen  153 582  192 158  195 998 9,4 11,6 11,5 + 27,6 + 2,0
Nordrhein-Westfalen  323 447  455 693  477 903 8,8 12,2 12,5 + 47,8 + 4,9
Rheinland-Pfalz  60 851  80 510  76 996 7,4 9,4 8,9 + 26,5 - 4,4
Saarland  18 972  24 997  24 231 9,2 11,9 11,3 + 27,7 - 3,1
Sachsen  195 817  191 294  179 144 19,2 19,5 18,7 - 8,5 - 6,4
Sachsen-Anhalt  133 935  123 320  113 109 21,9 21,4 20,1 - 15,5 - 8,3
Schleswig-Holstein  44 411  69 481  63 931 7,6 11,6 10,4 + 44,0 - 8,0
Thüringen  100 326  100 452  94 664 17,6 18,4 17,7 - 5,6 - 5,8

Deutschland 1 736 495 2 171 133 2 121 804 9,9 12,2 11,8 + 22,2 - 2,3
 Westdeutschland 1 069 288 1 424 984 1 428 824 ... ... ... + 33,6 + 0,3
 Ostdeutschland  667 207  746 149  692 980 ... ... ... + 3,9 - 7,1

Veränderung der
Arbeitslosenzahl

Arbeitslosenquote 1)

(alle abhängigen zivilen Erwerbspersonen)

%

Land
Arbeitslose (im Juni)

1) Die Arbeitslosenquoten beziehen sich auf das Bundesgebiet West (= früheres Bundesgebiet) bzw. Ost (= Beitrittsgebiet). Sie sind mit der sonstigen Aufteilung (Ostdeutschland = 5 ostdeutsche 
Länder plus Berlin) nicht kompatibel, da von der Bundesagentur für Arbeit Westberlin zum Bundesgebiet West gerechnet wird.  
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Wirtschaft und Einkommen 
13. Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg  297 393  323 735  330 715  55 567  60 054  61 236 + 11,2 + 1,6
Bayern  359 376  397 441  403 709  56 826  62 707  63 512 + 12,3 + 1,3
Berlin  78 382  79 473  79 597  49 753  51 678  51 736 + 1,5 - 0,2
Brandenburg  44 985  48 526  48 052  42 282  47 809  47 772 + 6,8 - 1,5
Bremen  22 110  23 960  24 473  57 062  62 624  64 231 + 10,7 + 1,1
Hamburg  72 554  78 494  79 956  69 615  75 277  76 084 + 10,2 + 1,2
Hessen  183 100  195 992  197 739  60 205  64 556  65 270 + 8,0 + 0,7
Mecklenburg-Vorpommern  30 061  31 440  31 289  40 098  44 249  44 520 + 4,1 - 0,1
Niedersachsen  180 117  185 803  188 413  51 092  52 428  53 464 + 4,6 + 0,9
Nordrhein-Westfalen  454 250  482 009  489 068  53 620  57 202  58 163 + 7,7 + 0,7
Rheinland-Pfalz  91 036  96 256  97 458  51 604  54 045  54 770 + 7,1 + 0,6
Saarland  24 737  26 585  27 460  48 802  52 529  54 230 + 11,0 + 2,5
Sachsen  75 666  85 807  85 811  38 377  44 873  45 521 + 13,4 + 0,1
Sachsen-Anhalt  43 279  47 308  48 120  40 892  47 031  48 701 + 11,2 + 0,9
Schleswig-Holstein  64 853  68 192  68 973  52 049  55 597  56 296 + 6,4 + 1,3
Thüringen  40 602  44 631  44 667  38 171  44 087  44 649 + 10,0 + 0,1

Deutschland 2 062 500 2 215 650 2 245 500  52 690  57 004  57 899 + 8,9 + 0,9
 Westdeutschland 1 749 525 1 878 466 1 907 965  55 258  59 306  60 260 + 9,1 + 1,1
 Ostdeutschland  312 975  337 184  337 535  41 826  46 871  47 402 + 7,8 - 0,1

€

Land
Insgesamt Je Erwerbstätigen Veränderung des 

Bruttoinlandsprodukts insgesamt

                     %Mio. € 

14. Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder 

Veränderung der Zahl
Landwirtschaft Prod. Gew. Dienstleistungen der Erwerbstätigen

2000 2004 2005 05/00 05/04
1 000

Baden-Württemberg 5 352,0 5 390,7 5 400,7 1,9 33,3 64,8 + 0,9 + 0,2
Bayern 6 324,2 6 338,0 6 356,5 3,0 29,0 68,0 + 0,5 + 0,3
Berlin 1 575,4 1 537,8 1 538,5 0,4 14,1 85,5 - 2,3 + 0,0
Brandenburg 1 063,9 1 015,0 1 005,9 3,7 22,2 74,1 - 5,5 - 0,9
Bremen  387,5  382,6  381,0 0,3 21,8 77,8 - 1,7 - 0,4
Hamburg 1 042,2 1 042,7 1 050,9 0,5 15,3 84,2 + 0,8 + 0,8
Hessen 3 041,3 3 036,0 3 029,5 1,5 23,1 75,3 - 0,4 - 0,2
Mecklenburg-Vorpommern  749,7  710,5  702,8 4,1 18,4 77,5 - 6,3 - 1,1
Niedersachsen 3 525,4 3 544,0 3 524,1 3,3 24,8 71,8 - 0,0 - 0,6
Nordrhein-Westfalen 8 471,7 8 426,4 8 408,6 1,5 25,1 73,5 - 0,7 - 0,2
Rheinland-Pfalz 1 764,1 1 781,0 1 779,4 2,8 26,3 70,9 + 0,9 - 0,1
Saarland  506,9  506,1  506,4 0,8 29,1 70,1 - 0,1 + 0,1
Sachsen 1 971,6 1 912,2 1 885,1 2,3 26,8 70,9 - 4,4 - 1,4
Sachsen-Anhalt 1 058,4 1 005,9  988,1 3,1 23,6 73,3 - 6,6 - 1,8
Schleswig-Holstein 1 246,0 1 226,5 1 225,2 3,2 19,9 76,9 - 1,7 - 0,1
Thüringen 1 063,7 1 012,3 1 000,4 2,7 29,1 68,2 - 5,9 - 1,2

Deutschland 39 144,0 38 868,0 38 783,0 2,2 25,9 71,9 - 0,9 - 0,2
 Westdeutschland 31 661,3 31 674,2 31 662,3 2,2 26,6 71,2 + 0,0 - 0,0
 Ostdeutschland 7 482,7 7 193,8 7 120,7 2,4 22,5 75,1 - 4,8 - 1,0

2005

Anteil der Wirtschaftsbereiche
Erwerbstätige insgesamt

Land

%

15. Bruttowertschöpfung der Land- und Forstwirtschaft sowie der Fischerei in jeweiligen Preisen 

Anteil an BWS je
Deutschland Erwerbstätigen

2000 2004 2005 2000 05/00 05/04
€

Baden-Württemberg  3 158  2 392  1 957 1,2 0,7 11,0  18 744 - 16,9 - 6,0
Bayern  4 338  4 397  3 596 1,3 1,0 20,2  18 847 + 12,4 - 5,9
Berlin   139   134   105 0,2 0,1 0,6  19 091 + 3,2 - 5,6
Brandenburg   986  1 071   846 2,4 1,9 4,7  22 681 + 20,5 - 5,5
Bremen   48   62   59 0,2 0,3 0,3  45 385 + 10,1 - 2,5
Hamburg   142   139   109 0,2 0,2 0,6  20 566 + 8,1 - 5,6
Hessen  1 072  1 050   824 0,7 0,5 4,6  18 031 + 8,0 - 8,4
Mecklenburg-Vorpommern  1 189  1 095   830 4,4 2,9 4,7  28 823 + 2,4 - 6,5
Niedersachsen  3 635  3 416  2 786 2,2 1,6 15,6  23 711 + 8,3 - 3,8
Nordrhein-Westfalen  3 082  3 025  2 490 0,8 0,6 14,0  20 310 + 14,4 - 2,5
Rheinland-Pfalz  1 358  1 291  1 044 1,7 1,2 5,9  20 925 + 9,4 - 5,6
Saarland   81   80   62 0,4 0,3 0,3  15 897 + 9,5 - 7,9
Sachsen   972  1 004   785 1,4 1,0 4,4  18 341 + 15,6 - 5,3
Sachsen-Anhalt  1 036   961   736 2,7 1,7 4,1  24 211 + 4,2 - 5,2
Schleswig-Holstein  1 405  1 219   991 2,4 1,6 5,6  24 899 - 1,3 - 3,4
Thüringen   820   773   619 2,2 1,5 3,5  22 832 + 10,2 - 2,5

Deutschland  23 460  22 110  17 840 1,3 0,9 100,0  20 914 + 6,3 - 4,9
 Westdeutschland  18 318  17 071  13 918 1,2 0,8 78,0  20 438 + 5,3 - 4,9
 Ostdeutschland  5 142  5 039  3 922 1,8 1,3 22,0  22 802 + 10,0 - 5,2

Veränderung der BWS (real)

Mio. € %

Landwirtschaft
Land

                               %

Anteil an der gesamten
Bruttowertschöpfung

2005
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16. Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe in jeweiligen Preisen 

Anteil an BWS je
Deutschland Erwerbstätigen

2000 2004 2005 2000 05/00 05/04
€

Baden-Württemberg  103 653  110 669  115 169 38,7 38,6 19,1  64 097 + 7,2 + 2,8
Bayern  102 895  109 921  113 056 31,8 31,0 18,8  61 360 + 8,4 + 2,0
Berlin  14 087  13 466  13 343 20,0 18,6 2,2  61 376 - 7,5 - 1,8
Brandenburg  11 226  10 829  10 789 27,7 24,9 1,8  48 232 - 10,6 - 2,7
Bremen  5 590  5 870  5 966 28,1 27,0 1,0  71 788 - 1,2 - 0,4
Hamburg  12 163  12 466  12 681 18,6 17,6 2,1  78 814 - 2,3 - 0,3
Hessen  43 569  43 754  44 780 26,4 25,1 7,4  63 862 - 1,5 + 0,8
Mecklenburg-Vorpommern  5 563  5 324  5 466 20,6 19,3 0,9  42 275 - 5,6 + 2,2
Niedersachsen  51 709  49 604  51 980 31,9 30,6 8,6  59 358 - 6,0 + 2,6
Nordrhein-Westfalen  121 808  125 091  129 732 29,8 29,4 21,6  61 493 + 1,9 + 1,5
Rheinland-Pfalz  27 110  27 810  28 573 33,1 32,5 4,7  61 118 + 2,4 + 0,7
Saarland  7 006  7 926  8 604 31,5 34,7 1,4  58 369 + 18,1 + 5,9
Sachsen  19 655  22 255  22 500 28,9 29,0 3,7  44 528 + 14,4 + 1,2
Sachsen-Anhalt  10 786  11 705  12 367 27,7 28,5 2,1  53 011 + 7,5 + 3,3
Schleswig-Holstein  13 696  13 602  13 792 23,5 22,1 2,3  56 641 - 3,6 + 0,4
Thüringen  11 035  12 550  12 894 30,2 32,0 2,1  44 355 + 17,4 + 2,3

Deutschland  561 550  582 840  601 690 30,3 29,7 100,0  60 001 + 3,3 + 1,7
 Westdeutschland  489 198  506 713  524 331 31,1 30,4 87,1  62 211 + 3,2 + 1,9
 Ostdeutschland  72 352  76 127  77 359 25,7 25,4 12,9  48 356 + 4,1 + 0,7

%

Bruttowertschöpfung
Produzierendes Gewerbe

Mio. €

Land

Anteil an der gesamten
Veränderung der BWS (real)

                               %
2005

17. Bruttowertschöpfung der dienstleistenden Wirtschaftsbereiche in jeweiligen Preisen 

Anteil an BWS je
Deutschland Erwerbstätigen

2000 2004 2005 2000 05/00 05/04
€

Baden-Württemberg  160 835  179 630  181 482 60,1 60,8 12,9  51 860 + 6,5 + 1,2
Bayern  216 197  245 011  247 865 66,8 68,0 17,6  57 334 + 11,7 + 1,3
Berlin  56 315  58 251  58 420 79,8 81,3 4,1  44 407 - 2,1 + 0,4
Brandenburg  28 273  31 974  31 752 69,8 73,2 2,3  42 626 + 6,7 - 0,7
Bremen  14 259  15 730  16 073 71,7 72,7 1,1  54 212 + 7,6 + 1,9
Hamburg  52 992  58 361  59 403 81,2 82,3 4,2  67 139 + 4,8 + 1,8
Hessen  120 145  132 393  132 938 72,9 74,5 9,4  58 240 + 3,9 + 1,0
Mecklenburg-Vorpommern  20 302  22 006  21 956 75,0 77,7 1,6  40 310 + 3,8 - 0,2
Niedersachsen  106 757  114 964  115 356 65,9 67,8 8,2  45 578 + 4,8 + 0,5
Nordrhein-Westfalen  283 924  307 672  309 367 69,5 70,1 22,0  50 089 + 3,8 + 0,6
Rheinland-Pfalz  53 463  57 925  58 380 65,3 66,3 4,1  46 258 + 4,1 + 1,0
Saarland  15 176  16 029  16 128 68,2 65,0 1,1  45 425 + 2,0 + 1,1
Sachsen  47 471  54 320  54 195 69,7 69,9 3,8  40 536 + 8,4 -0,0
Sachsen-Anhalt  27 129  30 106  30 345 69,6 69,8 2,2  41 888 + 5,1 + 0,3
Schleswig-Holstein  43 265  46 832  47 494 74,1 76,3 3,4  50 424 + 6,2 + 1,8
Thüringen  24 686  27 029  26 817 67,6 66,5 1,9  39 287 + 3,3 - 0,6

Deutschland 1 271 190 1 398 230 1 407 970 68,5 69,4 100,0  50 461 + 5,7 + 0,9
 Westdeutschland 1 067 015 1 174 546 1 184 484 67,8 68,8 84,1  52 520 + 6,1 + 1,0
 Ostdeutschland  204 175  223 684  223 486 72,5 73,3 15,9  41 781 + 3,7 - 0,1

Bruttowertschöpfung
2005

Veränderung der BWS (real)
Anteil an der gesamten

Land
Dienstleistende Wirtschaftsbereiche

Mio. € %                               %                    

18. Unternehmensinsolvenzen 

Veränderung der Zahl
der Insolvenzen

2000 2004 2005 2000 2005 1) 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg 2 329  3 190 2 893 57,1 70,2 + 24,2 - 9,3
Bayern 3 073  4 564 4 289 60,8 81,5 + 39,6 - 6,0
Berlin 2 126  1 902 1 722 191,9 151,2 - 19,0 - 9,5
Brandenburg 1 511  1 259 1 242 195,3 157,5 - 17,8 - 1,4
Bremen  177   324  306 82,5 140,0 + 72,9 - 5,6
Hamburg  526   896  818 68,3 103,8 + 55,5 - 8,7
Hessen 1 835  2 383 2 214 80,0 94,2 + 20,7 - 7,1
Mecklenburg-Vorpommern  998  1 029  948 197,5 188,5 - 5,0 - 5,0
Niedersachsen 2 345  3 166 3 290 94,4 129,9 + 40,3 + 3,9
Nordrhein-Westfalen 5 511  12 012 10 758 88,5 171,2 + 95,2 - 10,4
Rheinland-Pfalz 1 087  1 557 1 659 72,9 109,8 + 52,6 + 6,6
Saarland  253   407  403 74,3 118,1 + 59,3 - 1,0
Sachsen 2 541  2 344 2 465 187,0 181,3 - 3,0 + 5,2
Sachsen-Anhalt 1 644  1 675 1 420 245,5 217,5 - 13,6 - 15,2
Schleswig-Holstein  926  1 516 1 387 93,1 139,9 + 49,8 - 8,5
Thüringen 1 353   989 1 029 184,0 141,4 - 23,9 + 4,0

Deutschland 28 235  39 213 36 843 97,1 124,6 + 30,5 - 6,0
 Westdeutschland 18 062  30 015  28 017 75,4 114,8 + 55,1 - 6,7
 Ostdeutschland 10 173  9 198  8 826 197,5 170,7 - 13,2 - 4,0

Land

Anzahl

Insolvenzen Je 10 000 Unternehmen

1) Bezogen auf die Zahl der Unternehmen im Jahr 2004. 
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19. Umsatzsteuerpflichtige Unternehmen 

2000 2003 2004 2000 2003 2004 04/00 04/03

Baden-Württemberg  407 807  405 797  412 020  406 542  404 439  410 565 + 1,0 + 1,5
Bayern  505 068  514 871  526 174  503 760  513 542  524 787 + 4,2 + 2,2
Berlin  110 806  111 301  113 917  110 604  111 111  113 726 + 2,8 + 2,4
Brandenburg  77 379  77 705  78 836  77 314  77 637  78 758 + 1,9 + 1,5
Bremen  21 463  21 650  21 858  21 345  21 515  21 723 + 1,8 + 1,0
Hamburg  77 007  77 408  78 801  76 610  76 999  78 395 + 2,3 + 1,8
Hessen  229 419  231 692  235 001  228 690  230 970  234 287 + 2,4 + 1,4
Mecklenburg-Vorpommern  50 524  50 044  50 305  50 481  50 000  50 256 - 0,4 + 0,5
Niedersachsen  248 340  248 860  253 250  247 691  248 146  252 512 + 2,0 + 1,8
Nordrhein-Westfalen  622 428  620 065  628 567  620 326  617 919  626 302 + 1,0 + 1,4
Rheinland-Pfalz  149 039  149 398  151 108  148 735  149 103  150 797 + 1,4 + 1,1
Saarland  34 042  33 780  34 138  33 943  33 690  34 040 + 0,3 + 1,1
Sachsen  135 869  135 082  135 984  135 784  134 969  135 858 + 0,1 + 0,7
Sachsen-Anhalt  66 962  65 240  65 294  66 906  65 174  65 218 - 2,5 + 0,1
Schleswig-Holstein  99 467  100 214  99 157  99 221  99 951  98 899 - 0,3 - 1,1
Thüringen  73 530  72 375  72 763  73 487  72 320  72 706 - 1,0 + 0,5

Deutschland 2 909 150 2 915 482 2 957 173 2 901 439 2 907 485 2 948 829 + 1,7 + 1,4
 Westdeutschland 2 394 080 2 403 735 2 440 074 2 386 863 2 396 274 2 432 307 + 1,9 + 1,5
 Ostdeutschland  515 070  511 747  517 099  514 576  511 211  516 522 + 0,4 + 1,0

Veränderung der Zahl 

%

der Unternehmen insgesamt50 Mio. € Jahresumsatz (KMU)
Darunter Unternehmen mit weniger als 

Land
 Anzahl der Unternehmen

Anzahl

20. Lieferungen und Leistungen der umsatzsteuerpflichtigen Unternehmen 

Anteile d. KMU
a.d. Lieferungen

u. Leistungen
2000 2003 2004 2000 2003 2004 04/00 04/03 2004

Baden-Württemberg  661 039  693 126  712 485  274 553  264 327  266 543 + 7,8 + 2,8 37,4
Bayern  671 956  709 965  716 150  301 909  294 475  295 711 + 6,6 + 0,9 41,3
Berlin  103 275  110 502  115 205  49 812  46 880  46 282 + 11,6 + 4,3 40,2
Brandenburg  49 953  50 486  52 814  35 733  35 238  34 226 + 5,7 + 4,6 64,8
Bremen  49 363  51 584  51 379  19 711  18 816  18 991 + 4,1 - 0,4 37,0
Hamburg  245 417  272 460  281 668  57 765  54 970  55 913 + 14,8 + 3,4 19,9
Hessen  381 419  371 698  372 082  143 179  135 714  134 445 - 2,4 + 0,1 36,1
Mecklenburg-Vorpommern  32 252  31 556  31 422  26 168  24 917  24 325 - 2,6 - 0,4 77,4
Niedersachsen  356 301  378 467  391 423  164 214  160 197  158 907 + 9,9 + 3,4  40,6
Nordrhein-Westfalen 1 144 553 1 105 156 1 138 528  429 032  411 423  410 861 - 0,5 + 3,0 36,1
Rheinland-Pfalz  147 765  151 554  155 320  80 614  79 573  79 012 + 5,1 + 2,5 50,9
Saarland  39 086  41 372  44 639  19 166  19 276  18 981 + 14,2 + 7,9 42,5
Sachsen  79 184  86 034  88 510  63 518  62 746  60 980 + 11,8 + 2,9 68,9
Sachsen-Anhalt  41 569  42 521  43 576  33 867  33 182  32 510 + 4,8 + 2,5 74,6
Schleswig-Holstein  106 027  107 942  108 331  59 210  57 810  57 258 + 2,2 + 0,4 52,9
Thüringen  43 770  43 652  43 975  37 218  35 494  35 422 + 0,5 + 0,7 80,6

Deutschland 4 152 927 4 248 074 4 347 506 1 795 667 1 735 037 1 730 366 + 4,7 + 2,3  39,8
 Westdeutschland 3 802 926 3 883 323 3 972 005 1 549 352 1 496 580 1 496 621 + 4,4 + 2,3 37,7
 Ostdeutschland  350 003  364 751  375 501  246 316  238 457  233 745 + 7,3 + 2,9 62,2

%

insgesamt
Lieferungen und Leistungen

Veränderung der 
Unternehmen mit weniger als 50 Mio. €

Land Jahresumsatz (KMU)

Darunter Lieferungen und Leistungen von 
Lieferungen und Leistungen insgesamt

Mio. €

21. Gesamtumsatz im Verarbeitenden Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

Veränderung des
Gesamtumsatzes

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg  236 671  251 442  261 848  98 356  113 081  122 919 +10,6 +4,1
Bayern  246 619  280 844  291 310  99 456  126 142  132 346 +18,1 +3,7
Berlin  30 589  30 556  30 452  7 208  8 919  9 254 -0,4 -0,3
Brandenburg  15 853  17 889  18 717  2 845  3 704  4 072 +18,1 +4,6
Bremen  19 213  20 898  18 833  9 514  11 190  10 150 -2,0 -9,9
Hamburg  56 015  64 266  65 972  9 569  11 852  12 667 +17,8 +2,7
Hessen  82 374  86 586  90 001  30 776  36 397  38 899 +9,3 +3,9
Mecklenburg-Vorpommern  7 538  8 925  9 763  1 627  1 754  1 934 +29,5 +9,4
Niedersachsen  134 612  146 626  157 380  54 167  59 905  63 111 + 16,9 + 7,3
Nordrhein-Westfalen  299 285  308 303  322 292  103 842  116 095  124 802 +7,7 +4,5
Rheinland-Pfalz  61 277  66 090  68 559  24 869  30 254  32 404 +11,9 +3,7
Saarland  18 643  20 636  22 760  7 432  8 759  10 130 +22,1 +10,3
Sachsen  31 240  40 721  44 410  7 996  12 284  13 588 +42,2 +9,1
Sachsen-Anhalt  19 552  25 964  29 652  3 076  5 547  6 948 +51,7 +14,2
Schleswig-Holstein  28 121  30 278  32 059  8 926  11 681  13 203 +14,0 +5,9
Thüringen  19 063  23 345  24 638  4 339  6 401  7 200 +29,2 +5,5

Deutschland 1 306 664 1 423 369 1 488 647  473 999  563 965  603 626 + 13,9 + 4,6
 Westdeutschland 1 182 830 1 275 969 1 331 014  446 907  525 356  560 631 +12,5 +4,3
 Ostdeutschland  123 835  147 400  147 400  27 091  38 609  42 996 +19,0 +0,0

Mio. €

insgesamt
Gesamtumsatz 

darunter Ausland
Land
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22. Gesamtumsatz im Bauhauptgewerbe 

Umsatz
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. €

Baden-Württemberg  11 608  9 154  9 168 11,6 11,5 12,2 -21,0 +0,2
Bayern  18 234  15 251  14 278 18,2 19,1 18,9 -21,7 -6,4
Berlin  3 769  2 246  2 255 3,8 2,8 3,0 -40,2 +0,4
Brandenburg  4 642  3 433  3 005 4,6 4,3 4,0 -35,3 -12,5
Bremen   829   583   541 0,8 0,7 0,7 -34,7 -7,1
Hamburg  1 862  1 506  1 521 1,9 1,9 2,0 -18,3 +1,0
Hessen  6 453  5 313  5 100 6,4 6,6 6,8 -21,0 -4,0
Mecklenburg-Vorpommern  2 673  1 841  1 817 2,7 2,3 2,4 -32,0 -1,3
Niedersachsen  9 432  7 939  7 695  9,4  9,9  10,2 - 18,4 - 3,1
Nordrhein-Westfalen  16 530  13 564  12 854 16,5 17,0 17,0 -22,2 -5,2
Rheinland-Pfalz  4 479  4 158  3 711 4,5 5,2 4,9 -17,2 -10,8
Saarland  1 123   988   986 1,1 1,2 1,3 -12,2 -0,2
Sachsen  7 408  5 865  4 933 7,4 7,3 6,5 -33,4 -15,9
Sachsen-Anhalt  4 462  3 037  2 888 4,5 3,8 3,8 -35,3 -4,9
Schleswig-Holstein  2 909  2 278  2 025 2,9 2,9 2,7 -30,4 -11,1
Thüringen  3 737  2 769  2 629 3,7 3,5 3,5 -29,7 -5,1

Deutschland  100 148  79 923  75 405  100,0  100,0  100,0 - 24,7 - 5,7
 Westdeutschland  73 458  60 734  57 878 73,3 76,0 76,8 -21,2 -4,7
 Ostdeutschland  26 691  19 191  17 526 26,7 24,0 23,2 -34,3 -8,7

Anteil am Bundesgebiet
Land

Veränderung

%

23. Gästeübernachtungen (einschl. Campingplätze) 

Veränderung der Über-
insgesamt nachtungen insgesamt

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg  41 827  40 023  40 501  5 689  6 298  6 572 -3,2 +1,2
Bayern  78 195  73 661  74 574  10 168  10 426  11 015 -4,6 +1,2
Berlin  11 546  13 260  14 620  3 167  4 225  5 026 +26,6 +10,2
Brandenburg  9 096  9 257  9 380   515   552   593 +3,1 +1,3
Bremen  1 352  1 422  1 376   315   304   305 +1,9 -3,3
Hamburg  4 943  5 946  6 435  1 162  1 231  1 310 +30,2 +8,2
Hessen  26 652  24 853  25 174  5 070  5 030  5 091 -5,5 +1,3
Mecklenburg-Vorpommern  21 342  24 395  24 494   451   625   645 +14,8 +0,4
Niedersachsen  38 701  34 489  34 285  2 532  2 187  2 462 - 11,4 - 0,6
Nordrhein-Westfalen  37 466  37 690  38 439  6 034  6 737  7 104 +2,6 +2,0
Rheinland-Pfalz  20 964  19 827  19 918  4 676  4 508  4 732 -5,0 +0,5
Saarland  2 217  2 167  2 152   228   250   266 -2,9 -0,8
Sachsen  14 991  15 233  15 404   919  1 088  1 169 +2,7 +1,1
Sachsen-Anhalt  5 689  5 874  6 009   329   353   337 +5,6 +2,3
Schleswig-Holstein  23 197  22 133  22 362   905  1 038  1 102 -3,6 +1,0
Thüringen  9 247  8 538  8 858   472   523   506 -4,2 +3,7

Deutschland  347 423  338 769  343 981  42 641  45 374  48 245 - 1,0 + 1,5
 Westdeutschland  275 514  262 212  265 214  36 785  38 008  39 967 -3,7 +1,1
 Ostdeutschland  71 910  76 557  78 767  5 856  7 366  8 276 +9,5 +2,9

Anzahl (1 000)

darunter von Auslandsgästen
Land

Übernachtungen 

24. Ausfuhr 

Anteil an
der deutschen

2000 2004 2005 Ausfuhr 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg  100 988  114 323  123 488 15,7 +22,3 +8,0
Bayern  92 878  118 035  127 806 16,3 +37,6 +8,3
Berlin  8 170  9 993  9 931 1,3 +21,6 -0,6
Brandenburg  4 280  5 465  6 554 0,8 +53,1 +19,9
Bremen  9 277  11 930  12 790 1,6 +37,9 +7,2
Hamburg  20 359  20 995  22 729 2,9 +11,6 +8,3
Hessen  31 418  37 185  39 403 5,0 +25,4 +6,0
Mecklenburg-Vorpommern  2 396  2 994  2 792 0,4 +16,5 -6,7
Niedersachsen  46 964  56 488  60 114 7,6 + 28,0 + 6,4
Nordrhein-Westfalen  112 013  131 941  142 960 18,2 +27,6 +8,4
Rheinland-Pfalz  24 526  31 661  34 100 4,3 +39,0 +7,7
Saarland  8 834  10 493  11 821 1,5 +33,8 +12,7
Sachsen  10 425  16 215  17 525 2,2 +68,1 +8,1
Sachsen-Anhalt  3 867  6 143  7 595 1,0 +96,4 +23,6
Schleswig-Holstein  10 716  14 543  16 323 2,1 +52,3 +12,2
Thüringen  4 507  7 382  7 780 1,0 +72,6 +5,4

Deutschland 1)  597 455  733 392  786 120 100,0 + 31,6 + 7,2
Westdeutschland  457 973  547 594  591 534 75,2 +29,2 +8,0
Ostdeutschland  33 645  48 192  52 177 6,6 +55,1 +8,3

%

Land

Veränderung der
Ausfuhr insgesamt

Ausfuhr insgesamt

Mio. €

1) Einschließlich Waren ausländischen Ursprungs und regional nicht zuordnungsfähiger Exporte. 
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25. Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe, im Handel 
sowie im Kredit- und im Versicherungsgewerbe 

2001 2005 2006 06/01 06/05

Baden-Württemberg 2 843 3 165 3 210 + 12,9 + 1,4
Bayern 2 757 3 104 3 150 + 14,3 + 1,5
Berlin 2 765 3 083 3 102 + 12,2 + 0,6
Brandenburg 2 029 2 292 2 357 + 16,1 + 2,8
Bremen 2 917 3 176 3 191 + 9,4 + 0,5
Hamburg 3 081 3 511 3 597 + 16,8 + 2,4
Hessen 2 894 3 256 3 311 + 14,4 + 1,7
Mecklenburg-Vorpommern 1 942 2 133 2 187 + 12,6 + 2,5
Niedersachsen 2 654 2 894 2 914 + 9,8 + 0,7
Nordrhein-Westfalen 2 750 3 039 3 071 + 11,7 + 1,1
Rheinland-Pfalz 2 666 2 948 3 008 + 12,8 + 2,0
Saarland 2 597 2 894 2 900 + 11,7 + 0,2
Sachsen 1 976 2 190 2 229 + 12,8 + 1,8
Sachsen-Anhalt 1 964 2 241 2 273 + 15,7 + 1,4
Schleswig-Holstein 2 567 2 892 2 942 + 14,6 + 1,7
Thüringen 1 893 2 123 2 136 + 12,8 + 0,6

Deutschland 2 687 2 995 3 037 + 13,0 + 1,4
Westdeutschland 1) 2 773 3 087 3 128 + 12,8 + 1,3
Ostdeutschland 2) 1 987 2 236 2 274 + 14,4 + 1,7

Veränderung

€
Land

Je Arbeitnehmer(in) im Januar

%

26. Bruttomonatsverdienste der weiblichen Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe, im Handel 
sowie im Kredit- und im Versicherungsgewerbe 

2001 2005 2006 05/00 05/04 2001 2005 2006
€

Baden-Württemberg 2 299 2 561 2 615 + 13,8 + 2,1 - 24,4 - 23,9 - 23,2
Bayern 2 253 2 566 2 625 + 16,5 + 2,3 - 23,5 - 21,8 - 21,0
Berlin 2 488 2 773 2 792 + 12,2 + 0,7 - 14,2 - 14,7 - 14,6
Brandenburg 1 911 2 173 2 209 + 15,6 + 1,7 - 8,1 - 7,4 - 8,9
Bremen 2 361 2 538 2 586 + 9,5 + 1,9 - 22,9 - 21,2 - 22,3
Hamburg 2 641 3 005 3 080 + 16,6 + 2,5 - 19,6 - 19,4 - 19,1
Hessen 2 492 2 852 2 918 + 17,1 + 2,3 - 18,1 - 15,9 - 15,2
Mecklenburg-Vorpommern 1 854 1 983 2 009 + 8,3 + 1,3 - 6,2 - 10,0 - 11,7
Niedersachsen 2 168 2 398 2 422 + 11,7 + 1,0 - 22,5 - 20,9 - 20,6
Nordrhein-Westfalen 2 331 2 580 2 624 + 12,6 + 1,7 - 18,8 - 18,7 - 18,0
Rheinland-Pfalz 2 248 2 533 2 579 + 14,7 + 1,8 - 19,8 - 17,4 - 17,7
Saarland 2 080 2 317 2 373 + 14,1 + 2,4 - 23,7 - 23,4 - 21,4
Sachsen 1 788 1 969 1 996 + 11,6 + 1,4 - 13,2 - 13,9 - 14,3
Sachsen-Anhalt 1 862 2 078 2 120 + 13,8 + 2,0 - 6,9 - 9,9 - 9,2
Schleswig-Holstein 2 148 2 462 2 508 + 16,7 + 1,9 - 21,3 - 19,4 - 19,3
Thüringen 1 684 1 897 1 917 + 13,8 + 1,1 - 15,1 - 14,9 - 14,4

Deutschland 2 250 2 518 2 565 + 14,0 + 1,9 - 20,8 - 20,1 - 19,6
Westdeutschland 1) 2 310 2 591 2 640 + 14,3 + 1,9 - 21,2 - 20,1 - 19,5
Ostdeutschland 2) 1 836 2 056 2 088 + 13,7 + 1,6 - 10,5 - 11,3 - 11,5

Je Arbeitnehmerin im Januar Veränderung
Land

Abstand zu den männlichen Arbeitnehmern

%

1) Einschl. Berlin-West. – 2) Einschl. Berlin-Ost. 
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Innovation
27. Gewerbeanmeldungen 

2000 2004 2000 2005
je 1 000 Einw. 05/00 05/04

Baden-Württemberg  94 109  116 463  111 044 10,4  71 954  91 794 + 18,0 - 4,7
Bayern  124 351  158 844  149 257 12,0  94 523  123 285 + 20,0 - 6,0
Berlin  34 155  47 158  44 015 13,0  28 344  39 070 + 28,9 - 6,7
Brandenburg  22 407  30 163  26 310 10,2  18 964  21 914 + 17,4 - 12,8
Bremen  5 482  6 912  6 197 9,4  4 466  5 632 + 13,0 - 10,3
Hamburg  18 705  21 914  21 931 12,6  15 016  19 307 + 17,2 + 0,1
Hessen  64 330  79 629  78 532 12,9  50 756  65 607 + 22,1 - 1,4
Mecklenburg-Vorpommern  14 813  20 407  17 200 10,0  12 595  15 194 + 16,1 - 15,7
Niedersachsen  64 700  84 472  77 461 9,7  51 656  64 701 + 19,7 - 8,3
Nordrhein-Westfalen  157 819  201 935  188 613 10,4  127 556  160 865 + 19,5 - 6,6
Rheinland-Pfalz  37 795  46 550  43 558 10,7  30 585  36 645 + 15,2 - 6,4
Saarland  8 252  10 209  9 582 9,0  6 671  8 127 + 16,1 - 6,1
Sachsen  39 433  49 171  45 386 10,5  32 355  39 738 + 15,1 - 7,7
Sachsen-Anhalt  19 892  25 071  21 615 8,6  15 851  19 232 + 8,7 - 13,8
Schleswig-Holstein  28 024  36 359  32 219 11,4  22 620  26 006 + 15,0 - 11,4
Thüringen  20 905  25 276  22 224 9,4  16 783  18 918 + 6,3 - 12,1

Deutschland  755 172  960 533  895 144 10,9  600 695  756 035 + 18,5 - 6,8
 Westdeutschland  603 567  763 287  718 394 10,9  475 803  601 969 + 19,0 - 5,9
 Ostdeutschland  151 605  197 246  176 750 10,5  124 892  154 066 + 16,6 - 10,4

AnzahlAnzahl
2005

Anmeldungen
Land

Darunter Neuerrichtung
der Anmeldungen

Veränderung der Zahl

28. Gewerbeabmeldungen 

2000 2004 2000 2005
je 1 000 Einw. 05/00 05/04

Baden-Württemberg  84 972  88 298  89 277 8,3  62 261  67 643 + 5,1 + 1,1
Bayern  104 628  107 010  112 183 9,0  69 356  85 078 + 7,2 + 4,8
Berlin  30 789  30 404  32 833 9,7  24 177  27 920 + 6,6 + 8,0
Brandenburg  19 882  18 245  20 755 8,1  16 126  16 212 + 4,4 + 13,8
Bremen  4 616  5 164  5 316 8,0  3 805  4 531 + 15,2 + 2,9
Hamburg  14 287  13 540  14 936 8,6  10 853  12 623 + 4,5 + 10,3
Hessen  57 398  59 454  61 902 10,2  44 482  48 566 + 7,8 + 4,1
Mecklenburg-Vorpommern  15 220  14 169  14 185 8,2  12 864  12 084 - 6,8 + 0,1
Niedersachsen  55 376  59 758  60 153 7,5  42 221  47 327 + 8,6 + 0,7
Nordrhein-Westfalen  134 605  147 225  154 507 8,6  102 493  126 789 + 14,8 + 4,9
Rheinland-Pfalz  31 832  33 579  34 593 8,5  24 090  27 456 + 8,7 + 3,0
Saarland  7 385  7 800  8 390 7,9  5 644  6 881 + 13,6 + 7,6
Sachsen  36 981  32 630  35 776 8,3  30 319  30 084 - 3,3 + 9,6
Sachsen-Anhalt  20 866  17 688  18 913 7,5  17 134  16 754 - 9,4 + 6,9
Schleswig-Holstein  23 924  24 336  25 984 9,2  17 980  19 897 + 8,6 + 6,8
Thüringen  19 982  18 346  18 550 7,8  15 834  14 991 - 7,2 + 1,1

Deutschland  662 743  677 646  708 253 8,6  499 639  564 836 + 6,9 + 4,5
 Westdeutschland  519 023  546 164  567 241 8,6  383 185  446 791 + 9,3 + 3,9
 Ostdeutschland  143 720  131 482  141 012 8,4  116 454  118 045 - 1,9 + 7,2

Darunter vollständige Aufgabe

Anzahl
2005

Anzahl

Abmeldungen
Land

Veränderung der Zahl
der Abmeldungen

29. Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

Veränderung der
je Beschäft. Investitionen insgesamt

1999 2003 04/99 04/03
Mio. € € %

Baden-Württemberg  8 821,0  9 181,3  9 015,1  7 328 +2,2 -1,8
Bayern  9 301,4  9 178,5  9 095,0  7 703 -2,2 -0,9
Berlin   930,2   870,7   831,8  7 786 -10,6 -4,5
Brandenburg  1 045,3   686,6  1 171,8  13 491 +12,1 +70,7
Bremen   717,5   506,7   527,3  8 470 -26,5 +4,1
Hamburg   708,7  1 040,7  1 042,2  10 704 +47,1 +0,1
Hessen  3 326,1  2 686,2  2 623,6  6 019 -21,1 -2,3
Mecklenburg-Vorpommern   339,1   368,4   386,0  7 932 +13,8 +4,8
Niedersachsen  4 336,7  5 062,4  4 446,5 8 245 + 2,5 - 12,2
Nordrhein-Westfalen 11 338,7 8 835,9 8 823,9  6 559 -22,2 -0,1
Rheinland-Pfalz  2 579,5  2 126,5  2 105,8  7 298 -18,4 -1,0
Saarland   814,2  1 417,6   874,6  8 601 +7,4 -38,3
Sachsen  2 636,9  2 697,3  3 603,9  16 087 +36,7 +33,6
Sachsen-Anhalt  1 440,4  1 392,3  1 588,3  14 514 +10,3 +14,1
Schleswig-Holstein   985,2   691,8   764,3  5 801 -22,4 +10,5
Thüringen  1 355,8   994,4  1 110,5  7 716 -18,1 +11,7

Deutschland  50 676,7  47 737,3  48 010,6 7 829 - 5,3 + 0,6
 Westdeutschland  42 928,9  40 727,6  39 318,3  7 264 -8,4 -3,5
 Ostdeutschland  7 747,8  7 009,7  8 692,3  12 077 +12,2 +24,0

2004
insgesamt

Bruttoausgaben

Land
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30. Bestand unmittelbarer Direktinvestitionen der Ausländer im Inland 

1999 2003 2004 04/99 04/03

Baden-Württemberg 34 836 67 605 67 179 + 92,8 - 0,6
Bayern 32 868 70 459 64 806 + 97,2 - 8,0
Berlin 6 950 13 997 15 987 + 130,0 + 14,2
Brandenburg 1 126 1 020  947 - 15,9 - 7,2
Bremen 1 685 4 448 4 024 + 138,8 - 9,5
Hamburg 26 578 49 946 55 913 + 110,4 + 11,9
Hessen 73 271 108 078 100 402 + 37,0 - 7,1
Mecklenburg-Vorpommern  623 1 182 2 370 + 280,4 + 100,5
Niedersachsen 10 788 13 549 24 176 + 124,1 + 78,4
Nordrhein-Westfalen 93 133 184 107 160 429 + 72,3 - 12,9
Rheinland-Pfalz 5 609 11 399 11 413 + 103,5 + 0,1
Saarland 1 100 1 877 1 976 + 79,6 + 5,3
Sachsen 1 155 1 481 2 005 + 73,6 + 35,4
Sachsen-Anhalt 3 250 4 083 4 190 + 28,9 + 2,6
Schleswig-Holstein 4 721 9 342 9 403 + 99,2 + 0,7
Thüringen  633 1 147 1 951 + 208,2 70,1

Deutschland 298 326 543 719 527 172 + 76,7 - 3,0
 Westdeutschland 284 589 520 809 499 722 + 75,6 - 4,0
 Ostdeutschland 13 737 22 910 27 450 + 99,8 + 19,8

%Mio. €

Veränderung
Land

Bestand (31.12.)

31. Patentanmeldungen 

Veränderung
der Anmeldungen

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg 12 486 12 856 12 828 119 120 120 + 2,7 - 0,2
Bayern 13 301 13 449 13 688 110 108 110 + 2,9 + 1,8
Berlin 1 265  905  866 37 27 26 - 31,5 - 4,3
Brandenburg  396  347  311 15 13 12 - 21,5 - 10,4
Bremen  166  172  173 25 26 26 + 4,2 + 0,6
Hamburg 1 222  994  919 72 57 53 - 24,8 - 7,5
Hessen 4 818 3 783 3 402 80 62 56 - 29,4 - 10,1
Mecklenburg-Vorpommern  212  205  197 12 12 11 - 7,1 -3,9
Niedersachsen 3 529 2 813 2 738 45 35 34 - 22,4 - 2,7
Nordrhein-Westfalen 10 330 7 830 8 151 57 43 45 - 21,1 + 4,1
Rheinland-Pfalz 2 504 2 139 2 218 62 53 55 - 11,4 + 3,7
Saarland  363  347  360 34 33 34 - 0,8 + 3,7
Sachsen 1 021  834  847 23 19 20 - 17,0 + 1,6
Sachsen-Anhalt  466  398  366 17 16 15 - 21,5 - 8,0
Schleswig-Holstein  680  624  600 25 22 21 - 11,8 - 3,8
Thüringen  762  752  703 31 32 30 - 7,7 - 6,5

Deutschland 53 521 48 448 48 367 65 59 59 - 9,6 - 0,2
 Westdeutschland 49 399 45 007 45 077 76 69 69 - 8,7 + 0,2
 Ostdeutschland 4 122 3 441 3 290 24 20 20 - 20,2 - 4,4

Anzahl

Anmeldungen je 100 000 Einwohner
Land

Insgesamt
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Humanpotenzial 
32. Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss und Anteil an der gleichaltrigen Bevölkerung 

Veränderung der Schulentlasse-

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg  9 182  8 738  8 419 7,9 6,9 6,7 - 8,3 - 3,7
Bayern  12 152  11 800  10 878 9,3 8,2 7,5 - 10,5 - 7,8
Berlin  4 612  4 019  3 576 13,0 11,7 11,6 - 22,5 - 11,0
Brandenburg  3 348  3 268  3 397 8,8 9,8 13,0 + 1,5 + 3,9
Bremen   657   786   690 10,8 12,2 10,7 + 5,0 - 12,2
Hamburg  1 884  1 785  1 771 12,9 11,2 11,1 - 6,0 - 0,8
Hessen  6 468  5 639  5 280 10,6 8,5 8,0 - 18,4 - 6,4
Mecklenburg-Vorpommern  3 123  2 453  2 548 11,4 10,7 14,4 - 18,4 + 3,9
Niedersachsen  8 447  8 776  8 345 9,8 9,3 8,8 - 1,2 - 4,9
Nordrhein-Westfalen  11 906  14 408  14 741 6,1 6,8 6,9 + 23,8 + 2,3
Rheinland-Pfalz  4 284  3 709  3 487 9,6 7,6 7,2 - 18,6 - 6,0
Saarland  1 108   998   939 9,8 8,4 7,9 - 15,3 - 5,9
Sachsen  7 329  5 152  4 830 12,7 10,4 12,2 - 34,1 - 6,3
Sachsen-Anhalt  4 704  4 864  3 845 13,2 15,8 15,8 - 18,3 - 20,9
Schleswig-Holstein  2 916  3 030  3 098 10,1 9,2 9,4 + 6,2 + 2,2
Thüringen  4 543  2 787  2 308 13,5 9,8 10,3 - 49,2 - 17,2

Deutschland  86 601  82 212  78 152 9,4 8,6 8,5 - 9,8 - 4,9
 Westdeutschland  58 942  59 669  57 648 8,5 7,8 7,6 - 2,2 - 3,4
 Ostdeutschland  27 659  22 543  20 504 12,1 11,3 12,7 - 25,9 - 9,0

Schulabgängerinnen und -abgänger
ohne Hauptschulabschluss

Anzahl

Land
nen ohne Hauptschulabschluss

%

Anteil an der gleichaltrigen Bevölkerung 1) 

1) Durchschnitt der 14- bis unter 16-Jährigen am 31.12. 

33. Schulentlassene mit Hochschulreife an allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen 

Veränderung der
Absolventen  Quoten   

2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
Anzahl

Baden-Württemberg 38 949 29,8 30,8 31,5 + 0,9 + 0,7
Bayern 28 932 19,9 20,7 20,8 + 0,3 + 0,1
Berlin 13 429 31,3 34,4 35,5 + 3,5 + 1,1
Brandenburg 11 263 30,5 32,8 31,1 + 0,3 - 1,7
Bremen 2 407 31,0 30,5 32,8 + 1,3 + 2,3
Hamburg 5 712 31,3 32,5 32,9 + 0,8 + 0,4
Hessen 18 605 29,9 30,8 28,8 - 1,7 - 2,0
Mecklenburg-Vorpommern 6 757 26,2 25,3 26,1 + 0,7 + 0,8
Niedersachsen 24 335 23,9 26,4 27,2 + 2,8 + 0,8
Nordrhein-Westfalen 61 159 28,9 30,3 29,9 + 0,4 - 0,4
Rheinland-Pfalz 12 130 25,1 26,0 25,4 - 0,0 - 0,6
Saarland 2 713 22,1 22,9 23,2 + 0,7 + 0,3
Sachsen 16 631 28,9 29,4 30,0 + 1,7 + 0,6
Sachsen-Anhalt 9 280 28,1 27,3 27,3 + 0,1 + 0,0
Schleswig-Holstein 8 426 25,3 28,1 28,0 + 2,1 - 0,1
Thüringen 9 934 30,6 30,4 31,1 + 1,1 + 0,7

Deutschland 270 662 27,1 28,3 28,3 + 0,8 - 0,0
 Westdeutschland 203 368 26,4 27,7 27,6 + 0,7 - 0,1
 Ostdeutschland 67 294 29,4 30,1 30,4 + 1,4 + 0,3

Land

Allgemeine Hochschulreife
Abiturientenquote 1)

% Prozentpunkte

1) Prozentanteil der Studienberechtigten an der gleichaltrigen Bevölkerung. 

34. Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (am Arbeitsort) mit Hochschul- und Fachhochschulabschluss 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Anzahl

Baden-Württemberg  331 115  362 927  371 261  8,7  9,7  10,0 + 12,1 + 2,3
Bayern  354 671  388 811  399 114  8,1  9,1  9,3 + 12,5 + 2,6
Berlin  138 494  136 177  135 623  12,2  13,1  13,4 - 2,1 - 0,4
Brandenburg  74 472  69 526  68 941  9,2  9,7  9,9 - 7,4 - 0,8
Bremen  26 413  28 520  28 796  9,3  10,4  10,7 + 9,0 + 1,0
Hamburg  80 256  86 839  89 035  10,5  11,8  12,1 + 10,9 + 2,5
Hessen  219 799  229 967  233 091  10,1  10,9  11,2 + 6,0 + 1,4
Mecklenburg-Vorpommern  49 594  45 106  45 173  8,4  8,8  9,1 - 8,9 + 0,1
Niedersachsen  148 140  165 597  169 000 6,1 7,1 7,3 + 14,1 + 2,1
Nordrhein-Westfalen  457 902  492 419  499 527  7,8  8,7  9,0 + 9,1 + 1,4
Rheinland-Pfalz  75 168  79 504  80 331  6,3  6,8  7,0 + 6,9 + 1,0
Saarland  23 162  25 003  25 262  6,5  7,2  7,4 + 9,1 + 1,0
Sachsen  181 815  174 170  173 050  11,9  12,7  13,0 - 4,8 - 0,6
Sachsen-Anhalt  67 873  62 999  62 631  8,1  8,5  8,7 - 7,7 - 0,6
Schleswig-Holstein  43 902  45 266  46 361  5,4  5,8  6,0 + 5,6 + 2,4
Thüringen  85 683  73 705  72 679  10,4  10,1  10,3 - 15,2 - 1,4

Deutschland 2 358 459 2 466 536 2 499 875 8,5 9,3 9,5 + 6,0 + 1,4
 Westdeutschland 1 760 528 1 904 853 1 941 778  8,0  8,9  9,2 + 10,3 + 1,9
 Ostdeutschland  597 931  561 683  558 097  10,4  11,0  11,2 - 6,7 - 0,6

Anteil an allen Beschäftigten (30.6.)Insgesamt (30.6.)

%
Land
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Finanzen 
35. Gesamtausgaben der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. €

Baden-Württemberg 42 216 43 916 45 205 4 021 4 102 4 212 +7,1 +2,9 69,2
Bayern 49 202 51 176 51 576 4 038 4 118 4 140 +4,8 +0,8 69,9
Berlin 20 895 20 526 21 580 6 176 6 060 6 363 +3,3 +5,1 38,0
Brandenburg 11 927 11 906 11 962 4 586 4 635 4 669 +0,3 +0,5 44,6
Bremen 4 123 4 228 4 142 6 232 6 382 6 250 +0,5 -2,0 43,8
Hamburg 9 713 10 505 10 027 5 686 6 048 5 768 +3,2 -4,6 74,1
Hessen 27 293 28 128 28 094 4 506 4 620 4 611 +2,9 -0,1 66,5
Mecklenburg-Vorpommern 8 539 8 409 8 493 4 786 4 872 4 958 -0,5 +1,0 40,5
Niedersachsen 29 792 31 298 31 559 3 765 3 911 3 942 +5,9 +0,8 61,3
Nordrhein-Westfalen 73 068 76 652 80 748 4 060 4 242 4 471 +10,5 +5,3 61,7
Rheinland-Pfalz 15 285 15 946 15 859 3 794 3 930 3 907 +3,8 -0,5 61,4
Saarland 4 313 4 395 4 428 4 033 4 151 4 207 +2,7 +0,8 57,4
Sachsen 19 673 19 194 19 107 4 427 4 457 4 461 -2,9 -0,5 47,0
Sachsen-Anhalt 12 411 12 340 12 375 4 711 4 915 4 983 -0,3 +0,3 42,2
Schleswig-Holstein 10 678 11 376 11 899 3 840 4 026 4 206 +11,4 +4,6 58,2
Thüringen 11 244 10 691 10 604 4 606 4 521 4 522 -5,7 -0,8 44,6

Deutschland 341 895 353 387 357 692 4 160 4 284 4 337 +4,6 +1,2 61,4
 Westdeutschland 265 683 277 620 283 537 4 094 4 230 4 316 +6,7 +2,1 64,8
 Ostdeutschland 84 689 83 066 84 121 4 899 4 926 5 014 -0,7 +1,3 42,7

€

Bereinigte Ausgaben je EinwohnerBereinigte Ausgaben insgesamt 1)

%
Land

Steuerein./ber.
Ausgaben 2005

1) Bei den bereinigten Gesamtausgaben werden Zahlungen innerhalb der dargestellten Ebene (Land und Gemeinden/Gv) herausgerechnet. Die Angaben für Ost- und Westdeutschland wurden hier   
allerdings als Summe der Werte der entsprechenden Länder berechnet, die Summe der Werte aus Ost- und Westdeutschland ergibt daher nicht den Deutschlandwert. 

36. Personalausgaben der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. €

Baden-Württemberg 17 132 18 741 18 988 1 632 1 750 1 769 +10,8 +1,3 42,0
Bayern 19 200 20 911 21 177 1 576 1 683 1 700 +10,3 +1,3 41,1
Berlin 7 147 6 765 6 642 2 112 1 997 1 958 -7,1 -1,8 30,8
Brandenburg 3 941 3 723 3 570 1 515 1 449 1 393 -9,4 -4,1 29,8
Bremen 1 315 1 295 1 279 1 988 1 955 1 930 -2,7 -1,2 30,9
Hamburg 3 205 3 374 3 372 1 876 1 942 1 940 +5,2 -0,1 33,6
Hessen 10 176 10 321 10 302 1 680 1 695 1 691 +1,2 -0,2 36,7
Mecklenburg-Vorpommern 2 834 2 754 2 649 1 588 1 596 1 546 -6,5 -3,8 31,2
Niedersachsen 12 369 12 639 12 263 1 563 1 580 1 532 -0,9 -3,0 38,9
Nordrhein-Westfalen 29 140 29 806 30 355 1 619 1 650 1 681 +4,2 +1,8 37,6
Rheinland-Pfalz 6 369 6 770 6 693 1 581 1 668 1 649 +5,1 -1,1 42,2
Saarland 1 779 1 783 1 801 1 663 1 684 1 711 +1,2 +1,0 40,7
Sachsen 6 314 6 253 6 153 1 421 1 452 1 436 -2,5 -1,6 32,2
Sachsen-Anhalt 4 390 4 374 3 807 1 666 1 742 1 533 -13,3 -13,0 30,8
Schleswig-Holstein 4 338 4 656 4 673 1 560 1 648 1 652 +7,7 +0,4 39,3
Thüringen 3 662 3 625 3 550 1 500 1 533 1 514 -3,1 -2,1 33,5

Deutschland 133 310 137 791 137 273 1 622 1 670 1 665 +3,0 -0,4 38,4
 Westdeutschland 105 023 110 296 110 903 1 618 1 680 1 688 +5,6 +0,6 39,1
 Ostdeutschland 28 288 27 494 26 371 1 636 1 630 1 572 -6,8 -4,1 31,3

%

Personalausgaben je EinwohnerPersonalausgaben insgesamt Personalausga-
benquote 2005

€
Land

37. Sachinvestitionen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Sachinvestitionen insgesamt Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. €

Baden-Württemberg  4 856  3 643  3 569   463   340   333 -26,5 -2,0 7,9
Bayern  6 381  5 090  4 907   524   410   394 -23,1 -3,6 9,5
Berlin   434   305   351   128   90   104 -19,1 +15,1 1,6
Brandenburg  1 606  1 171  1 020   617   456   398 -36,5 -12,9 8,5
Bremen   235   197   144   355   297   217 -38,7 -26,9 3,5
Hamburg   585   533   519   342   307   299 -11,3 -2,6 5,2
Hessen  2 203  2 148  2 127   364   353   349 -3,4 -1,0 7,6
Mecklenburg-Vorpommern  1 032   774   710   578   448   414 -31,2 -8,3 8,4
Niedersachsen  2 584  1 804  1 688   327   225   211 -34,7 -6,4 5,3
Nordrhein-Westfalen  4 846  3 953  3 704   269   219   205 -23,6 -6,3 4,6
Rheinland-Pfalz  1 604  1 168  1 086   398   288   268 -32,3 -7,0 6,8
Saarland   267   272   267   250   257   254 +0,0 -1,8 6,0
Sachsen  2 355  2 410  2 122   530   560   495 -9,9 -12,0 11,1
Sachsen-Anhalt  1 416  1 069   860   538   426   346 -39,3 -19,6 6,9
Schleswig-Holstein   985   827   842   354   293   298 -14,5 +1,8 7,1
Thüringen  1 363  1 071   948   558   453   404 -30,4 -11,5 8,9

Deutschland  32 754  26 436  24 865   399   320   302 -24,1 -5,9 7,0
 Westdeutschland  24 546  19 635  18 853   378   299   287 -23,2 -4,0 6,6
 Ostdeutschland  8 206  6 800  6 011   475   403   358 -26,7 -11,6 7,1

%€

Sachinvestitions-
quote 2005

Sachinvestitionen je Einwohner
Land
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38. Gesamteinnahmen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. € % €

Baden-Württemberg  42 340  42 035  43 230  4 033  3 926  4 028 +2,1 +2,8 - 184
Bayern  50 288  49 832  50 966  4 128  4 010  4 091 +1,3 +2,3 - 49
Berlin  18 343  17 566  18 392  5 422  5 186  5 423 +0,3 +4,7 - 940
Brandenburg  11 452  11 176  11 545  4 403  4 351  4 506 +0,8 +3,3 - 163
Bremen  3 977  3 339  3 081  6 011  5 040  4 649 -22,5 -7,7 -1 601
Hamburg  9 027  9 390  9 656  5 284  5 406  5 554 +7,0 +2,8 - 213
Hessen  27 517  25 271  27 095  4 543  4 151  4 447 -1,5 +7,2 - 164
Mecklenburg-Vorpommern  7 947  7 830  8 095  4 454  4 536  4 725 +1,9 +3,4 - 232
Niedersachsen  28 965  28 860  28 344  3 661  3 607  3 540 -2,1 -1,8 - 402
Nordrhein-Westfalen  71 168  68 323  72 333  3 955  3 781  4 005 +1,6 +5,9 - 466
Rheinland-Pfalz  14 637  14 291  14 522  3 633  3 522  3 577 -0,8 +1,6 - 329
Saarland  4 317  3 840  3 640  4 037  3 627  3 459 -15,7 -5,2 - 749
Sachsen  19 500  19 127  19 202  4 388  4 441  4 483 -1,5 +0,4  22
Sachsen-Anhalt  11 557  11 023  11 225  4 387  4 391  4 520 -2,9 +1,8 - 463
Schleswig-Holstein  10 350  10 256  10 211  3 722  3 630  3 609 -1,3 -0,4 - 597
Thüringen  10 557  9 551  9 839  4 324  4 039  4 196 -6,8 +3,0 - 326

Deutschland  333 464  324 410  331 409  4 058  3 932  4 019 -0,6 +2,2 - 319
 Westdeutschland  262 586  255 437  263 078  4 046  3 892  4 005 +0,2 +3,0 - 311
 Ostdeutschland  79 356  76 273  78 298  4 590  4 523  4 666 -1,3 +2,7 - 347

Fin.-Saldo je
Einwohner 2005

Bereinigte Einnahmen je Einwohner

€

Bereinigte Einnahmen insgesamt 1)

Land

1) Bei den bereinigten Gesamteinnahmen werden Zahlungen innerhalb der dargestellten Ebene (Land und Gemeinden/Gv) herausgerechnet. Die Angaben für Ost- und Westdeutschland wurden hier   
allerdings als Summe der Werte der entsprechenden Länder berechnet, die Summe der Werte aus Ost- und Westdeutschland ergibt daher nicht den Deutschlandwert. 

39. Kassenmäßige Steuereinnahmen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. €

Baden-Württemberg  31 659  31 182  31 261  3 016  2 912  2 913 -1,3 +0,3 72,3
Bayern  36 128  35 464  36 069  2 965  2 854  2 895 -0,2 +1,7 70,8
Berlin  8 689  8 083  8 190  2 568  2 387  2 415 -5,7 +1,3 44,5
Brandenburg  5 684  5 409  5 334  2 185  2 106  2 082 -6,2 -1,4 46,2
Bremen  1 859  1 866  1 815  2 810  2 817  2 739 -2,4 -2,7 58,9
Hamburg  7 519  7 240  7 434  4 401  4 168  4 276 -1,1 +2,7 77,0
Hessen  20 960  18 276  18 696  3 461  3 002  3 068 -10,8 +2,3 69,0
Mecklenburg-Vorpommern  3 824  3 519  3 439  2 143  2 039  2 007 -10,1 -2,3 42,5
Niedersachsen  19 821  18 966  19 357  2 505  2 370  2 418 -2,3 +2,1 68,3
Nordrhein-Westfalen  52 394  48 018  49 810  2 911  2 657  2 758 -4,9 +3,7 68,9
Rheinland-Pfalz  9 920  9 644  9 732  2 462  2 377  2 397 -1,9 +0,9 67,0
Saarland  2 590  2 396  2 540  2 422  2 263  2 413 -1,9 +6,0 69,8
Sachsen  9 598  8 998  8 974  2 160  2 089  2 095 -6,5 -0,3 46,7
Sachsen-Anhalt  5 544  5 262  5 220  2 104  2 096  2 102 -5,8 -0,8 46,5
Schleswig-Holstein  6 896  6 592  6 920  2 480  2 333  2 446 +0,3 +5,0 67,8
Thüringen  5 137  4 743  4 729  2 104  2 006  2 017 -7,9 -0,3 48,1

Deutschland  228 223  215 658  219 522  2 777  2 614  2 662 -3,8 +1,8 66,2
 Westdeutschland  189 746  179 644  183 634  2 924  2 737  2 796 -3,2 +2,2 69,8
 Ostdeutschland  38 476  36 014  35 886  2 226  2 136  2 139 -6,7 -0,4 45,8

€ %

Steuereinnahmen je Einwohner Steuereinnahme-
quote 2005

 Steuereinnahmen insgesamt
Land

40. Kreditmarktschulden der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt 

Veränderung insgesamt
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Mio. € Jahre

Baden-Württemberg  36 459  44 017  46 027  3 473  4 111  4 289 +26,2 +4,6 1,5
Bayern  30 291  36 119  37 743  2 486  2 906  3 030 +24,6 +4,5 1,0
Berlin  33 453  53 876  57 380  9 888  15 907  16 919 +71,5 +6,5 7,0
Brandenburg  14 598  18 208  18 602  5 613  7 089  7 260 +27,4 +2,2 3,5
Bremen  8 522  11 270  12 303  12 881  17 013  18 564 +44,4 +9,2 6,8
Hamburg  16 626  20 359  21 162  9 732  11 721  12 173 +27,3 +3,9 2,8
Hessen  29 314  36 490  38 201  4 840  5 994  6 270 +30,3 +4,7 2,0
Mecklenburg-Vorpommern  9 575  12 328  12 766  5 367  7 143  7 452 +33,3 +3,6 3,7
Niedersachsen  42 137  54 561  55 469  5 326  6 819  6 928 +31,6 +1,7 2,9
Nordrhein-Westfalen  101 418  126 562  133 218  5 636  7 004  7 376 +31,4 +5,3 2,7
Rheinland-Pfalz  22 571  27 888  29 351  5 603  6 872  7 230 +30,0 +5,2 3,0
Saarland  7 156  8 262  8 991  6 691  7 803  8 543 +25,6 +8,8 3,5
Sachsen  15 612  17 005  17 100  3 513  3 949  3 992 +9,5 +0,6 1,9
Sachsen-Anhalt  16 798  21 363  22 513  6 376  8 509  9 065 +34,0 +5,4 4,3
Schleswig-Holstein  17 754  21 930  23 332  6 384  7 761  8 247 +31,4 +6,4 3,4
Thüringen  13 891  16 943  17 859  5 690  7 164  7 615 +28,6 +5,4 3,8

Deutschland  416 178  527 179  552 018  5 064  6 390  6 694 +32,6 +4,7 2,5
Westdeutschland 312 248 387 458 405 797 4 812 5 903 6 178 +30,0 +4,7 2,2
Ostdeutschland 103 927 139 723 146 220 6 012 8 285 8 715 +40,7 +4,6 4,1

%

Schulden/
Steuerein. 2005

 Schulden insgesamt (31.12.) Schulden je Einwohner (31.12.)

€
Land
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Soziale Probleme, Sicherheit 
41. Schwangerschaftsabbrüche 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg 14 373 14 300 13 455 135,4 148,0 142,7 + 5,4 - 3,6
Bayern 16 603 16 155 14 294 137,5 145,3 133,2 - 3,1 - 8,3
Berlin 11 955 10 994 10 637 402,6 373,4 367,1 - 8,8 - 1,7
Brandenburg 5 072 4 580 4 356 275,0 252,3 243,2 - 11,6 - 3,6
Bremen 1 757 1 861 1 717 289,5 342,0 312,8 + 8,0 - 8,5
Hamburg 4 238 4 269 3 824 262,3 365,1 236,4 - 9,9 - 35,3
Hessen 10 796 10 773 10 613 183,6 198,3 198,9 + 8,3 + 0,3
Mecklenburg-Vorpommern 3 818 3 358 3 460 286,7 257,4 280,0 - 2,3 + 8,8
Niedersachsen 10 933 10 745 10 642 137,6 152,7 158,9 + 15,5 + 4,1
Nordrhein-Westfalen 27 481 26 072 25 271 156,9 165,0 164,8 + 5,0 - 0,1
Rheinland-Pfalz 4 773 4 647 4 525 126,2 139,0 138,8 + 10,0 - 0,1
Saarland 1 477 1 428 1 400 168,6 186,4 187,1 + 11,0 + 0,4
Sachsen 6 584 6 642 6 624 198,7 201,0 203,3 + 2,3 + 1,1
Sachsen-Anhalt 5 370 4 935 4 777 286,8 284,7 278,3 - 3,0 - 2,2
Schleswig-Holstein 3 949 3 855 3 693 146,7 160,0 160,4 + 9,3 + 0,3
Thüringen 5 061 4 553 4 218 287,9 263,0 252,4 - 12,3 - 4,0

Deutschland 134 240 129 167 123 506 175,0 183,1 180,1 + 2,9 - 1,6
 Westdeutschland 96 380 94 105 89 434 151,5 163,0 159,7 + 5,4 - 2,0
 Ostdeutschland 37 860 35 062 34 072 289,2 273,2 271,1 - 6,3 - 0,8

Anzahl

Quote je 1 000 Lebendgeborene
Land

Schwangerschaftsabbrüche
nach dem Wohnsitz der Frauen

Veränderung der Quoten

42. Alleinerziehende 

Veränderung der Zahl der
Alleinerziehenden

2000 (April) 2004 (April) 2005 2000 (April) 2004 (April) 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg  271  296  308 26 28 29 + 13,7 + 4,1
Bayern  329  354  361 27 28 29 + 9,7 + 2,0
Berlin  133  152  149 39 45 44 + 12,0 - 2,0
Brandenburg  94  100  100 36 39 39 + 6,4 + 0,0
Bremen  25  26  25 38 39 38 + 0,0 - 3,8
Hamburg  55  63  63 32 36 36 + 14,5 + 0,0
Hessen  160  169  175 26 28 29 + 9,4 + 3,6
Mecklenburg-Vorpommern  70  72  75 39 42 44 + 7,1 + 4,2
Niedersachsen  199  217  224 25 27 28 + 12,6 + 3,2
Nordrhein-Westfalen  445  492  524 25 27 29 + 17,8 + 6,5
Rheinland-Pfalz  113  114  121 28 28 30 + 7,1 + 6,1
Saarland  29  33  37 27 31 35 + 27,6 + 12,1
Sachsen  147  150  144 33 35 34 - 2,0 - 4,0
Sachsen-Anhalt  86  93  90 33 37 36 + 4,7 - 3,2
Schleswig-Holstein  72  86  88 26 30 31 + 22,2 + 2,3
Thüringen  81  86  88 33 37 38 + 8,6 + 2,3

Deutschland 2 311 2 502 2 572 28 30 31 + 11,3 + 2,8
 Westdeutschland 1 700 1 849 1 926 26 28 29 + 13,3 + 4,2
 Ostdeutschland  612  653  646 36 39 39 + 5,6 - 1,1

Zahl der Alleinerziehenden Alleinerziehende je 1 000 Einwohner
Land

Anzahl (1 000)

43. Vorläufige Schutzmaßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04
%

Baden-Württemberg  1 976  1 672  1 658 0,9 0,8 0,8 - 16,1 - 0,8
Bayern  1 935  1 796  1 882 0,8 0,8 0,8 - 2,7 + 4,8
Berlin  3 901  1 375  1 273 7,0 2,6 2,5 - 67,4 - 7,4
Brandenburg  1 764  1 393  1 344 3,8 3,5 3,6 - 23,8 - 3,5
Bremen   303   298   217 2,7 2,8 2,0 - 28,4 - 27,2
Hamburg  1 433  1 008  1 161 5,2 3,7 4,2 - 19,0 + 15,2
Hessen  2 247  2 272  2 056 2,0 2,1 1,9 - 8,5 - 9,5
Mecklenburg-Vorpommern  1 056   841   861 3,2 3,2 3,4 - 18,5 + 2,4
Niedersachsen  1 857  1 904  2 060 1,2 1,2 1,4 +10,9 +8,2
Nordrhein-Westfalen  7 759  7 627  7 941 2,2 2,2 2,4 + 2,3 + 4,1
Rheinland-Pfalz   498   523   530 0,6 0,7 0,7 + 6,4 + 1,3
Saarland   185   166   144 1,0 0,9 0,8 - 22,2 - 13,3
Sachsen  2 817  2 216  1 996 3,9 3,6 3,4 - 29,1 - 9,9
Sachsen-Anhalt  1 424   939   934 3,2 2,6 2,7 - 34,4 - 0,5
Schleswig-Holstein  1 187   896   847 2,2 1,7 1,6 - 28,6 - 5,5
Thüringen   782   990   760 1,9 2,9 2,3 - 2,8 - 23,2

Deutschland  31 124  25 916  25 664 2,0 1,7 1,8 - 17,5 - 1,0
 Westdeutschland  19 380  18 162  18 496 1,5 1,5 1,5 - 4,6 + 1,8
 Ostdeutschland  11 744  7 754  7 168 4,0 3,1 3,0 - 39,0 - 7,6

Schutzmaßnahmen je 1 000 Kinder und Jugendliche Veränderung der Zahl der 
Schutzmaßnahmen

Anzahl

Schutzmaßnahmen für Kinder und Jugendliche
Land
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44. Leistungsempfänger nach SGB II 

2005 2006 2005 2006 06/05
%

Baden-Württemberg  467 141  531 815 44 50 + 13,8
Bayern  514 521  584 249 41 47 + 13,6
Berlin  530 705  602 148 156 177 + 13,5
Brandenburg  321 578  353 737 126 138 + 10,0
Bremen  93 616  102 671 141 155 + 9,7
Hamburg  186 049  205 359 107 118 + 10,4
Hessen  417 721  461 776 69 76 + 10,5
Mecklenburg-Vorpommern  272 009  288 935 159 169 + 6,2
Niedersachsen  635 024  713 943 79 89 +12,4
Nordrhein-Westfalen 1 509 875 1 694 146 84 94 + 12,2
Rheinland-Pfalz  233 231  268 661 57 66 + 15,2
Saarland  79 776  89 040 76 85 + 11,6
Sachsen  529 684  590 295 124 138 + 11,4
Sachsen-Anhalt  372 178  398 890 151 162 + 7,2
Schleswig-Holstein  239 093  264 091 84 93 + 10,5
Thüringen  262 011  288 402 112 124 + 10,1

Deutschland 6 664 212 7 438 158 81 90 +11,6
 Westdeutschland 4 376 047 4 915 751 67 75 + 12,3
 Ostdeutschland 2 288 165 2 522 407 137 151 + 10,2

Land

Anzahl

Leistungsempfänger
je 1 000 Einwohner

Leistungsempfänger
nach SGB II (April)

Veränd. der Zahl
d. Leistgs.empf.

45. Verbraucherinsolvenzen 

Veränderung der Zahl
der Verbraucherinsolvenzen

2001 2004 2005 2001 2004 2005 05/01 05/04
%

Baden-Württemberg  1 704  4 540  6 498 0,2 0,4 0,6 + 281,3 + 43,1
Bayern  1 809  4 986  7 241 0,1 0,4 0,6 + 300,3 + 45,2
Berlin   439  2 216  3 149 0,1 0,7 0,9 + 617,3 + 42,1
Brandenburg   485  1 656  2 427 0,2 0,6 0,9 + 400,4 + 46,6
Bremen   174   819  1 035 0,3 1,2 1,6 + 494,8 + 26,4
Hamburg   411  1 542  2 119 0,2 0,9 1,2 + 415,6 + 37,4
Hessen   873  2 745  3 767 0,1 0,5 0,6 + 331,5 + 37,2
Mecklenburg-Vorpommern   210  1 243  1 889 0,1 0,7 1,1 + 799,5 + 52,0
Niedersachsen  1 903  6 935  9 599 0,2 0,9 1,2 +404,4 +38,4
Nordrhein-Westfalen  2 726  12 719  16 213 0,2 0,7 0,9 + 494,8 + 27,5
Rheinland-Pfalz   741  2 408  3 166 0,2 0,6 0,8 + 327,3 + 31,5
Saarland   297  1 161  1 494 0,3 1,1 1,4 + 403,0 + 28,7
Sachsen   426  1 860  3 241 0,1 0,4 0,8 + 660,8 + 74,2
Sachsen-Anhalt   374  1 534  2 565 0,1 0,6 1,0 + 585,8 + 67,2
Schleswig-Holstein   425  1 761  2 788 0,2 0,6 1,0 + 556,0 + 58,3
Thüringen   280   998  1 707 0,1 0,4 0,7 + 509,6 + 71,0

Deutschland  13 277  49 123  68 898 0,2 0,6 0,8 +418,9 +40,3
 Westdeutschland  11 063  39 616  53 920 0,2 0,6 0,8 + 387,4 + 36,1
 Ostdeutschland  2 214  9 507  14 978 0,1 0,6 0,9 + 576,5 + 57,5

Verbraucherinsolvenzen Insolvenzen je 1 000 Einwohner

Anzahl 

Land

46. Bevölkerungsanteil der Hochbetagten 

2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg 385 284 447 514 464 598 3,7 4,2 4,3 + 0,6 + 0,1
Bayern 457 985 535 863 551 492 3,7 4,3 4,4 + 0,7 + 0,1
Berlin 130 199 130 554 132 763 3,8 3,9 3,9 + 0,1 + 0,0
Brandenburg 79 820 91 168 94 998 3,1 3,6 3,7 + 0,6 + 0,1
Bremen 31 425 34 318 35 012 4,8 5,2 5,3 + 0,5 + 0,1
Hamburg 76 641 81 552 83 022 4,5 4,7 4,8 + 0,3 + 0,1
Hessen 232 613 270 058 280 184 3,8 4,4 4,6 + 0,8 + 0,2
Mecklenburg-Vorpommern 48 870 57 645 60 268 2,8 3,4 3,5 + 0,7 + 0,1
Niedersachsen 312 503 360 099 372 655 3,9 4,5 4,7 + 0,8 + 0,2
Nordrhein-Westfalen 662 788 768 902 798 205 3,7 4,3 4,4 + 0,7 + 0,1
Rheinland-Pfalz 155 718 184 167 191 600 3,9 4,5 4,7 + 0,8 + 0,2
Saarland 39 842 48 787 50 474 3,7 4,6 4,8 + 1,1 + 0,2
Sachsen 183 307 210 783 217 881 4,1 4,9 5,1 + 1,0 + 0,2
Sachsen-Anhalt 92 348 107 413 111 496 3,5 4,3 4,5 + 1,0 + 0,2
Schleswig-Holstein 115 464 130 407 134 533 4,1 4,6 4,7 + 0,6 + 0,1
Thüringen 81 851 97 752 101 639 3,4 4,2 4,4 + 1,0 + 0,2

Deutschland 3086 658 3556 982 3680 820 3,8 4,3 4,5 + 0,7 + 0,2
 Westdeutschland 2470 263 2861 667 2961 775 3,8 4,4 4,5 + 0,7 + 0,1
 Ostdeutschland 616 395 695 315 719 045 3,6 4,1 4,3 + 0,7 + 0,2

Prozentpunkte

Veränderung der Zahl
der Hochbetagten

Land

Anzahl %

Bevölkerung im Alter von 80 und mehr Jahren Anteil der Hochbetagten an der Bevölkerung
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47. Polizeilich bekannt gewordene Straftaten je 100 000 Einwohner und Aufklärungsquote 

2005 2000 2004 2005 2004 2005 05/00 05/04

Baden-Württemberg  618 764  5 389  6 111  5 773 60,6 60,1 + 7,1 - 5,5
Bayern  682 266  5 620  5 753  5 483 65,6 65,9 - 2,4 - 4,7
Berlin  509 175  16 447  15 927  15 030 48,5 47,8 - 8,6 - 5,6
Brandenburg  227 714  9 849  9 303  8 868 58,6 58,8 - 10,0 - 4,7
Bremen  96 648  13 996  15 278  14 573 44,9 43,5 + 4,1 - 4,6
Hamburg  244 807  16 675  15 006  14 111 44,6 46,2 - 15,4 - 6,0
Hessen  441 830  6 936  7 590  7 246 52,5 54,5 + 4,5 - 4,5
Mecklenburg-Vorpommern  159 885  10 200  10 306  9 298 57,7 59,2 - 8,8 - 9,8
Niedersachsen  601 557  7 146  7 347  7 519 53,9 55,7 + 5,2 + 2,3
Nordrhein-Westfalen 1 503 451  7 377  8 472  8 318 47,8 49,3 + 12,8 - 1,8
Rheinland-Pfalz  297 780  6 703  7 405  7 332 59,8 61,3 + 9,4 - 1,0
Saarland  77 183  6 000  7 312  7 306 55,8 55,1 + 21,8 - 0,1
Sachsen  318 166  7 815  7 770  7 406 57,9 58,6 - 5,2 - 4,7
Sachsen-Anhalt  216 186  9 327  9 063  8 667 57,4 58,5 - 7,1 - 4,4
Schleswig-Holstein  243 917  8 864  9 095  8 623 47,5 48,0 - 2,7 - 5,2
Thüringen  152 386  6 367  6 922  6 470 62,2 63,7 + 1,6 - 6,5

Deutschland 6 391 715  7 625  8 037  7 747 54,2 55,0 + 1,6 - 3,6
 Westdeutschland 4 808 203  6 968  7 538  7 321 53,9 54,8 + 5,1 - 2,9
 Ostdeutschland 1 583 512  10 079  9 971  9 414 55,3 55,7 - 6,6 - 5,6

Veränderung
der Häufigkeitszahl 

Anzahl

Land

Häufigkeitszahl
(Straftaten je 100 000 Einwohner)

Aufklärungsquote

%

Straftaten
insgesamt 

Quelle: Bundeskriminalamt, Polizeiliche Kriminalstatistik. 

48. Verunglückte bei Straßenverkehrsunfällen 

Veränd. d. Zahl d. Verunglückten
2000 2004 2005 2000 2004 2005 05/00 05/04

%

Baden-Württemberg 59 550 54 675 54 049 565,8 510,2 503,4 - 9,2 - 1,1
Bayern 87 864 78 453 75 240 718,4 630,5 603,4 - 14,4 - 4,1
Berlin 19 550 16 599 16 474 578,1 490,0 485,4 - 15,7 - 0,8
Brandenburg 18 132 13 135 13 186 696,8 511,5 515,5 - 27,3 + 0,4
Bremen 4 167 3 751 3 599 631,4 565,6 543,7 - 13,6 - 4,1
Hamburg 12 338 11 260 11 201 719,4 649,1 642,3 - 9,2 - 0,5
Hessen 36 840 34 093 33 563 607,1 559,1 551,0 - 8,9 - 1,6
Mecklenburg-Vorpommern 12 993 9 820 9 567 731,6 571,0 560,8 - 26,4 - 2,6
Niedersachsen 54 282 44 945 45 922 684,9 561,7 574,5 - 15,4 + 2,2
Nordrhein-Westfalen 95 076 86 438 84 049 527,9 478,2 465,5 - 11,6 - 2,8
Rheinland-Pfalz 25 513 22 860 22 774 632,3 562,9 561,1 - 10,7 - 0,4
Saarland 6 506 6 729 6 741 608,6 637,0 642,6 + 3,6 + 0,2
Sachsen 25 827 20 603 20 551 583,5 479,6 480,8 - 20,4 - 0,3
Sachsen-Anhalt 16 462 13 425 13 350 629,5 538,2 540,5 - 18,9 - 0,6
Schleswig-Holstein 18 522 16 731 16 722 663,9 591,5 590,3 - 9,7 - 0,1
Thüringen 15 674 12 451 11 816 644,8 528,6 506,0 - 24,6 - 5,1

Deutschland 509 296 445 968 438 804 619,1 540,6 532,3 - 13,8 - 1,6
 Westdeutschland 400 658 359 935 353 860 616,1 548,0 538,6 - 11,7 - 1,5
 Ostdeutschland 108 638 86 033 84 944 630,4 511,5 507,5 - 21,8 - 2,0

Land
Verunglückte insgesamt Verunglückte je 100 000 Einwohner

Anzahl
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Senioren in Niedersachsen

1. Einleitung 1)

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war die Bevölkerungs-
struktur grundlegend anders als heute. Die damalige Be-
völkerungspyramide des Deutschen Reichs, die anhand der 
Volkszählung vom 1. Dezember 1900 2) angefertigt wur-
de, war von idealtypischer Gestalt („Tannenbaum“). In 
dem damals dem heutigen Niedersachsen in etwa ent-
sprechenden Gebiet, das sich aus der Provinz Hannover 
und den Ländern Braunschweig, Oldenburg, Schaumburg-
Lippe zusammensetzte, waren knapp 45 % der Bevölke-
rung jünger als 20 Jahre, aber nur 8 % 60 Jahre und äl-
ter. Die Senioren 3) von damals wurden somit „von einer 
breiten Basis getragen“. 

In den darauffolgenden gut 100 Jahren hat sich diese 
Struktur grundlegend geändert. Zu den Volkszählungen 
1939 und 1950 standen 33 % jüngere Menschen 13 % 
älteren gegenüber. 1970 waren noch 31 % der nieder-
sächsischen Bevölkerung jünger als 20 Jahre und nur 20 % 
älter als 59 Jahre. Seit Ende der 1980-er Jahre ist der An-
teil der ab 60-jährigen Niedersachsen etwa gleich hoch 
oder höher als der der unter 20-jährigen. Dabei pendelte 
sich der Anteil der unter 20-Jährigen zwischen 21 und 
22 % ein, während der der mindestens 60-Jährigen mitt-
lerweile (2005) bei 25 % liegt. 

Im Jahr 2020 wird sich diese Entwicklung verstärkt ha-
ben. Nach der jüngsten Bevölkerungsvorausschätzung 4)

werden dann nur noch 18 % der Niedersachsen jünger als 

1) Dieser Beitrag wurde unter redaktioneller Verantwortung von Gabriele Zufall 
und unter Mitarbeit von Sascha Ebigt, Prof. Lothar Eichhorn, Uwe Rode, Matthias 
Rohe, Irina Sagel, Markus Steinmetz, Alexander Stief, Katja Tanneberger, Dr. Mar-
got Thomsen und Dr. Wolfgang Vorwig erstellt. 
2) Siehe S. 86/87 in: Die Volkszählung am 1. Dezember 1900 im Deutschen Reich, 
bearbeitet im Kaiserlichen Statistischen Amt, Statistik des Deutschen Reichs, Band 
150, Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin 1903 
3) Der Begriff Senioren wird in verschiedenen Zusammenhängen für verschiedene 
– etwa im sportlichen Bereich durchaus jüngere – Altersgruppen verwendet. Im all-
gemeinen Sprachgebrauch versteht man darunter meistens ältere Menschen ab et-
wa 60 bis 65 Jahren, die eher nicht mehr erwerbstätig sind, sondern eine Alters-
versorgung beziehen, und deutlich mehr Freizeit als früher haben. Bedingt durch die 
verschiedenen gesetzlichen Grundlagen der einzelnen statistischen Erhebungen kann 
auch in diesem Beitrag keine einheitliche Altersgrenze verwendet werden. Die Zu-
gehörigkeit zu einer Altersgruppe ist hier ferner das alleinige Auswahlkriterium. 
4) Regionale Bevölkerungsvorausschätzung für Niedersachsen bis zum 1.1.2021 – 
Basis 2004 

20, aber 28 %, d.h. mehr als jeder Vierte, älter als 60 sein. 
Im Jahr 2050 5) wird das Verhältnis von 1970 sogar mehr 
als umgekehrt sein: Dann wird etwa jeder sechste Nieder-
sachse unter 20, aber bereits jeder Dritte voraussichtlich 
mindestens 60 Jahre alt sein. Mitte dieses Jahrhunderts 
wird es also ungefähr doppelt so viele Senioren wie junge 
Menschen in unserem Bundesland geben. 

In den folgenden Kapiteln soll die Lebenssituation der 
niedersächsischen Senioren von heute aus verschiedenen 
Blickwinkeln betrachtet werden. Nach der Darstellung der 
demographischen Grundlagen (Kapitel 2) werden As-
pekte der sozialen Lage und der Partizipation am gesell-
schaftlichen Leben (Kapitel 3) sowie die Senioren als wirt-
schaftliche Zielgruppe (Kapitel 4) behandelt. Ein Ausblick 
auf die Situation in den Jahren 2020 und 2050 (Kapitel 5) 
schließt die Darstellung ab. 

Natürlich kann diese Veröffentlichung nur einen Einblick 
in bzw. einen Überblick über die einzelnen Themenfelder 
geben, da detailliertere Untersuchungen ihren Rahmen 
sprengen würden. Das Bild, das sich aus diesen Bruchstü-
cken ergibt, macht allerdings dennoch bereits deutlich, 
wie wichtig das Thema Senioren bereits jetzt ist bzw. zu-
künftig sein wird. 

2. Die aktuelle demographische Situation 

Die Deutschen werden immer älter. Dieser Satz bezieht 
sich nicht nur auf die durchschnittliche Lebenserwartung, 
die ein Neugeborenes mit in die Wiege gelegt bekommt. 
Er sagt auch etwas über die Zusammensetzung unserer 
Bevölkerung aus Menschen verschiedenen Alters aus. 

In den letzten 20 Jahren hat sich die Zahl der Todesfälle 
relativ zur Bevölkerungszahl in Niedersachsen nicht er-
höht, obwohl sich die Zahl der älteren Menschen vergrö-
ßerte 6). Dies lässt sich auf den medizinischen Fortschritt 
zurückführen, der die Lebenserwartung steigen ließ. 

5) Landesergebnis der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Variante 5 
6) Vgl. Thomsen, Dr. Margot: Regionale Bevölkerungsvorausschätzung: Im Süden 
Niedersachsens die höchsten Abnahmen, in Statistische Monatshefte Niedersach-
sen 2/2005 

Tab. 1. Bevölkerungsentwicklung 1900 bis 2050 *

Personen im Alter von ... 
bis unter ... Jahren 

01.12. 
1900

17.05. 
1939

13.09. 
1950

31.12. 
1970

31.12. 
2000

31.12. 
2005

31.12. 
2020

31.12. 
2050

 0 bis 20 1 558 691 1 524 502 2 228 510 2210 899 1 742 090 1 703 114 1 462 121 1 334 100 
 60 und älter 285 422 568 424 910 384 1 408 033 1 892 469 2 000 689 2 251 892 2 568 800 
 Insgesamt 3 497 584 4 583 636 6 797 379 7 121 235 7 926 193 7 993 946 7 947 970 7 691 600 
 Anteil unter 20-Jährige 44,6 33,3 32,8 31,0 22,0 21,3 18,4 17,3 
 Anteil über 60-Jährige 8,2 12,4 13,4 19,8 23,9 25,0 28,3 33,4 

* Die Daten für die Jahre 1900 bis 1950 stammen aus seinerzeit veröffentlichten Volkszählungsergebnissen. Zwischenzeitliche Gebietsstandsänderungen sind nicht be-
rücksichtigt. 
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Während Anfang des 20. Jahrhunderts die Deutschen im 
Schnitt 27 Jahre alt waren 7) und ein neugeborenes Mäd-
chen eine durchschnittliche Lebenserwartung 8) von 48 Jah-
ren (Junge 45 Jahre) hatte, betrugen das durchschnittli-
che Alter um 1950 bereits knapp 35 Jahre und die Le-
benserwartung eines Neugeborenen 69 bzw. 65 Jahre. In 
den letzten drei Jahren geborene Mädchen (Jungen) ha-
ben inzwischen eine durchschnittliche Lebenserwartung 
von 82 (76) Jahren und das Durchschnittsalter der deut-
schen wie auch speziell der niedersächsischen Bevölke-
rung liegt bei etwa 42 Jahren. 

2.1. Einwohner nach Alter 

Die Altersstruktur der Bevölkerung in Niedersachsen ist, 
wie auch in den übrigen Bundesländern, hauptsächlich 
infolge der beiden Weltkriege und des veränderten gene-
rativen Verhaltens sehr uneinheitlich geworden 9). Dies lässt 
sich besonders gut anhand der sogenannten Alterspyra-
mide erkennen (vgl. Abbildung 1). Sie bildet die männli-
che (links) und weibliche Bevölkerung (rechts) nach Alters-
jahren von Null (unten) bis 100 (oben) zahlenmäßig ab. 
Der erste Einschnitt von oben weist auf den durch den 
Ersten Weltkrieg bedingten Geburtenausfall hin. Der zwei-
te – kleinere – Einschnitt ist auf den Geburtenausfall wäh-
rend der Wirtschaftskrise 1930/32 zurückzuführen. Der 
dritte Einschnitt erstreckt sich auf den Geburtenausfall 
zum Ende des Zweiten Weltkrieges. Für die Altersjahre 
Mitte Dreißig bis Mitte Vierzig zeichnet sich zudem eine 
starke Verdickung ab: der sogenannte Babyboom der 
1960-er Jahre. Ihm schließt sich der „Pillenknick“ mit den 
weitgehend konstanten Beständen der jüngeren Alters-
jahre an. Abgesehen davon fielen viele Soldaten in den 
beiden Weltkriegen. Diese Verluste verteilen sich auf die 
Altersjahre oberhalb des auf die Wirtschaftskrise 1930/32 
zurückzuführenden Einschnittes. Ab dieser Höhe sind die 
Alterspyramiden auf der linken Seite abgeflacht. 

7) Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2006 
8) Vgl. Periodensterbetafeln für Deutschland – Allgemeine und abgekürzte Sterbe-
tafeln 1871/1881 bis 2003/2005, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2006 
9) Vgl. Thomsen, Dr. Margot: Auch für Niedersachsen sind erhebliche Verände-
rungen der Altersstruktur zu erwarten, in Statistische Monatshefte Niedersachsen 
8/2004

Am 31.12.2005 waren rund zwei Millionen oder 25 % 
der knapp acht Millionen Niedersachsen 60 Jahre und äl-
ter. Die hochbetagten ab 80-Jährigen stellten 4,7 % der 
Bevölkerung. Bedingt durch die oben beschriebenen Ein-
flüsse u.a. der beiden Weltkriege und die unterschiedliche 
Lebenserwartung ergibt sich in den hohen Altersgruppen 
jeweils ein deutlicher Frauenüberschuss, der bei den Hoch-
betagten über 40 Prozentpunkte beträgt. Die genauen Zah- 

Tab. 2. Bevölkerung am 31.12.2005 nach ausgewählten Altersgruppen 

Insgesamt Anteil Männlich Weiblich Frauenüberschuss 
Alter von ... bis unter ... Jahren 

Anzahl % Anzahl Prozentpunkte 

Insgesamt 7 993 946 100,0 3 917 958 4 075 988 2,0 
    0 - 20 1 703 114 21,3 874 164 828 950 -2,7 
  20 - 60 4 290 143 53,7 2 172 460 2 117 683 -1,3 
  60 und älter 2 000 689 25,0 871 334 1 129 355 12,9 
    60 - 65 445 042 5,6 220 939 224 103 0,7 
    65 und älter 1 555 647 19,5 650 395 905 252 16,4 
      65 - 70 525 399 6,6 254 756 270 643 3,0 
      70 - 75 360 033 4,5 164 650 195 383 8,5 
      75 - 80 297 560 3,7 122 233 175 327 17,8 
      80 und älter 372 655 4,7 108 756 263 899 41,6 
        80 - 85 217 061 2,7 68 605 148 456 36,8 
        85 - 90 92 591 1,2 24 614 67 977 46,8 
        90 - 95 45 642 0,6 10 336 35 306 54,7 
        95 und älter 17 361 0,2 5 201 12 160 40,1 

5

 10

 25

 30

 40

 50

 60

 70

 80

 90

 100

weiblichmännlich

010203040506070 0 10 20 30 40 50 60 70

0

 15

 20

 35

 45

 55

 65

 7

 85

 95

Alter in Jahren

Personen je Altersjahr in Tausend

Bevölkerung am 31.12. 2005 nach Alter und Geschlecht

Frauenüberschuss

Männerüberschuss

5

10

25 

30

40

50

60

70

80

90 

100

weiblichmännlich

010203040506070 0 10 20 30 40 50 60 70
0

15

20 

35

45

55

65

75

85

95 

Alter in Jahren

Personen je Altersjahr in Tausend

Abb. 1. Bevölkerung am 31.12.2005 nach Alter und Geschlecht

Frauen- 
überschuss

Männer- 
überschuss



Niedersachsen-Monitor 2006 58

Abb. 2. Bevölkerung 1987 bis 2005 nach Altersgruppen
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len für die einzelnen Senioren-Altersgruppen sind der Ta-
belle 2 zu entnehmen. 

Betrachtet man die absolute Bevölkerungsentwicklung der 
jüngeren und älteren Altersgruppen seit der letzten Volks-
zählung 1987, so ergeben sich die in Abbildung 2 gra-
phisch dargestellten Verläufe. Hier sticht insbesondere der 
deutliche Anstieg der ab 60-Jährigen in den letzten 18 
Jahren ins Auge. Für das Jahr 2005 ergibt sich ein Index-
Wert von 131,3 bezogen auf 1987 = 100, d.h. ein Zu-
wachs dieser Bevölkerungsgruppe von über 30 %. 

2.2. Regionale Verteilung der älteren Bevölkerung 

Neben der zeitlichen Entwicklung des Senioren-Anteils an 
der Bevölkerung ist es interessant zu beobachten, wie 
sich die ältere Bevölkerung innerhalb der Regionen Nie-
dersachsens verteilt. Hier gibt es deutliche Unterschiede. 
Sie werden in der Abbildung 27 (S. 88) dargestellt, die 
den Anteil der Personen ab 60 Jahren an der Gesamtbe-
völkerung in den niedersächsischen Kreisen und kreisfrei-
en Städten Ende 2005 zeigt. 

Auffällig hohe Anteile mit mehr als zwei Prozentpunkten
über dem Landesdurchschnitt von 25 % finden sich vor-
wiegend im südniedersächsischen Berg- und Hügelland. 
Spitzenreiter ist der Landkreis Osterode am Harz mit ei-
nem Seniorenanteil von 31,1 %, gefolgt von Goslar (31,0), 
Lüchow-Dannenberg (30,4) und Holzminden (29,4). Sehr 
hohe Werte findet man auch in Hameln-Pyrmont (28,9), 
Cuxhaven (27,4) und Wilhelmshaven (29,2) sowie im Land-
kreis Uelzen (28,7). Alle diese Regionen sind touristisch 

reizvoll – und damit als „Alterssitz“ interessant – oder 
strukturschwach und damit der Abwanderung jüngerer 
Menschen unterworfen. Dies führt in doppelter Hinsicht 
zu einer „Unterjüngung“, da durch die geringere Anzahl 
potentieller Mütter und Väter zusätzlich auch die Gebur-
tenraten in diesen Regionen sinken. Der Hochbetagten-
anteil der Bevölkerung (Personen ab 80 Jahre an der Ge-
samtbevölkerung) beträgt im Landesdurchschnitt 4,7 %. 
Sein Spitzenwert ist im Landkreis Goslar mit 6,7 % zu fin-
den. Die räumliche Verteilung deckt sich weitgehend mit 
denjenigen der Anteile der (weiblichen) ab 60-Jährigen an 
der (weiblichen) Gesamtbevölkerung. 

Die Abbildung 3 zeigt abschließend die Verteilung des 
Hochbetagtenanteils (ab 80-Jährige) an den ab 60-Jähri-
gen, der ebenfalls regional variiert. Auffallend ist hierbei, 
dass in vielen der Landkreise und kreisfreien Städte mit 
einem ohnehin hohen Anteil an Senioren (südniedersäch-
sisches Berg- und Hügelland, Uelzen) insbesondere viele 
Hochbetagte leben. Dies verstärkt den Bedarf an Pflege-
plätzen und anderen sozialen und gesundheitlichen Dienst-
leistungen, die von den „jungen Alten“ weniger in An-
spruch genommen werden. Parallel zu den professionel-
len Anbietern müssen auch die familiären Netzwerke ver-
stärkt in Anspruch genommen werden. Dabei sind es oft 
die jüngeren Senioren selbst, die sich um die Betreuung 
und Pflege noch älterer Familienangehöriger kümmern. 
Spitzenwerte haben die Landeshauptstadt Hannover (22,0), 
Goslar (21,7), die kreisfreie Stadt Oldenburg (21,5), Ha-
meln-Pyrmont (21,3) und Osterode am Harz (21,2). Spe-
ziell die kreisfreien Städte zeichnen sich bis auf Wolfs-
burg, Salzgitter und Delmenhorst durch überdurchschnitt-
liche bis sehr hohe Werte aus. 
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kräfte abgedeckt werden 11). In Niedersachsen konzent-
rierte sich der Bedarf auf die wachsende Industrie in den
Regionen Hannover, Braunschweig, Salzgitter und Wolfs-
burg. Der 1973 erlassene Anwerbestopp beendete diese
Phase der Zuwanderung.

Die damals zugewanderten tendenziell jüngeren Arbeits-
kräfte haben, sofern sie Niedersachsen nicht wieder ver-
lassen haben, inzwischen vielfach hier das Rentenalter er-
reicht. 1985 waren 46 % der ab 60-jährigen Ausländer
seit mindestens 30 Jahren in Deutschland 12). 2005 waren
es bereits 66 %.

Die Abbildung 4 zeigt die Zusammensetzung der älteren
ausländischen Bevölkerung nach den wichtigsten Staats-
angehörigkeiten. Während 1985 noch die Niederlande
mit 16,8 % den Spitzenplatz unter den einzelnen Natio-
nalitäten einnahmen, waren es 2005 die Türken mit ei-
nem Anteil von 28,5 %, was einem Zuwachs von rund 24
Prozentpunkten entspricht.

11) Vgl. Im Blickpunkt: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, Statistisches
Bundesamt, Wiesbaden 1995 
12) Die Aufenthaltsdauer wird ohne Berücksichtigung von Unterbrechungen als
Differenz zwischen Auszählungsstichtag und Datum der ersten Einreise in das Bun-
desgebiet ermittelt. Die Aufenthaltsdauer kann daher keinen Aufschluss darüber
geben, wie viele Ausländerinnen und Ausländer sich seit ihrer ersten Einreise un-
unterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten.

2.3. Die ausländische Bevölkerung 1985 und 2005

Die Zahl der ausländischen Einwohner Niedersachsens hat
sich in den letzten zwanzig Jahren um 68 % auf rund
461 500 Ende 2005 erhöht 10). Darunter waren 49 Tsd. im
Alter von 60 Jahren und älter, 45 % davon Frauen. Wäh-
rend sich das Geschlechterverhältnis der älteren Personen
gegenüber 1985 nicht geändert hat, ist ihre Anzahl um
266 % gestiegen. Damit leben heute deutlich mehr ältere
ausländische Mitbürger in Niedersachsen als vor 20 Jah-
ren. Der Anteil der ab 60-Jährigen an der ausländischen
Bevölkerung insgesamt ist in diesem Zeitraum von 4,9 auf
10,7 % gestiegen. Er liegt damit aber immer noch deut-
lich niedriger als in der niedersächsischen Bevölkerung ins-
gesamt (25 %), was auch in einem höherem Kinder- und
Jugendanteil begründet liegt 11).

Einer der Hauptgründe für diesen Zuwachs liegt sicher-
lich in der inzwischen gealterten Zuwanderungsgenera-
tion aus den 1960-er Jahren („Gastarbeiter“). Durch den
seit 1950 einsetzenden wirtschaftlichen Aufschwung konn-
te der Arbeitskräftebedarf in der Bundesrepublik ab etwa
1961 nicht mehr ohne zusätzliche ausländische Arbeits-

10) Die hier dargestellten Angaben zur ausländischen Bevölkerung stammen aus
dem Ausländerzentralregister (AZR), das vom Bundesverwaltungsamt (BVA) in Köln
geführt wird.
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Abb. 4. Ausländer im Alter von 60 und mehr Jahren am 31.12. 
nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

2.4. Haushalte von Senioren und Familienstand 

Im Jahr 2005 gab es laut Mikrozensus, der jährlichen re-
präsentativen 1%-Stichprobe, durchschnittlich 3 762 700 
Privathaushalte in Niedersachsen. In 30 % von ihnen war 
mindestens eines der Haushaltsmitglieder 65 Jahre oder 
älter, in knapp 24 % sogar alle. Fast 100 000 Haushal- 
te beherbergten wenigstens eine ab 85-jährige Person, 

ausschließlich Menschen dieser hochbetagten Altersgrup-
pe wohnten in immerhin 2 % der niedersächsischen Haus-
halte. 

Zum Vergleich: In ebenfalls rund 1,2 Millionen oder 31,5 % 
Privathaushalten lebten zur selben Zeit Familien oder an-
dere Lebensgemeinschaften mit Kindern 13).

13) ledig und ohne Altersbegrenzung 
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Abb. 6. Anteile der Einpersonenhaushalte an allen Haushalten 2005
nach Altersgruppen
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Betrachtet man speziell die Einpersonenhaushalte, deren 
Anteil an allen Haushalten inzwischen 38 % beträgt, so 
entfällt ein gutes Drittel auf die Haushalte der älteren 
Menschen ab 65 Jahren. Hierbei gibt es deutliche ge-
schlechterspezifische Unterschiede. Während die Zahl der 
alleinlebenden Männer ab dem mittleren Lebensalter ste-
tig abnimmt, steigt die Zahl der alleinlebenden Frauen 
bis zum Alter von 84 Jahren an. Bei den mindestens 85-
Jährigen kommt ein männlicher Einpersonenhaushalt auf 
fast sechs weibliche. Die Gründe hierfür liegen neben der 
traditionelleren Lebensweise der älteren Generationen, die 
die Haushaltsführung der Frau überlässt, natürlich auch 
in der höheren Lebenserwartung sowie dem größeren Be-
völkerungsanteil der Frauen in diesen Altersgruppen. 

Die Aussagen über die alleinstehenden Personen decken 
sich mit denen über die Alleinlebenden 14). Die über 64-
Jährigen stellen knapp 37 % der Alleinstehenden in Nie-
dersachen, gut Dreiviertel von ihnen sind Frauen. Die glei-
chen Anteile findet man bei den Alleinstehenden in Ein-
personenhaushalten. Nur etwa acht Prozent der allein-
stehenden älteren Menschen leben nicht allein. 

14) Alleinlebende sind ledige, verheiratet getrennt lebende, geschiedene und ver-
witwete Personen, die in einem Einpersonenhaushalt leben. Die Alleinlebenden 
sind eine Untergruppe der Alleinstehenden. 
Alleinstehende sind ledige, verheiratet getrennt lebende, geschiedene und verwit-
wete Personen, die im Ein- oder Mehrpersonenhaushalt ohne Ehe- oder Lebens-
partner/in und ohne ledige Kinder leben. Sie können sich den Haushalt mit aus-
schließlich familienfremden Personen (Nichtverwandten) teilen, beispielsweise in ei-
ner Studenten-Wohngemeinschaft oder mit einem befreundeten Ehepaar. Ebenso 
können sie in einem Haushalt mit (nicht geradlinig bzw. seiten-) verwandten Haus-
haltsmitgliedern leben, beispielsweise als Onkel, Tante, Bruder, Schwester, Cou- 
sin oder Cousine. Unbedeutsam ist hierbei der Familienstand der allein stehenden 
Person. Alleinstehende in Einpersonenhaushalten werden als Alleinlebende be-
zeichnet. 

Familienstand 

76 % der Männer und 45 % der Frauen ab 65 Jahren 
sind verheiratet, während mit 45 bis unter 55 Jahren je-
weils knapp 74 % Teil eines Ehepaares sind. Damit voll-
zieht sich bei den Senioren ein geschlechtsspezifischer 
Wandel, der aber durch den deutlichen Frauenüberschuss 
und die höhere Lebenserwartung der Frauen dieses Be-
völkerungsteils erklärbar ist. 

2.5. Wanderungen: Zu- und Fortzüge von Senioren 

Ältere Menschen über 65 Jahre sind in der Regel im Ru-
hestand und unterliegen daher nicht mehr den Zwängen 
des Erwerbslebens. Vor allem müssen sie nicht mehr ih-
ren Wohnsitz in der räumlichen bzw. zeitlichen Nähe des 
Arbeitsortes ansiedeln, sondern sind freier in ihrer Wahl. 
Man kann – die entsprechenden finanziellen Möglichkei-
ten vorausgesetzt – also dorthin ziehen, wo es land-
schaftlich und kulturell interessant ist, wo man seine ei-
genen biographischen Wurzeln hat oder auch dorthin, 
wo die Kinder und Enkel wohnen. Von hoher Bedeutung 
ist auch das Vorhandensein einer seniorengerechten In-
frastruktur am Zielort. Andererseits gibt es auch Faktoren, 
die ältere Menschen zum Fortzug drängen. Dazu gehören 
– vor allem in städtischen Gebieten – hohe Mieten und 
die Ballung von sozialen Problemlagen mit unschönen Be-
gleiterscheinungen wie Verwahrlosung des öffentlichen 
Raumes und Kriminalität in manchen Quartieren. 

Die genannten „Push“- und „Pull“-Faktoren führen insge-
samt dazu, dass viele Senioren die Großstädte verlassen 
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und sich im oft großstadtnahen, aber eher ländlich ge-
prägten Raum niederlassen. In den Jahren 2004 und 2005 
zusammen wurden in Niedersachsen insgesamt 38 641 
Zuzüge von Senioren über 65 Jahre über die Kreisgrenzen 
registriert. Diesen standen 35 449 Fortzüge gegenüber, 
so dass sich landesweit ein positiver Wanderungssaldo von 
3 192 ergibt. 

In der regionalen Struktur ist auffällig, dass alle kreisfrei-
en Städte und auch die Landeshauptstadt Hannover ei-
nen negativen Saldo der Seniorenwanderung aufweisen. 
In der Summe der beiden Jahre verlieren z.B. die Städte 
Hannover im Saldo 786 Personen, Braunschweig 504 Per-
sonen und Osnabrück 385 Personen. Gewinne weisen 
gar nicht mal so sehr die touristisch interessanten Regio-
nen von Harz, Solling und Weserbergland auf, im Gegen-
teil: Die Landkreise Goslar (- 127), Holzminden (- 99) und 
Hameln-Pyrmont (- 5) haben sogar Verluste und Osterode 
am Harz ist mit + 9 nur knapp im positiven Bereich. 

Erhebliche Gewinne in der Seniorenwanderung wiesen in 
der Summe der Jahre 2004 und 2005 vor allem Landkrei-
se auf, die im großstadtnahen Bereich liegen. An der Spit-
ze liegen Cuxhaven (+ 424), Harburg (+ 393) und Stade 
(+ 321) im Hamburger Umland. Hohe Werte erreichen 
aber auch Kreise im Bremer Umland (Diepholz + 263, Os-
terholz + 231, Verden + 290) sowie im Umfeld von Han-
nover. So erreicht der LK Schaumburg einen Wert von 
+ 308, und der LK Peine, der Zuzug aus Braunschweig 
und Hannover erfährt, ist mit + 252 der einzige Kreis im 
südöstlichen Niedersachsen mit nennenswertem Positiv-
saldo der Seniorenwanderung. 

Insgesamt ergibt sich: Die Seniorenwanderung geht im 
Trend von den Großstädten weg in den großstadtnahen 
Raum. Die oft beschworene „Rückbesinnung“ der Senio-
ren auf die Großstadt lässt sich empirisch nicht belegen. 

2.6. Sterbefälle: Krankheiten des Kreislaufsystems sind 
 im höheren Alter die Todesursache Nummer Eins 

In der Todesursachenstatistik werden alle Sterbefälle der 
Wohnbevölkerung Niedersachsens nach der zugrunde lie-
genden Todesursache ausgewiesen. Diese Statistik dient 
zum einen der Abbildung der gesundheitlichen Lage der 
Bevölkerung und zum anderen als Grundlage für ge-
sundheitspolitische Weichenstellungen. Unter anderem äl-
tere Menschen und ihre speziellen Risiken stehen hier im 
Fokus. Die Anzahl der Verstorbenen, die 60 Jahre oder äl-
ter geworden sind, werden im Folgenden in 5-er Alters-
gruppen dargestellt. Personen ab 85 Jahre werden dabei 
zu einer Altersgruppe zusammengefasst. 

Im Jahr 2005 starben 82 976 Niedersachsen. Davon ent-
fielen 73 115 Verstorbene auf die Altersgruppen der Per-
sonen ab 60 Jahre. Das entspricht etwa 88,1 %. Das mitt-
lere Sterbealter lag bei 76,2 Jahren. 

Zu den häufigsten Todesursachen zählten mit 36 896 Ster-
befällen die Krankheiten des Kreislaufsystems. Von diesen 
entfielen mit 34 910 Sterbefällen 94,6 % in die Alters-
gruppe der Personen ab 60 Jahre. In der Altersgruppe der 
60- bis unter 65-Jährigen starben mit 1 264 Personen 
27,2 % an Krankheiten des Kreislaufsystems. Mit steigen- 

Abb. 7. Sterbefälle der ab 60-Jährigen 2005
nach ausgewählten Todesursachen
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Abb. 8. Sterbefälle 2005 nach ausgewählten Todesursachen und Altersgruppen

27,2

31,5

36,9

42,6

50,0

60,8

46,2

42,1

37,5

29,5

21,1

11,5

4,7

5,7

6,6

8,0

8,6

8,7

4,5

3,7

3,0

3,0

3,1

2,7

17,4

16,9

16,0

16,9

17,2

16,2

0% 20% 40% 60% 80% 100%

60 bis unter 65

65 bis unter 70

70 bis unter 75

75 bis unter 80

80 bis unter 85

85 und älter

A
lte

rs
gr

up
pe

 Krankheiten des Kreislaufsystems  Bösartige Neubildungen  Krankheiten des Atmungssystems

 Verletzungen, Vergiftungen  Sonstiges

dem Alter tritt diese Todesursache häufiger in Erschei-
nung. Ab einem Alter von 85 Jahren erlagen 15 538 Per-
sonen (60,8 %) den Krankheiten des Kreislaufsystems. 

Die zweithäufigste Anzahl an Sterbefällen ist mit 21 481 
Personen auf bösartige Neubildungen zurückzuführen. 
18 095 Personen bzw. 84,2 % waren 60 Jahre und älter. 
In der Altersgruppe der 60- bis unter 65-Jährigen starben 
2 143 Personen (46,2 %) an dieser Todesursache. In den 
Altersgruppen von 60 bis unter 75 Jahren sind bösartige 
Neubildungen die häufigste Todesursache. In den höhe-
ren Altersgruppen nimmt diese Todesursache anteilsmä-
ßig kontinuierlich ab. 

Bei 5 985 Personen waren Krankheiten des Atmungs-
systems die Ursache für den Tod. 5 692 Personen bzw. 
95,1 % waren älter als 60 Jahre. Mit 216 Personen bzw. 
einem Anteil von 4,7 % hatte diese Todesursache einen 
eher geringen Anteil an allen Sterbefällen in der Alters-
gruppe der 60- bis unter 65-Jährigen. Die Anzahl der 
Sterbefälle dieser Todesursache nimmt in den höheren 
Altersgruppen stetig zu. Bei Personen ab 85 Jahre erla-
gen 2 228 Personen (8,7 %) Krankheiten des Atmungs-
systems.

An Verletzungen, Vergiftungen und bestimmten Folgen 
äußerer Ursachen sind insgesamt 3 841 Personen gestor-
ben. 2 248 Verstorbene bzw. 58,5 % aller Sterbefälle die-
ser Todesursache betrafen Personen ab 60 Jahre. In der 
Altersgruppe der 60- bis unter 65-Jährigen sind 210 Per-
sonen daran gestorben (4,5 %). Obwohl die Sterbehäu-

figkeit durch Verletzungen, Vergiftungen und bestimmte 
Folgen äußerer Ursachen in den höheren Altersgruppen 
zunimmt, ist der Anteil dieser Todesursache an allen Ster-
befällen in den höheren Altersgruppen rückläufig. 

3. Soziale Lage und Partizipation am gesell-
schaftlichen Leben 

Im fortgeschrittenen Alter erhöht sich das Krankheitsrisi-
ko, immer mehr Menschen sind bei der Bewältigung ihres 
Alltags auf fremde Hilfe angewiesen. Der Wechsel in den 
Ruhestand führt zu einer Neugestaltung des Alltags. Die 
Erwerbsarbeit spielt nur noch teilweise eine Rolle. Kapitel 
3 beleuchtet diese Veränderungsprozesse mit Beginn des 
Seniorenalters aus statistischer Sicht. 

3.1 Gesundheit und altersbedingte Risiken 

Ältere Menschen sind häufiger als jüngere von Krankhei-
ten und gesundheitlichen Einschränkungen betroffen. Wie 
der Mikrozensus 2005 im Rahmen seines freiwilligen Er-
hebungsteiles ermittelte, hängt der Krankenstand stark 
mit dem Alter zusammen. Insgesamt fühlten sich im Jahr 
2005 12,5 % der Niedersachsen krank. Junge Menschen 
fühlen sich meistens gesund, doch schon ab dem 35. Le-
bensjahr steigen die durchschnittlichen Krankenstände. 
Bei den 65- bis unter 70-Jährigen lag der Anteil der Kran-
ken bei 15,6 %, bei den 70- bis unter 75-Jährigen bei 
21,5 % und bei den über 75-Jährigen sogar bei 27,5 %. 
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Abb. 9. Vollstationäre Behandlungsfälle nach ausgewählten Diagnosekapiteln
und Altersgruppen 2004 (nach Wohnort)
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3.1.1. Krankheiten des Kreislaufsystems sind bei Per- 
sonen ab 60 Jahren die häufigste Erkrankungs-
form

Im Rahmen der Krankenhausstatistik gab es im Jahr 2004 
insgesamt 1 627 847 Fälle, in denen Bürger aus Nieder-
sachsen vollstationär behandelt worden sind. Dabei hat-
ten Personen ab 60 Jahren mit 757 661 Behandlungsfäl-
len einen Anteil von 46,5 %. 

Die Anzahl der Behandlungsfälle von Personen, die 60 
Jahre oder älter waren, wird im Folgenden in 5-er Alters-
gruppen dargestellt. Personen ab 85 Jahre werden dabei 
zu einer Altersgruppe zusammengefasst. Es ist anzumer-
ken, dass die unterschiedliche Besetzung der Bevölkerung 
in den einzelnen Altersgruppen nicht berücksichtigt wor-
den ist (siehe dazu das Kapitel über die Bevölkerung). Le-
diglich die Anzahl der Behandlungsfälle je Altersgruppe 
wird beschrieben. 

Krankheiten des Kreislaufsystems bilden mit 238 371 Be-
handlungsfällen die häufigste Form der Erkrankungen. 
181 971 vollstationäre Behandlungen – also etwa drei 
Viertel der Fälle – betraf Personen ab 60 Jahren. Insbe-
sondere in den Altersgruppen zwischen 65 und 85 Jahren 
wurden viele Personen aufgrund dieser Form der Erkran-
kung behandelt. Hier ist die Anzahl der Behandlungsfälle 
in den einzelnen Altersgruppen mit jeweils über 30 000 
Fällen besonders hoch. 

102 860 der 164 953 Behandlungsfälle von bösartigen 
und gutartigen Neubildungen (62,3 %) lassen sich bei 

Personen ab 60 Jahren beobachten. In der Altersgruppe 
der 65- bis unter 70-Jährigen ist die Anzahl mit 26 190 
Fällen am höchsten. In den Altersgruppen ab 70 Jahren ge-
hen die Behandlungsfälle kontinuierlich zurück. 

Ein anderes Bild zeigt sich bei den Verletzungen, Vergif-
tungen und bestimmte andere Folgen äußerer Ursachen. 
68 054 der 160 108 Behandlungsfälle betraf die Alters-
gruppe der Personen ab 60 Jahren (42,5 %). Die Anzahl 
der Behandlungsfälle nimmt bei dieser Erkrankungsform 
von 9 706 Personen in der Altersgruppe der 60- bis unter 
65-Jährigen auf 12 922 Personen in der Altersgruppe ab 
85 Jahren sukzessiv zu. 

Krankheiten des Atmungssystems wurden 104 955 mal 
behandelt. Mit einer Anzahl von 42 935 Behandlungsfäl-
len haben Personen ab 60 Jahren einen Anteil von 40,9 % 
an dieser Erkrankungsform. Die Anzahl der Behandlungs-
fälle schwankt in allen Altersgruppen zwischen 5 990 und 
8 100 Fälle. 

3.1.2. Schwerbehinderte Menschen 

In Deutschland wird seit 1979 in zweijährlichem Turnus 
zum Erhebungsstichtag 31. Dezember eine Bundesstatis-
tik über schwerbehinderte Menschen durchgeführt. Das 
Behinderten- und Rehabilitationsrecht wurde 2001 in das 
Neunte Buch des Sozialgesetzbuches – Rehabilitation und 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen – eingeordnet. Die 
Rechtsgrundlage der Schwerbehindertenstatistik ist § 131 
SGB IX. Seit 1987 werden Daten über schwerbehinderte 
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Tab. 3. Schwerbehinderte Menschen nach Altersgruppen und Anteil an der Bevölkerung

1995
Schwerbehinderte  616 964  228 068  47 802  26 492  8 763  1 806  312 931
Bevölkerung  920 475    188 091  103 875  33 414  6 490 1 252 345
Anteil der Schwerbehinderten in % 24,8   25,4 25,5 26,2 27,8 25,0

2005
Schwerbehinderte  649 037  242 317  67 250  31 513  17 188  5 367  363 635
Bevölkerung 1 182 992    217 061  92 591  45 642  17 361 1 555 647
Anteil der Schwerbehinderten in % 20,5   31,0 34,0 37,7 30,9 23,4

Schwer-
behinderte
insgesamt

Jahr
Schwerbehinderte

Bevölkerung am 31.12.
Anteil Schwerbehinderter

90 - 95 95 und älter

Schwerbehinderte
im Alter von 65 
Jahren und älter 

insgesamt

Darunter im Alter von ... bis unter ... Jahren

65 - 80 80 - 85 85 - 90

Tab. 4. Schwerbehinderte Menschen nach Altersgruppen und dem Grad der Behinderung

Grad der Behinderung
50 60 70 80 90 100

1995
Insgesamt 616 964       180 971 107 622 80 381 86 533 37 501 123 956

65 - 80 228 068       63 607 44 875 35 732 34 463 15 914 33 477
80 - 85 47 802       6 374 6 617 7 476 9 509 5 436 12 390
85 - 90 26 492       2 407 2 750 3 386 5 595 3 316 9 038
90 - 95 8 763        498  645  864 1 777 1 113 3 866

95 und älter 1 806        81  84  137  295  241  968

2005
Insgesamt 649 037       194 449 107 076 75 509 79 327 35 359 157 317

65 - 80 242 317       76 008 45 936 31 816 28 691 14 159 45 707
80 - 85 67 250       13 269 11 024 10 075 9 986 5 577 17 319
85 - 90 31 513       4 600 4 277 4 266 4 945 2 937 10 488
90 - 95 17 188       1 670 1 752 1 979 2 633 1 647 7 507

95 und älter 5 367        323  394  495  724  510 2 921

Insgesamt

Schwerbehinderte
Jahr

dar. im Alter von ... 
bis unter ... Jahren

Menschen mit einem gültigen Ausweis erfasst, bis dahin 
wurden schwerbehinderte Menschen mit einem Grad der 
Behinderung von wenigstens 30 einbezogen. Neben per-
sönlichen Merkmalen der schwerbehinderten Menschen 
wie Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnort 
werden auch Art, Ursache und der Grad der Behinderung 
erfasst.

Tabelle 3 stellt die Zahl der schwerbehinderten Menschen 
nach Altersgruppen und ihrem Anteil an der Bevölkerung 
für 1995 und 2005 dar. Nach der Schwerbehindertensta-
tistik zum 31. Dezember 2005 lebten in Niedersachsen 
insgesamt 649 037 schwerbehinderte Menschen. Dies ent-
spricht einem Anteil von 8,1 % an der Bevölkerung. Von 
diesen schwerbehinderten Menschen ist mehr als jeder 
zweite über 65 Jahre alt. 

Tabelle 4 stellt die Zahl der schwerbehinderten Menschen 
nach Altersgruppen und ihrem Grad der Behinderung dar. 
Im Sinne des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches ist 
ein Mensch behindert, wenn seine körperlichen Funktio-
nen, geistigen Fähigkeiten oder seelische Gesundheit mit 
hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht und 
daher seine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beein-

trächtigt ist. Die Schwere seiner Behinderung wird durch 
den Grad der Behinderung (GdB) nach Zehnergraden be-
stimmt. Danach liegt eine Behinderung vor bei einem 
GdB von mindestens 20 und eine Schwerbehinderung ab 
einem GdB von 50. 

Erwartungsgemäß haben Personen fortgeschrittenen Al-
ters aufgrund ihrer multimorbiden Erkrankungen einen ho-
hen GdB. Von Multimorbidität spricht man, wenn bei ei-
ner einzelnen Person gleichzeitig mehrere Krankheiten vor-
liegen. Während beispielsweise 2005 in der Altersgruppe 
der 65- bis unter 80-Jährigen nur 18,9 % (45 707 Perso-
nen) einen GdB 100 besaßen, waren dies im Alter von 95 
Jahren und älter schon 54,4 % (2 921 Personen), beide 
Male gemessen an der Gesamtzahl der schwerbehinder-
ten Menschen dieser Altersgruppe. 

Im Zusammenhang mit Tabelle 5 wird diese Aussage 
noch deutlicher. Häufigste Behinderungsart bei den 65- 
bis unter 80-Jährigen war 2005 mit 30,7 % die Beein-
trächtigung von inneren Organen. Am zweithäufigsten 
treten Fälle mit Funktionseinschränkungen auf. Und zwar 
sind zu 18,9 % Wirbelsäule und Rumpf und zu 16,8 % 
Gliedmaßen betroffen. Dagegen waren unter allen 95-jäh-
rigen und älteren schwerbehinderten Menschen 24,8 % 
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Tab. 5. Schwerbehinderte Menschen nach Altersgruppen und Art der Behinderung

Jahr Schwer-
behinder- Verlust Sprech-, Verlust Beein- Querschnitt- Sonstige

Schwerbehinderte te Men- oder Blindheit Sprach-, einer Brust trächti- lähmung, und un-
dar. im Alter von ... schen Teilverlust der und Seh- Gleichgew.- oder beider gung geistig- genügend
bis unter ... Jahren am von von Wirbelsäule, behin- störung, Brüste, von seelische bezeichnete

31.12. Glied- Glied- des derung Taubheit, Entstellun- inneren Behinderung, Behinde-
maßen maßen Rumpfes Schwerhörigk. gen u.a. Organen Suchterkrank. rungen

1995
Insgesamt 616 964 13 923    90 399 112 737    33 830  24 100      16 101    175 769  91 375      58 730    

65 - 80 228 068 7 152    37 561 47 858    10 785  7 833      5 092    73 695  17 579      20 513    
80 - 85 47 802 1 447    8 373 9 100    4 952  1 980       877    14 097  4 192      2 784    
85 - 90 26 492  502    4 178 4 880    4 115  1 287       299    7 522  2 544      1 165    
90 - 95 8 763  95    1 124 1 645    1 796   412       74    2 350   923       344    

95 und älter 1 806  13     207  242     498   69       13     475   207       82    

2005
Insgesamt 649 037 7 516    95 633 94 857    37 075  26 796      13 043    174 158  117 208      82 751    

65 - 80 242 317 2 738    40 639 45 702    11 560  9 639      4 798    74 290  26 831      26 120    
80 - 85 67 250 1 381    12 643 11 803    6 060  2 789       976    17 215  6 965      7 418    
85 - 90 31 513  556    5 701 5 161    4 316  1 431       387    7 175  3 477      3 309    
90 - 95 17 188  207    2 606 2 663    3 472   939       175    3 226  2 233      1 667    

95 und älter 5 367  44     618  782    1 331   319       39     942   775       517    

Funktionseinschränkung

Davon nach Art der Behinderung

Blinde und Sehbehinderte. Danach folgen 17,6 % Schwer-
behinderte, die an der Beeinträchtigung der inneren 
Organe leiden, und 14,6 %, die mit einer Funktionsein-
schränkung der Wirbelsäule und des Rumpfes leben. 

3.1.3. Pflegegeldempfänger, Pflegebedürftige und 
 Pflegepersonal 

Die Pflegestatistik setzt sich aus zwei getrennt durchge-
führten Teilstatistiken zusammen. Den Berichtskreis der Sta-
tistik der Pflegeeinrichtungen bilden die ambulanten Pfle-
gedienste und stationäre Pflegeheime mit einem Versor-
gungsvertrag nach § 72 SGB XI. Erhoben werden Daten 
über die Pflegeeinrichtungen und deren Personal sowie 
über die von den Einrichtungen betreuten Pflegebedürf-
tigen. Ziel ist es, Entwicklungen in der pflegerischen Ver-
sorgung und in der Nachfrage nach pflegerischen Ange-
boten rechtzeitig zu erkennen und angemessen reagieren 
zu können. Erhebungsstichtag ist der 15. Dezember eines 
Berichtsjahres. 

Die zweite Teilstatistik basiert auf den Dateien der Pfle-
gekassen über die Empfängerinnen und Empfänger von 
Pflegegeld nach SGB XI. Erhoben werden Daten über die 
Empfänger von Pflegegeld (§ 37 SGB XI) einschließlich 
der Empfänger von Kombinationsleistungen (§ 38 SGB 
XI). Mit der Erhebung sollen umfassende und zuverlässige 
statistische Daten über die häusliche Pflege bereitgestellt 
werden. Da der weit überwiegende Teil der Pflegebedürf-
tigen Pflegegeldleistungen in Anspruch nimmt, wird diese 
Erhebung als Ergänzung zur Erhebung der ambulanten 
und stationären Pflegeeinrichtungen durchgeführt. Somit 
kann ein statistisches Gesamtbild über den Bereich der 
häuslichen Pflege sichergestellt werden. Erhebungsstich-
tag ist der 31. Dezember eines Berichtsjahres. 

Beide Teilstatistiken werden 2-jährlich durchgeführt. 

In Tabelle 6 sind die Leistungsempfängerinnen und -emp-
fänger für 1999 bis 2003 nach Art der Leistung abgebil-
det. In Niedersachsen gab es demnach 1999 insgesamt 
209 257 pflegebedürftige Personen, die Leistungen nach 
dem SGB XI erhalten haben. Davon erhielten 107 578 
Personen (51,4 %) ausschließlich Pflegegeld, 40 421 Per-
sonen (19,3 %) wurden durch ambulante Pflegedienste 
betreut und 61 258 Personen (29,3 %) waren in stationä-
ren Pflegeheimen untergebracht. Die Zahl der Leistungs-
empfänger stieg 2001 um 1,8 % (3 847) auf insgesamt 
213 104 Personen und 2003 nochmals um 2,5 % (5 259). 

Tab. 6. Leistungsempfängerinnen und -empfänger
             1999 bis 2003 nach Art der Leistung

1999

Pflegebedürftige insgesamt 107 578  40 421  61 258  209 257  

Pflegebedürftige

je 1 000 Einwohner  14   5   8   26  

2001

Pflegebedürftige insgesamt 103 918  43 121  66 065  213 104  

Pflegebedürftige

je 1 000 Einwohner  13   5   8   27  

2003

Pflegebedürftige insgesamt 100 028  47 398  70 937  218 363  

Pflegebedürftige

je 1 000 Einwohner  13   6   9   27  

Leistungs-
empfän-
gerinnen

und -emp-
fänger zu-
sammen

Pflege-
geld-

empfän-
gerinnen

und -emp-
fänger

Jahr

Pflegebedürftige

Betreu-
ung

durch
Pflege-
dienste

Betreu-
ung
in

Pflege-
heimen
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Tab. 7. Leistungsempfängerinnen und -empfänger 2003 nach Art der Leistung und regionaler Gliederung

Kreisfreie Stadt Pflegegeldempfängerinnen Betreuung durch Betreuung in Leistungsempfängerinnen

Landkreis und -empfänger Pflegedienste Pflegeheimen und -empfänger zusammen

Bezirk Pflege- je 1 000 Pflege- je 1 000 Pflege- je 1 000 Pflege- je 1 000

Land bedürftige Einwohner bedürftige Einwohner bedürftige Einwohner bedürftige Einwohner

101 Braunschweig, Stadt 2 824      12        1 475      6        2 397      10        6 696      27        

102 Salzgitter, Stadt 2 053      19         715      7        1 108      7        3 876      35        

103 Wolfsburg, Stadt 1 668      14         654      5         819      7        3 141      26        

151 Gifhorn 2 266      13         836      5        1 047      6        4 149      24        

152 Göttingen 2 829      11        1 389      5        2 571      10        6 789      26        

153 Goslar 2 067      13        1 259      8        2 163      14        5 489      36        

154 Helmstedt 1 252      13         664      7        1 136      12        3 052      31        

155 Northeim 2 591      17        1 203      8        1 567      11        5 361      36        

156 Osterode am Harz 1 420      17         448      5        1 571      19        3 439      41        

157 Peine 1 888      14         624      5        1 464      11        3 976      30        

158 Wolfenbüttel 1 494      12         637      5        1 164      9        3 295      26        

1 Braunschweig 22 352      13        9 904      6        17 007      10        49 263      30        

241 Region Hannover 11 757      10        5 783      5        10 074      9        27 614      25        

241001 dar. Landeshauptstadt Hannover 4 942      10        2 903      6        5 176      10        13 021      25        

251 Diepholz 2 608      12        1 224      6        1 901      9        5 733      27        

252 Hameln-Pyrmont 2 295      14        1 331      8        1 733      11        5 359      33        

254 Hildesheim 4 155      14        2 139      7        3 389      12        9 683      33        

255 Holzminden  980      12         623      8         886      11        2 489      31        

256 Nienburg (Weser) 1 630      13         641      5        1 357      11        3 628      29        

257 Schaumburg 2 369      14         833      5        2 187      13        5 389      32        

2 Hannover 25 794      12        12 574      6        21 527      10        59 895      28        

351 Celle 2 521      14        1 273      7        1 996      11        5 790      32        

352 Cuxhaven 2 755      13        1 445      7        2 060      10        6 260      30        

353 Harburg 2 426      10        1 429      6        1 577      7        5 432      23        

354 Lüchow-Dannenberg  810      16         374      7         584      11        1 768      34        

355 Lüneburg 1 959      11        1 051      6        1 667      10        4 677      27        

356 Osterholz 1 354      12         846      8        1 121      10        3 321      30        

357 Rotenburg (Wümme) 1 834      11         960      6        1 156      7        3 950      24        

358 Soltau-Fallingbostel 1 531      11         839      6        1 241      9        3 611      25        

359 Stade 1 941      10         830      4        1 504      8        4 275      22        

360 Uelzen 1 007      10         535      5        1 144      12        2 686      28        

361 Verden 1 285      10         645      5        1 334      10        3 264      24        

3 Lüneburg 19 423      11        10 227      6        15 384      9        45 034      27        

401 Delmenhorst, Stadt 1 022      13         263      3         399      5        1 684      22        

402 Emden, Stadt  678      13         339      7         468      9        1 485      29        

403 Oldenburg (Oldb.), Stadt 1 465      9        1 159      7        1 431      9        4 055      26        

404 Osnabrück, Stadt 1 358      8         894      5        1 204      7        3 456      21        

405 Wilhelmshaven, Stadt  961      11         497      6         900      11        2 358      28        

451 Ammerland 1 186      10         576      5         753      7        2 515      22        

452 Aurich 3 338      18        1 494      8        1 229      6        6 061      32        

453 Cloppenburg 2 404      16         688      4         879      6        3 971      26        

454 Emsland 5 976      19        2 144      7        1 564      5        9 684      31        

455 Friesland 1 125      11         675      7         895      9        2 695      27        

456 Grafschaft Bentheim 1 710      13         929      7         947      7        3 586      27        

457 Leer 2 220      13         929      6         737      4        3 886      24        

458 Oldenburg 1 314      11         696      6        1 024      8        3 034      24        

459 Osnabrück 3 780      11        1 920      5        2 429      7        8 129      23        

460 Vechta 1 701      13         795      6         942      7        3 438      26        

461 Wesermarsch 1 275      14         536      6         915      10        2 726      29        

462 Wittmund  946      16         159      3         303      5        1 408      27        

4 Weser-Ems 32 459      13        14 693      6        17 019      7        64 171      26        

Niedersachsen 100 028      13        47 398      6        70 937      9        218 363      27        

Schl.-Nr.
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Für das Jahr 2003 wurden die Leistungsempfängerinnen 
und -empfänger nach Art der Leistung und regionaler 
Gliederung in Tabelle 7 dargestellt. 2003 lebten in Nie-
dersachsen insgesamt 218 363 Personen, die berechtigt 
waren, Leistungen nach SGB XI zu erhalten. Je 1 000 
Einwohner entspricht das 27 Personen. Davon erhielten 
100 028 Personen (13 je 1 000 Einw.) Pflegegeld, 47 398 
Personen (6 je 1 000 Einw.) wurden durch ambulante Pfle-
gedienste betreut und 70 937 Personen (9 je 1 000 Einw.) 
waren in Pflegeheimen untergebracht. 

Den bundesweit höchsten Anteil der über 75-Jährigen an 
der Bevölkerung hat die kreisfreie Stadt Baden-Baden (Ba-
den-Württemberg) mit 12,1 % 15). Danach folgen die bay-
erischen Städte Schweinfurt mit 11,2 % und Coburg mit  

15) Vgl. Pflegestatistik 2003 – Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung: Kreisver-
gleich, Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006 

11,1 %. Die niedersächsischen Landkreise Goslar und Os-
terode am Harz folgen mit einem Anteil von 11,1 % bzw. 
11,0 %. Diese Landkreise sind es dann auch, die den 
höchsten Anteil an pflegebedürftigen Leistungsempfän-
gern je 1 000 Einwohner haben. In Osterode am Harz sind 
es 41 Leistungsempfänger und in Goslar 36 Leistungs-
empfänger. Die niedrigsten Anteile mit 22 Leistungsemp-
fängern je 1 000 Einwohner haben die Landkreise Am-
merland und Stade. 

Von den kreisfreien Städten weist die Stadt Salzgitter mit 
35 Leistungsempfängern je 1 000 Einwohner den mit Ab-
stand höchsten Wert auf. Den niedrigsten Wert mit 21 
Leistungsempfängern hat die Stadt Osnabrück. 

In den Tabellen 8 und 9 sind jeweils das Personal der Pfle-
gedienste bzw. Pflegeheime nach Berufsabschluss und Tä-
tigkeitsbereich für 1999 bis 2003 dargestellt. 

Tab. 8. Personal der Pflegedienste 1999 bis 2003 nach Berufsabschluss und Tätigkeitsbereich

Davon überwiegend tätig in

Berufsabschluss Personal

Beschäftigte

Insgesamt
1999 17 925      1 105 12 518 2 689  881  732
2001 18 909      1 123 12 968 3 122  994  702
2003 20 715      1 298 14 942 2 407 1 050 1 018

darunter:

staatlich anerkannter Altenpfleger/in
1999 2 029       117 1 839  15  24  34
2001 2 330       107 2 126  12  51  34
2003 2 763       147 2 465  10  49  92

staatlich anerkannter Altenpflegehelfer/in
1999  460       2  426  27  4  1
2001  604       16  509  65  12  2
2003  647       14  580  30  7  16

Krankenschwester, Krankenpfleger
1999 5 176       866 3 990  34  117  169
2001 4 994       854 3 861  31  162  86
2003 5 680       965 4 217  33  170  295

Krankenpflegehelfer/in
1999 1 247       5 1 091  133  7  11
2001 1 093       4  910  159  8  12
2003 1 080       10  976  71  10  13

Kinderkrankenschwester, Kinderkrankenpfleger
1999  377       62  289  7  6  13
2001  402       66  303  8  8  17
2003  568       93  415  6  20  34

sonstiger Abschluss im Bereich der nicht-
ärztlichen Heilberufe

1999  348       3  265  47  26  7
2001  374       3  274  52  31  14
2003  406      -  301  46  45  14

sonstiger pflegerischer Beruf
1999 2 594       3 2 081  473  19  18
2001 3 254       7 2 554  654  14  25
2003 3 513       2 2 949  512  20  30

sonstiger Berufsabschluss
1999 2 951       9 1 163  922  611  246
2001 3 105       9 1 193 1 062  611  230
2003 3 338       7 1 488  943  614  286

ohne Berufsabschluss / noch in Ausbildung
1999 1 882      -  978  688  26  190
2001 1 705      -  760  707  30  208
2003 1 700      - 1 006  474  31  189

sonstigem
Bereich

Pflegedienst-
leitung

Grund-
pflege

hauswirtschaftl.
Versorgung

Verwaltung,
Geschäftsführung
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Tab. 9. Personal der Pflegeheime 1999 bis 2003 nach Berufsabschluss und Tätigkeitsbereich

Davon überwiegend tätig in

Beschäftigte

Insgesamt
1999 50 079    31 668 1 722 11 730 1 525 2 813  621
2001 53 521    34 113 1 775 12 453 1 656 2 990  534
2003 57 316    37 656 1 821 12 372 1 679 3 243  545

darunter:

staatlich anerkannter Altenpfleger/in
1999 9 681    9 302  167  11  4  185  12
2001 11 013    10 608  141  18 -  229  17
2003 12 144    11 650  172  24  5  273  20

staatlich anerkannter Altenpflegehelfer/in
1999 1 702    1 656  20  19 -  4  3
2001 1 685    1 630  19  24  2  6  4
2003 1 931    1 871  23  27 -  8  2

Krankenschwester, Krankenpfleger
1999 4 156    3 872  50  18  3  209  4
2001 4 093    3 807  44  5  1  228  8
2003 4 851    4 546  53  8  3  223  18

Krankenpflegehelfer/in
1999 2 331    2 274  26  20 -  11 -
2001 1 905    1 869  9  14 -  12  1
2003 1 859    1 810  26  11  2  10 -

Kinderkrankenschwester, Kinderkrankenpfleger
1999  249     232  5  5  1  6 -
2001  323     303  4  3 -  12  1
2003  413     381  9  6 -  16  1

sonstiger Abschluss im Bereich der nicht-
ärztlichen Heilberufe

1999  417     299  49  14  2  50  3
2001  478     247  89  47  10  71  14
2003  407     250  51  33  10  55  8

sonstiger pflegerischer Beruf
1999 3 193    2 991  66  93  6  32  5
2001 4 951    4 761  67  96  4  14  9
2003 4 889    4 690  79  103  3  12  2

sonstiger Berufsabschluss
1999 11 897    3 729  427 4 224 1 215 2 031  271
2001 12 266    3 628  480 4 581 1 271 2 071  235
2003 12 761    4 156  450 4 413 1 255 2 222  265

ohne Berufsabschluss / noch in Ausbildung
1999 12 687    6 738  334 4 946  275  110  284
2001 12 065    6 252  284 4 882  302  129  216
2003 13 192    7 315  291 4 918  341  157  170

Berufsabschluss Personal sozialer
Betreuung

sonstigem
Bereich

Pflege
und

Betreuung

Haus-
wirtschafts-

bereich

haus-
technischem

Bereich

Verwaltung,
Geschäfts-
führung

1999 gab es insgesamt 19 925 Beschäftigte in ambulan-
ten Pflegediensten. Zwei Jahre später waren es 984 Per-
sonen bzw. 5,5 % mehr. Bei der letzten Pflegestatistik 
2003 stieg die Anzahl der beschäftigten Personen im Ver-
gleich zu 1999 um weitere 1 806 bzw. 9,6 %. Gegenüber 
1999 waren 2003 also insgesamt 2 790 Personen mehr 
im ambulanten Pflegebereich beschäftigt. Für den Zeit-
raum 1999 bis 2003 verzeichnet die Anzahl der beschäf-
tigten Personen mit Bildungsabschlüssen wie "staatlich an-
erkannter Altenpflegehelfer/in" (+ 40,7 %) oder "staatlich 
anerkannter Altenpfleger/in" (+ 36,2 %), aber auch "Kin-
derkrankenschwester/Kinderkrankenpfleger"(+ 50,7 %) den 
höchsten Zuwachs. Demgegenüber steht ein Rückgang 
bei Personen "ohne Berufsabschluss/noch in Ausbildung" 
mit - 9,7 %. 

Wie in Tabelle 9 zu erkennen ist, waren 1999 insgesamt 
50 079 Personen in einem Pflegeheim beschäftigt. Zwei 
Jahre später war die Anzahl auf 53 521 Personen (+ 6,9 %) 
gestiegen. 2003 stieg die Anzahl um weitere 7,1 % auf 
57 316 Personen. Für den Zeitraum 1999 bis 2003 ver-
änderte sich die Anzahl der Beschäftigten in Pflegehei-
men um + 14,5 % bzw. 7 237 Personen. 

Im stationären Bereich sind die Beschäftigten überwiegend 
mit der Pflege und Betreuung der Pflegeheimbewohner 
betraut. Im Durchschnitt sind "staatlich anerkannte Al-
tenpfleger/innen" zu 96,1 % und "staatlich anerkannte Al-
tenpflegehelfer/innen" zu 97,0 % mit der Pflege und Be-
treuung Älterer beschäftigt. Personen "ohne Berufsab-
schluss/noch in Ausbildung" werden durchschnittlich zu 
53,5 % bei der Pflege und Betreuung im Heim tätig. 
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3.1.4. Beteiligung an Verkehrsunfällen 

Im Jahr 2005 waren insgesamt 9 963 Senioren im Alter 
von 60 Jahren und älter an Straßenverkehrsunfällen be-
teiligt. Das entspricht einem Anteil von 14,7 % an den 
Beteiligten insgesamt. 

Während bei den Motorzweiradfahrern die Zahl der Be-
teiligten mit zunehmendem Alter sank (siehe Tabelle10), 
stieg sie in der Klasse der 75-Jährigen und älteren bei den 
PKW-Fahrern wieder an. Die Abnahme bei den Motor-
zweiradfahrern hängt mit der mit steigendem Alter sin-
kenden absoluten Anzahl an Motorradfahrern zusammen. 
Bei den Fußgängern ist ebenfalls die Tendenz der zuneh-
menden Unfallbeteiligung in der höchsten Altersklasse zu 

beobachten. Auch bei den Hauptverursachern spielt das 
zunehmende Alter eine Rolle. Hier sind in den Kategorien 
PKW, Fahrräder und Fußgänger ebenfalls in der Alters-
klasse 75 Jahre und älter die höchsten Fallzahlen zu ver-
zeichnen. Dies ist möglicherweise mit dem mit zuneh-
mendem Alter abnehmenden Reaktionsvermögen zu er-
klären. 

Bei Straßenverkehrsunfällen wurden im Jahr 2005 in Nie-
dersachsen 178 Senioren getötet (siehe Tabelle 11). Das 
entspricht einem Anteil von 25,4 % an den insgesamt 
700 getöteten Personen. Differenziert nach Geschlecht 
lag der Anteil bei den männlichen getöteten Senioren an 
den gesamten männlichen Toten mit 20,8 % deutlich 
niedriger als entsprechend bei den weiblichen tödlich Ver-
letzten (37,6 %).  

Insgesamt 67 602       4 891 43 978 5 401 9 938 3 021  373

   darunter

     60 - 65 2 968        143 1 953  191  525  136  20
     65 - 70 2 798        127 1 764  117  608  171  11
     70 - 75 1 761        48 1 151  51  390  120  1
     75 und mehr 2 436        41 1 546  34  494  319  2

Insgesamt 35 047       2 355 25 063 3 128 3 403  932  166

   darunter

     60 - 65 1 379        53 1 042  105  137  32  10
     65 - 70 1 392        65 1 062  68  157  35  5
     70 - 75  974        25  770  29  117  33  0
     75 und mehr 1 525        21 1 200  25  203  74  2

Motorzweiräder
Sonstige

Beteiligte
insgesamt

von den Beteiligten waren Hauptverursacher von Straßenverkehrsunfällen

Tab. 10. Beteiligte bei Verkehrsunfällen 2005 nach Altersgruppen, Hauptverursacher und Geschlecht

Personen-
kraftwagen

Übrige
Kraftfahrzeuge

Fahrräder
Fuß-

gänger
Im Alter von ...

bis unter ... Jahren 

Fahrzeugführer von

               gruppen und Geschlecht

Getötete  700   506  280  102  55  41  194  122  11  26  30
   darunter:
     60 - 65  35   23  12  2  4  3  12  7  1  1  2
     65 - 70  25   14  5  1  7  0  11  2  0  7  2
     70 - 75  36   24  13  1  9  1  12  4  0  5  3
     75 und mehr  82   44  22  0  14  8  38  16  0  4  18

Schwerverletzte 7 069  4 394 1 962 1 059  747  339 2 671 1 502  181  592  338
   darunter:
     60 - 65  293   170  69  30  40  13  123  59  3  45  12
     65 - 70  355   195  63  36  66  21  160  54  3  70  31
     70 - 75  240   121  42  18  49  8  119  48  1  49  20
     75 und mehr  477   214  98  17  61  32  262  86  2  76  91

Leichtverletzte 38 153  20 617 11 132 2 833 4 301 1 012 17 490 12 087  668 3 297  996
   darunter:
     60 - 65 1 476   736  353  96  211  40  739  457  6  193  54
     65 - 70 1 416   732  343  73  243  47  680  389  6  195  64
     70 - 75  898   461  230  25  146  34  435  245  3  123  46
     75 und mehr 1 193   571  303  20  174  58  622  338  1  150  107

Personen-
kraftwagen

Zu-
sammen  

Im Alter von ... 
bis unter … Jahren 

Ins-
gesamt

Männlich

Personen-
kraftwagen

Fuß-
gänger

Tab. 11. Verunglückte bei Verkehrsunfällen 2005 nach Art der Verkehrsbeteiligung, Verletzungsschwere, Alters-

Fahrer und Mitfahrer von

Fahr-
rädern

Motor-
zweirädern

Fahrer und Mitfahrer von

Motor-
zweirädern

Fahr-
rädern

Zu-
sammen  

Weiblich

Fuß-
gänger
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Bei Fahrern von PKW steigt mit zunehmendem Alter die 
Gefahr bei einem Unfall getötet zu werden. In der Alters-
klasse ab 75 Jahren waren sowohl bei den Männern mit 
22 Getöteten als auch bei den Frauen mit 16 Getöteten 
die absolut höchsten Zahlen in den Altersklassen der Se-
nioren zu verzeichnen. Das Fahrradfahren ist im Alter ab 
75 Jahren ebenfalls gefährlich. Bei den männlichen Senio-
ren verunglückten hier in 2005 14 tödlich. Bei den Frauen 
waren es nur 4 Getötete. Auch Fußgänger in dieser Al-
tersklasse sind stark gefährdet. Hier waren im Jahr 2005 
acht männliche und 18 weibliche Tote zu beklagen. Bei 
den Schwerverletzten zeigt sich bei den Fahrern und Mit-
fahrern von PKW, bei Fahrradfahrern und bei Fußgängern 
eine ähnliche Tendenz. 

3.1.5. Kriminalität – Ältere Menschen im Blickfeld 
von Polizei und Justiz 

Ältere Menschen als Opfer und Tatverdächtige von 
Straftaten 16)

Senioren sind relativ selten Opfer von Straftaten. Die po-
lizeiliche Kriminalstatistik Niedersachsens verzeichnet für 
2005 83 534 Opfer von Straftaten insgesamt. Nur 4,9 % 
dieser Opfer sind Personen im Alter von 60 Jahren und 
älter. Diese Bevölkerungsgruppe stellt aber rund 25 % der 
Gesamtbevölkerung. 

Etwa 45 % der älteren Opfer sind weiblich. Dieser Anteil 
ist fünf Prozentpunkte höher als über alle Altersgruppen 
zusammengefasst, und zwar sowohl bei den Straftaten  

16) Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik Niedersachsen für 2005, Landeskriminalamt 

gesamt als auch bei den vollendeten Straftaten. Bei den 
versuchten Straftaten sind die Unterschiede noch ausge-
prägter: Hier sind 38 % der Opfer weiblich, bei den ab 
60-Jährigen sind es sogar 51 %. Der Anteil dieser Alters-
gruppe an allen liegt bei den versuchten Straftaten mit 
7,7 % knapp drei Prozentpunkte höher als bei den voll-
endeten Straftaten. 

Frauen sind somit insgesamt seltener Opfer von Strafta-
ten als Männer. Bei den Senioren sind die Anteile der 
weiblichen Opfer zwar höher, dem liegt aber auch ein 
Geschlechterverhältnis von 57:43 gegenüber 51:49 in der 
Gesamtbevölkerung zugrunde. Die zahlenmäßig häufigs-
ten vollendeten Straftatbestände bei den weiblichen Se-
niorinnen waren Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit, gefolgt von Körperverletzung (§§ 223 
- 227, 229, 231 StGB) und (vorsätzlicher leichter) Körper-
verletzung (§ 223 StGB). Gemessen an allen weiblichen 
Opfern des jeweiligen Straftatbestands war der Anteil der 
ab 60-Jährigen mit um 5 % unauffällig. Bei den älteren 
männlichen Opfern vollendeter Straftaten zeigte sich be-
züglich der häufigsten Straftatbestände und Anteile an al-
len männlichen Opfern ein vergleichbares Bild. 

Auffällig bleibt der mit 10,4 % deutlich höhere Anteil der 
älteren an allen weiblichen Opfern von versuchten Straf-
taten. Dabei handelte es sich zahlenmäßig in den meis-
ten Fällen um Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit (13,3 % aller weiblichen Opfer die-
ses Straftatbestands), gefolgt von Raub 17) (24,1 %) sowie 
Handtaschenraub (54,3 %). 

17) Raub, räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf Kraftfahrer §§ 249 
- 252, 255, 316a StGB 

Tab. 12. Ältere Opfer von Straftaten 2005

Anzahl

Anteil an 
Opfern aller 

Altersgruppen
in %

Anzahl

Anteil an 
Opfern aller 

Altersgruppen
in %

Anzahl

Anteil an 
Opfern aller 

Altersgruppen
in %

Straftaten insgesamt 4 093    4,9      2 251    4,5      1 842    5,6      

Vollendete Straftaten insgesamt 3 807    4,8      2 111    4,4      1 696    5,4      

   darunter *
   Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit 3 650    4,9      2 054    4,4      1 596    5,8      

   Körperverletzung §§ 223 - 227, 229, 231 StGB 2 041    3,8      1 139    3,3       902    4,9      

   (vorsätzliche leichte) Körperverletzung § 223 StGB 1 319    3,9       734    3,6       585    4,4      

Versuchte Straftaten insgesamt  286    7,7       140    6,0       146    10,4      

   darunter *
   Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit  256    8,3       126    6,0       130    13,3      

   Raub, räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf
   Kraftfahrer §§ 249 - 252, 255, 316a StGB  142    12,6       48    6,5       94    24,1      
   Handtaschenraub  50    56,2       6    75,0       44    54,3      

Straftat bzw. Straftatengruppe

Opfer im Alter von 60 Jahren und älter

Insgesamt Männlich Weiblich

* Mehrfachnennung möglich 



Niedersachsen-Monitor 2006 72

Tab. 13. Ältere Tatverdächtige 2005

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anteil an
Tatverdächtigen

60 Jahre
und älter

insgesamt in %

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anteil an
Tatverdächtigen

60 Jahre
und älter

insgesamt in %

Straftaten insgesamt 14 029    5,9        9 991    5,5        71,2        4 038    7,2        28,8        

Weiblich

Tatverdächtige im Alter von 60 Jahren und älter

Insgesamt

Straftat bzw.
Straftatengruppe

Männlich

Tab. 14. Aufgeklärte Fälle mit älteren Tatverdächtigen 2005

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anteil an
Tatverdächtigen

60 Jahre
und älter

insgesamt in %

Anzahl

Anteil an
Tatverdächtigen

aller
Altersgruppen

in %

Anteil an
Tatverdächtigen

60 Jahre
und älter

insgesamt in %

Straftaten insgesamt 16 881    5,0        12 771    4,7        75,7        4 110    6,2        24,3        

Männlich Weiblich

Aufgeklärte Fälle mit Tatverdächtigen im Alter von 60 Jahren und älter

Straftat bzw.
Straftatengruppe

Insgesamt

Betrachtet man die andere Seite der Kriminalstatistik, d.h. 
die der Tatverdächtigen 18) bzw. der Tatverdächtigen in 
den aufgeklärten 19) Fällen, so ergibt sich ein ähnliches Bild. 
Nur 6 % aller Tatverdächtigen bzw. 5 % derer in den auf-
geklärten Fällen sind 60 Jahre und älter. Dieser Anteil liegt 
damit deutlich unter dem Bevölkerungsanteil der Senio-
ren von 25 %. Der Frauenanteil liegt bei den älteren Tat-
verdächtigen bei 29 % bzw. in den aufgeklärten Fällen 
bei 24 %. In beiden Fällen ist er etwa fünf Prozentpunkte 
höher als über alle Altersgruppen zusammengefasst, was 
wiederum den höheren weiblichen Bevölkerungsanteil bei 
den ab 60-Jährigen widerspiegelt. Interessant ist, dass der 
Frauenanteil bei den Tatverdächtigen dieser Altersgruppe 
um gut vier Prozentpunkte höher ist als letztendlich bei 
den Tatverdächtigen in den aufgeklärten Fällen. 

Senioren und Justiz 

In der durchschnittlichen Jahresbevölkerung 2005 stellen 
Personen im Alter von 60 und mehr Lebensjahren 29,3 % 
der strafmündigen Personen. 20) 

Betrachtet man hingegen die Personen, die von niedersäch-
sischen Gerichten nach allgemeinem oder Jugendstraf- 

18) Tatverdächtig ist jeder, der nach dem polizeilichen Ermittlungsergebnis auf-
grund zureichender tatsächlicher Anhaltspunkte verdächtig ist, eine rechtswidrige 
(Straf-)Tat begangen zu haben. Dazu zählen auch Mittäter, Anstifter und Gehilfen. 
19) Ein aufgeklärter Fall ist die Straftat, die nach dem (kriminal-)polizeilichen Er-
mittlungsergebnis ein mindestens namentlich bekannter oder auf frischer Tat er-
griffener Tatverdächtiger begangen hat. 
20) Strafmündig sind Personen, die zur Tatzeit ein Alter von mindestens 14 Jahren 
hatten. Jugendliche im Alter von 14 Jahren bis unter 18 Jahren unterliegen stets 
dem Jugendstrafrecht. Personen im Alter von 18 bis zu 21 Jahren gelten als „Her-
anwachsende“ und können nach Ermessen des Gerichtes nach allgemeinem oder 
Jugendstrafrecht verurteilt werden. Erwachsene Personen, die älter als 21 Jahre 
sind, unterliegen immer dem allgemeinen Strafrecht. 

recht verurteilt worden sind, stellt die Gruppe der Senio-
ren lediglich 4,2 % aller Verurteilten. Verdeutlicht man bei-
de Verhältnisse in einer Grafik, ergibt sich nachfolgendes 
Bild (S.73): Aus Abbildung 10 lässt sich unmittelbar able-
sen, dass ältere Menschen seltener mit dem Gesetz in Kon-
flikt kommen, als die Gruppe der strafmündigen Personen 
unter 60 Jahre. 

Untersucht man die Hauptdeliktsgruppen, nach denen im 
Jahr 2005 in Niedersachsen Personen im Alter von 14 bis 60 
Jahren und über 60 Jahren verurteilt worden sind, ergibt 
sich nachfolgendes Bild (S. 73): Aus der Abbildung 11 wer-
den die Anteile der Hauptdeliktsgruppen deutlich, nach de-
nen die Straftäter der beiden Altersgruppen jeweils verur-
teilt wurden. Anteilsmäßig sind Straftaten im Straßenver-
kehr und Diebstahl und Unterschlagung bei verurteilten 
Senioren deutlich öfter vertreten als bei Personen unter 
60 Jahren. Bei den Hauptdeliktsgruppen Raub und Erpres-
sung, räuberischer Angriff auf Kraftfahrer, andere Vermö-
gensdelikte und Straftaten nach anderen Bundes- oder Lan-
desgesetzten hingegen sind ältere Menschen deutlich un-
terrepräsentiert. Für alle Hauptdeliktsgruppen gilt aber, dass 
ältere Menschen bezogen auf ihren Anteil an der Bevöl-
kerung seltener straffällig werden, als strafmündige Men-
schen unter 60 Jahre. 

Insgesamt waren am 31.03.2005 5 941 Strafgefangene 
und Sicherungsverwahrte in den niedersächsischen Justiz-
vollzugsanstalten inhaftiert. Davon stellten die Personen 
der Altersgruppe 60 Jahre und älter einen Anteil von nur 
2,8 %. Der Anteil an Senioren hat sich damit seit 1990 
ausgehend von einem Anteil von 1,0 % aber fast verdrei-
facht. 
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Abb. 10. Strafmündige Einwohner und verurteilte Personen 2005 
nach Altersgruppen 

Abb. 11. Anteile der nach allgemeinem oder Jugendstrafrecht verurteilten Personen 2005 
nach Hauptdeliktsgruppen und Altersgruppen 
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3.2 Erwerbstätigkeit 1985 und heute 

Seit 1985 ist der Bevölkerungsanteil der älteren Generati-
on ab 60 Jahre in Niedersachsen um 4,2 Prozentpunkte 
auf 25 % gestiegen (vgl. Kapitel 2.1.). Mit dem Bevölke-
rungszuwachs in den Altersgruppen der „60- bis unter 
65-Jährigen“ und der „65-Jährigen und älter“ setzte auch 
ein starker absoluter Anstieg der entsprechenden Er-
werbstätigenzahlen ein. Die Gründe dafür liegen sicher-
lich nicht nur im stetigen Wachstum dieser Bevölkerungs-
gruppe. In den letzten zwanzig Jahren haben sich nicht 
nur die Lebens- bzw. Gesundheitsbedingungen für die ge-
samte Bevölkerung verbessert. Die älteren Menschen sind 

heute wesentlich fitter und gesünder als früher, was sich 
auch in der gestiegenen Lebenserwartung widerspiegelt. 
Diese Umstände ermöglichen schließlich den Erwerbstäti-
gen im Rentenalter ebenfalls eine längere Beteiligung am 
Erwerbsleben. 

Neben dem Gesundheitsaspekt spielen sicherlich auch die 
subjektiven Wünsche und Vorstellungen eine wichtige 
Rolle. Zum einen möchte man nicht aus der Arbeitswelt 
einfach ausgeschlossen werden und zum anderen haben 
viele den Wunsch bzw. nach den gesetzlichen Änderun-
gen der letzten Jahre den Bedarf, ihr eigenes Rentenein-
kommen aufzustocken. Nach wie vor spielt die Erwerbs-

Verurteilte

4,2 %

Einwohner

 14 bis 60 Jahre

 60 Jahre und älter

29,3 %
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tätigkeit jenseits des 60. Lebensjahres für die meisten 
Menschen nur noch eine untergeordnete Rolle, da in die-
sem Alter in der Regel der Übergang zum Bezug einer 
regelmäßigen Altersversorgung in Form einer Rente, Pen-
sion o.ä. erfolgt. Die im Folgenden dargestellte Entwick-
lung der älteren Erwerbstätigen zwischen 1985 und 2005 
zeigt aber auch Veränderungen im Erwerbsverhalten auf. 
Die zugrundeliegenden Daten stammen aus dem Mikro-
zensus, der amtlichen Repräsentativstatistik über die Be-
völkerung und den Arbeitsmarkt, in der jährlich ein Pro-
zent aller Haushalte in Deutschland befragt werden. 

Die allgemeine Entwicklung der Erwerbstätigen im 
Alter von 60 und mehr Jahren 

In den letzten zwanzig Jahren ist die Zahl der älteren Er-
werbstätigen in Niedersachsen deutlich gestiegen. So stan-
den 1985 ca. 83 Tsd. Personen im Alter von 60 bis unter 
65 Jahren im Erwerbsleben, während es 2005 bereits 
135,1 Tsd. und damit  62,8 % mehr waren. Auch in der 
Altersgruppe der 65-Jährigen und älter ist ein Anstieg der 
Erwerbstätigenzahlen um 26,8 % von 37,3 Tsd. (1985) 
auf 47,3 Tsd. (2005) zu verzeichnen. Nachdem die Zahlen 
bis 1993 stagnierten bzw. sogar leicht abnahmen, steigt 
die Zahl der älteren Erwerbstätigen seitdem fast kontinu-
ierlich. Diese Entwicklung lässt sich zum Teil durch die Be-
setzung der einzelnen Altersjahrgänge (vgl. Abbildung 1, 
S. 57) erklären. 

Obwohl die absoluten Erwerbstätigenzahlen der beiden 
betrachteten Altersgruppen gestiegen sind, zeigt sich bei 
den Erwerbsquoten 21), die den Bezug zur Entwicklung der 
zugrundeliegenden Bevölkerungsgruppen herstellen, eine 
moderatere Entwicklung. Im Jahr 1985 lag die Erwerbstä-
tigenquote der 60- bis unter 65-Jährigen bei 18,2 % und 
ist seitdem auf 27,9 % (2005) gewachsen, was einer Zu- 

21) Zahl der Erwerbstätigen im jeweiligen Alter bezogen auf die Bevölkerungszahl 
im selben Alter 

nahme von 9,7 Prozentpunkten entspricht. Im Vergleich 
dazu war die Erwerbsquote der ab 65-Jährigen in den 
letzten 20 Jahren nur leichten Schwankungen nach unten 
unterworfen und liegt damals wie heute (2005) bei 3,0 %. 
Im Bereich der 60- bis unter 65-jährigen Personen, die 
sich nahe an der Regelaltersgrenze von 65 Jahren bewe-
gen, hat sich aber damit in diesem Zeitraum eine Ent-
wicklung zu deutlich mehr Erwerbstätigkeit vollzogen, de-
ren Ursache u.a. in der geänderten Rentengesetzgebung 
liegen dürfte (siehe auch folgender Abschnitt). Bei den ab 
65-Jährigen hingegen spielt die Erwerbstätigkeit offenbar 
nach wie vor eine untergeordnete Rolle. 

Entwicklung der Erwerbstätigkeit von Männern und 
Frauen 

Ein besonders starker Zuwachs am Erwerbsleben ist bei 
den erwerbstätigen Frauen in der Altersgruppe der 60- bis 
unter 65-Jährigen festzustellen. Ihre Zahl ist seit 1985 von 
27,3 Tsd. auf 50,1 Tsd. im Jahr 2005 gestiegen (+ 83,5 %). 
Im selben Betrachtungszeitraum sind auch die Erwerbstä-
tigenzahlen der Männer dieser Alterskategorie um 52,6 % 
von 55,7 Tsd. (1985) auf 85 Tsd. (2005) gewachsen. 

Während dieses zwanzigjährigen Zeitraums fanden be-
deutende Änderungen in der Rentengesetzgebung statt, 
die eine Reaktion auf die demographische Entwicklung 
mit sinkenden Geburtenraten und stetig steigender Le-
benserwartung darstellten. In der gesetzlichen Rentenver-
sicherung haben Versicherte erst nach Vollendung des 65. 
Lebensjahres einen Anspruch auf Regelaltersrente. Wäh-
rend Frauen seit 1957 vorzeitig ohne Abschläge zu ih-
rem 60. Geburtstag in Rente gehen konnten, wurden diese 
vorgezogenen Altersrenten mit dem Rentenreformgesetz 
(1992) bzw. dem Wachstums- und Beschäftigungsförde-
rungsgesetz von (1996) stufenweise bis 2009 abgeschafft. 
Alle betroffenen Frauen können zwar vorzeitig mit 60 Jah- 

Abb. 12. Ältere Erwerbstätige
1985 bis 2005
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   Abb. 13. Erwerbsquoten der Senioren
1985 bis 2005
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Abb. 14. Erwerbstätige im Alter von
60 bis 65 Jahren 1985 bis 2005

nach Geschlecht
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        Abb. 15. Erwerbsquoten
der 60- bis 65-Jährigen 1985 bis 2005
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ren in Rente gehen, dies führt aber zu einem bis zu 18-
prozentigen Abschlag 22).

Nach wie vor bleibt aber der Anteil der erwerbstätigen 
Männer zwischen 60 und 64 Jahren höher als der der 
gleichaltrigen Frauen. Im Jahr 1985 lag die Erwerbsquote 
der Männer bei 29,8 % und die der Frauen bei 10,1 %. 
Bis 2005 haben die Quoten um 5,2 Prozentpunkte auf ins-
gesamt 35,0 % bei den Männern und um 10,6 Prozent-
punkte auf 20,7 % bei den Frauen zugenommen. 

Die Erwerbstätigenentwicklung in der Altersgruppe der 65-
Jährigen und älter ist ebenfalls durch gestiegene Erwerbs-
tätigenzahlen geprägt, wobei sich der Zuwachs bei Män-
nern und Frauen nur geringfügig unterscheidet. Die Zahl 
der erwerbstätigen Männer ist hier seit 1985 um 27,6 % 
von 23,9 Tsd. auf 30,5 Tsd. im Jahr 2005 gestiegen. Die 

22) Quelle und weitergehende Informationen: Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales 

erwerbstätigen Frauen derselben Alterskategorie legten um 
25,4 % (1985: 13,4 Tsd., 2005: 16,8 Tsd.) zu. 

Die Erwerbsquote der über 65-jährigen Männer lag im 
Jahr 2005 mit 4,6 % deutlich höher als die der Frauen 
derselben Altersklasse von 1,9 %. Dabei stieg die Erwerbs-
quote der erwerbstätigen Frauen seit 1985 leicht um 0,2 
Prozentpunkte, während sie bei den Männern um 0,6 Pro-
zentpunkte sank. Die Veränderungen innerhalb dieses 20-
jährigen Zeitraums waren allerdings schwankend und zei-
gen keinen eindeutigen Trend. 

3.3 Empfänger von Sozialhilfe, Grundsicherung und 
Wohngeld

Bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung handelt es sich um eine bedürftigkeitsabhängige  
Leistung, die älteren bzw. dauerhaft voll erwerbsgeminder- 

 Abb. 16. Erwerbstätige im Alter von
65 Jahren und mehr 1985 bis 2005

nach Geschlecht
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Abb. 17. Erwerbsquoten
der ab 65-Jährigen 1985 bis 2005
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ten Menschen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts die-
nen soll. Die Leistungen der Grundsicherung sollen dazu 
beitragen, die so genannte "verschämte Armut" einzu-
grenzen. Hintergrund ist der Befund, dass vor allem ältere 
Menschen bestehende Sozialhilfeansprüche oftmals nicht 
geltend machen, weil sie den Rückgriff auf ihre unter-
haltsverpflichteten Kinder fürchten. In den Erhebungsbe-
reich der Statistik über die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung fallen zum einen Personen, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben und zum anderen volljäh-
rige Personen, die dauerhaft voll erwerbsgemindert sind 
im Sinne des § 43 Abs.2 SGB VI. 

Mit der Erhebung sollen umfassende und zuverlässige Da-
ten über die sozialen und finanziellen Auswirkungen des 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) und Daten über 
den Personenkreis der Leistungsberechtigten bereitgestellt 
werden. 

Im Dezember 2002 gab es laut Tabelle 15 in Niedersach-
sen insgesamt 21 069 Personen im Alter von 65 und mehr 
Jahren, die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt gemäß Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) erhielten. Davon waren 7 291 
Männer (34,6 %) und 13 778 Frauen (65,4 %). In der 
Statistik der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
wurde bis einschließlich des Berichtsjahres 2002 der nach 
dem 4. Kapitel (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung) des SGB XII begünstigte Personenkreis zum 
Großteil mit erfasst. Das zum 1. Januar 2003 in Kraft ge-
tretene Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung sah dann für ab 
65-Jährige sowie dauerhaft voll erwerbsgeminderte Per-
sonen ab 18 Jahren eine eigenständige soziale Leistung 
vor, welche den grundlegenden Bedarf für den Lebens-
unterhalt sicherstellt. Die Grundsicherung wird vorrangig 
gewährt. Sollten die monatlich ausgezahlten Beträge zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nicht ausreichen, kann 
von den Hilfeempfängern zusätzlich Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem 3. Kapitel SGB XII beantragt werden. 

Tab. 15. Empfänger(innen) von laufender Hilfe zum Lebens-
unterhalt gemäß BSHG am 31.12.2002 

insgesamt männlich weiblich

65 - 70 8 132      3 582      4 550      

70 - 75 5 454      2 065      3 389      

75 - 80 3 674      1 059      2 615      

80 - 85 2 040       362      1 678      

85 und älter 1 769       223      1 546      

Zusammen 21 069      7 291      13 778      

Alter von ... 
bis unter ... Jahren

Die Empfänger der Grundsicherung werden in Tabelle 16 
dargestellt. Es ist der Durchschnitt der Jahre 2003 und 
2004 ausgewiesen, weil nach Einführung der neuen Hil-
feart die Sozialämter mit der Antragsbearbeitung in Ver-

zug kamen und häufig in die Statistik für 2004 noch Fälle 
aus dem Jahr 2003 mit eingingen. Der Durchschnitt rela-
tiviert die Größenordnung beider Jahre. Insgesamt gab es 
26 979 Personen über 65 Jahre, die Leistungen der Grund-
sicherung erhielten. Davon waren 7 719 (28,6 %) männ-
lich und 19 261 (71,4 %) weiblich. 

Tab. 16. Empfänger(innen) von bedarfsorientierter Grund-
sicherung im Durchschnitt der Jahre 2003 und 2004 
nach Geschlecht und Altersgruppe 

insgesamt männlich weiblich

65 - 70 9 531      3 607      5 924      

70 - 75 6 169      2 147      4 022      

75 - 80 4 594      1 191      3 404      

80 - 85 3 267       524      2 744      

85 - 90 1 669       152      1 517      

90 - 95 1 296       74      1 222      

95 und älter  454       25       429      

Zusammen 26 979      7 719      19 261      

Alter von ... 
bis unter ... Jahren

Der Anstieg der Zahl der Empfänger(innen) zwischen bei-
den Tabellen lässt sich im Wesentlichen wie folgt erklä-
ren: Zum einen kann daraus auf einen Erfolg des Gesetz-
gebers (Abbau der "verschämten Armut") geschlossen 
werden, zum anderen hat ein Teil der Empfänger von 
Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XII, die in 
Einrichtungen leben, zusätzlich Anspruch auf Grundsiche-
rungsleistungen. Bei der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist unter dem Gesichtspunkt der de-
mographischen Entwicklung mit einem weiteren Anstieg 
der Empfänger(innen) zu rechnen. 

3.4 Aktivitäten und Mitbestimmung 

Der Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand hat 
per se eine Neugestaltung der dadurch frei werdenden 
Zeit zur Folge. Wie diese Zeiträume ausgefüllt werden, ob 
sich bestehende Aktivitäten ausweiten oder ganz ande- 
re hinzukommen, darüber wurden in der Zeitbudgeterhe-
bung 2001/02 23) bundesweit Daten gewonnen. Die neu 
gewonnene Zeit fließt in Deutschland demnach vorwie-
gend in den Bereich der unbezahlten Arbeit (Hausarbeit 
u.ä.). Ein erhöhter Zeitaufwand für ehrenamtliche Tätig-
keiten (vgl. auch Kapitel 3.4.2.) konnte nicht festgestellt 
werden. Zeiten für Fernsehen u.a. Mediennutzung wei-
ten sich im Gegensatz zum in etwa gleichbleibenden Zeit-
aufwand für Sport, Kultur und Hobbies sowie die Pflege 
von Freundschaften und Bekanntschaften aus. Wochen-
rhythmen wie die unterschiedliche Gestaltung von Werk-
tagen und Wochenenden bleiben ebenso bestehen wie 
eine geschlechterspezifische Aufgaben- und Zeitverteilung. 

23) Quelle: Alltag in Deutschland – Analysen zur Zeitverwendung, Forum der Bun-
desstatistik, Band 43, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2004 
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Demgegenüber steigt das Regenerationsbedürfnis und die 
damit verbundene Schlafdauer an. Einige ausgewählte Ak-
tivitäten älterer Menschen werden im Folgenden darge-
stellt. Im Anschluss folgt eine Analyse ihres Wahlverhal-
tens im Vergleich zu den jüngeren Wählern. 

3.4.1. Gasthörer an Universitäten 

An den niedersächsischen Hochschulen waren im Winter-
semester 2005/06 2 563 Gasthörer eingeschrieben. Da-
von waren 1 752 Hörer 60 Jahre und älter und sogar 51 
Personen, die 80 und mehr Jahre zählten. Fast alle die- 
ser Senior-Gasthörer waren an Universitäten oder Kunst-
hochschulen eingeschrieben; die Fachhochschulen stoßen 
bei den reiferen Jahrgängen offenbar kaum auf Interesse. 
Besonders beliebt waren die Fächer Geschichte, Philoso-
phie und allgemeine und vergleichende Sprach- und Kul-
turwissenschaft. 

3.4.2. Ehrenamtliche Tätigkeiten und freiwilliges 
  Engagement 

Im Auftrag der niedersächsischen Staatskanzlei wurde 
2005 die Wahrnehmung von Ehrenämtern, Freiwilligen-
arbeit und bürgerschaftlichem Engagement in Niedersach-
sen untersucht 24). Dabei wurde auch das Engagement der 
Senioren über 65 Jahren in den Jahren 1999 und 2004 
genauer betrachtet. 

24) Quelle: Freiwilligensurvey 2004: Freiwilliges Engagement in Niedersachsen 1999 - 
2004 im Trend, Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürgerschaftliches Engagement, 
TNS Infratest Sozialforschung, Dr. Thomas Gensicke, München, April 2005. Kos-
tenlose Downloadmöglichkeit unter http:// www.freiwilligenserver.de. 

In diesem Zeitraum ist der Anteil der freiwillig Engagier-
ten im Alter von 66 Jahren und älter von 21 auf 30 % 
gestiegen. Dieser Anstieg fiel deutlich höher aus als in 
den anderen Altersgruppen, die Anteile liegen dort aller-
dings mit 34 (14- bis 30-Jährige) bis 41 % (31- bis 45-Jäh-
rige sowie 46- bis 65-Jährige) höher als bei den älteren 
Mitmenschen. Bundesweit engagierten sich 2004 26 % 
der über 65-Jährigen freiwillig. Der niedersächsische Wert 
ist damit überdurchschnittlich hoch. 

Neben den 30 % engagierten Senioren waren 2004 wei-
tere 11 % zu einem Engagement bereit, d.h. grundsätz-
lich an einer solchen Tätigkeit interessiert. Der Anteil die-
ser Interessierten ist damit gegenüber 1999 in etwa gleich 
geblieben. Auffallend ist, dass sich 2004 ein mit 59 % 
weitaus größerer Anteil der Senioren als der übrigen Al-
tersgruppen nicht für eine ehrenamtliche Tätigkeit u.ä. 
interessierte. Bei den jüngeren Menschen stieg dieser An-
teil mit zunehmendem Alter an und lag zwischen 21 und 
32 %. Das Verhältnis von tatsächlich Engagierten zu Inte-
ressierten fiel demgegenüber aber bei den Senioren mit 
knapp 3 zu 1 deutlich mehr zu Gunsten der umgesetzten 
Bereitschaft als bei den Menschen zwischen 14 und 30 
Jahren mit nur 1 zu 1,3 aus. Dieselbe Tendenz wie bei 
den jungen Menschen bestand auch bei den mittleren 
Jahrgängen, wenn auch etwas schwächer ausgeprägt. 
Die tatsächliche Umsetzung einer Bereitschaft zu freiwilli-
gen Engagements ist damit bei den Senioren eindeutig am 
ausgeprägtesten. Eine Ursache hierfür dürfte in den Le-
bensumständen der einzelnen Lebensphasen liegen, die 
jüngere Menschen aufgrund ihrer Eingebundenheit in 
berufliche und familiäre Aufgaben vielleicht öfter veran-
lassen, ihr eigentlich vorhandenes Interesse nicht sofort 
umzusetzen. 

Abb. 18. Freiwillig Engagierte nach Geschlecht und Alter 
Bevölkerung ab 14 Jahren (Angaben in Prozent) 

Quelle: Freiwilligensurvey Niedersachsen 1999 und 2004 
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Obwohl der Anteil der freiwillig Engagierten sowie auch 
der der Rentner/Pensionäre (ebenso wie der über 65-Jäh-
rigen) zwischen 1999 und 2004 deutlich gewachsen ist, 
war diese nicht erwerbstätige Gruppe 2004 nur zu 30 % 
freiwillig engagiert, obwohl sie über mehr Freizeit verfügt 
als die Erwerbstätigen (41 % Engagierte) 25). Hausfrauen, 
Arbeitslose und sonstige nicht Erwerbstätige (außer Per-
sonen in Schule, Studium oder Ausbildung) engagierten 
sich immerhin zu 38 %. Damit kommt die Studie zum Er-
gebnis, dass der Grad des freiwilligen Engagements nicht 
unmittelbar von der zur Verfügung stehenden Freizeit ab-
hängt. Hinzu kommen unterschiedliche Motivationsgrün-
de. Die Studie zeigt, dass die Aussage „Mein Engagement 
ist eine Aufgabe, die gemacht werden muss und für die 
sich schwer jemand findet“ besonders die Grundhaltung 
der über 45-Jährigen, aber noch mehr die der über 65-
Jährigen trifft. Diese Einstellung findet sich bei den jünge-
ren Engagierten weniger häufig. 

Über das unterschiedliche Engagement von Frauen und 
Männern lassen sich zwar Aussagen machen, diese wer-
den in der Studie allerdings nur für die Altersgruppen 14 
bis 45 und 46 Jahre und älter untersucht. In der zweitge-
nannten Altersgruppe ist der Anteil der Engagierten von 
1999 bis 2004 um 11 Prozentpunkte bei den Männern 
und nur 4 Prozentpunkte bei den Frauen gewachsen. 
2004 waren bei den Frauen dieser Altersgruppe nur 28 % 
gegenüber 46 % bei den gleichaltrigen Männern freiwil-
lig engagiert. Bei der jüngeren Altersgruppe ist der Ab-
stand zwischen Frauen und Männern ebenso vorhanden, 
aber weniger ausgeprägt. 

25) Da hier alle älteren Menschen betrachtet werden, fallen auch die höchsten Al-
tersgruppen darunter, die sich aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen oder 
inzwischen (z.B. durch Todesfälle) fehlender sozialer Bezugspunkte nicht mehr en-
gagieren können oder wollen. Dieser Umstand wirkt natürlich dämpfend auf den 
Anteil von 30 % in der gesamten Gruppe. 

Unter den Bereichen, in denen sich die Menschen enga-
gieren, gibt es geschlechterspezifische Schwerpunkte. Hier 
konnten allerdings keine Angaben nach Altersgruppen 
differenziert gemacht werden. 

3.4.3. Mitglieder in Sportvereinen  

Am 1.1.2006 waren etwa 15 % der rund 2,8 Millionen 
Mitglieder in den niedersächsischen Sportvereinen 26) über 
60 Jahre alt. Dabei lag der Anteil der Frauen mit etwa 
41 % deutlich unter deren Anteil an der Gesamtbevölke-
rung dieses Alters von 57 %. Die Betätigung in den ein-
zelnen Sportarten der zum Landessportbund gehören- 
den Sportvereine ist bei den Senioren erwartungsgemäß 
recht unterschiedlich. Zu den beliebtesten Sportarten (Spar-
ten) bei den über 60-jährigen Männern zählen Fußball, 
Schießsport und Turnen. Bei den Frauen ist es mit gro-
ßem Abstand das Turnen, gefolgt von Schießsport und 
Tennis.

3.4.4. Das Wahlverhalten älterer Menschen – Ergeb- 
nisse der repräsentativen Wahlstatistik anläss-
lich der Bundestagswahl 2005 – 

Repräsentative Wahlstatistik 

Die repräsentative Wahlstatistik bietet die Möglichkeit, das 
Wahlverhalten von Frauen und Männern in verschiede-
nen Altersgruppen in Niedersachsen genauer zu analysie-
ren. Die repräsentative Stichprobe für die Untersuchung 
der Stimmabgabe der Wählerinnen und Wähler nach Ge- 

26) Quelle: Statistik des Landessportbundes unter http://www.lsb-niedersachsen.de 

Abb. 19. Die beliebtesten Vereinssportarten bei Personen im Alter von über 60 Jahren 
am 1.1. 2006 
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schlecht und Alter umfasste bei der vorgezogenen Bun-
destagswahl am 18. September 2005 248 der insgesamt 
9 220 niedersächsischen Wahlbezirke. In diesen Wahlbe-
zirken waren mehr als 183 000 Bürgerinnen und Bürger 
wahlberechtigt; das waren rund 3 % aller Wahlberechtig-
ten in Niedersachsen. An die Wählerinnen und Wähler 
der ausgewählten Bezirke wurden Stimmzettel mit einer 
Markierung zu Geschlecht und einer von fünf Geburts-
jahrgangsgruppen ausgegeben. Insgesamt wurden von der 
repräsentativen Wahlstatistik 2,9 % aller Wählerinnen und 
Wähler erfasst. Im Folgenden soll das Augenmerk insbe-
sondere auf das Wahlverhalten der 60-jährigen und älte-
ren Wählerinnen und Wähler in Bezug auf die Zweitstim-
men gerichtet werden. 

Wahlbeteiligung 

Die repräsentativen Untersuchungen zeigen deutlich, dass 
das Wahlinteresse bei jungen Wählerinnen und Wählern 
relativ gering ist, mit zunehmendem Alter aber stetig an-
steigt. Erst bei den über 70-Jährigen nimmt die Wahlbe-
teiligung (73,8 %) wieder deutlich ab. Am höchsten war 
die Wahlbeteiligung mit 83,7 % in der Gruppe der 60- 
bis 69-jährigen Wahlberechtigten. Ihre Wahlbeteiligung lag 
damit erheblich über dem Durchschnittswert aller Alters-
gruppen (76,2 %). Auffällig ist, dass die geschlechtspe-
zifische Wahlbeteiligung in der Gruppe der 60- bis 69-
Jährigen nahezu identisch ist, während die Beteiligung 
der noch älteren Männer (70 Jahre und älter) um 11 Pro-
zentpunkte über der der Frauen aus dieser Altersgruppe 
liegt (Männer: 80,7 %; Frauen: 69,6 %). 

Parteipräferenzen 

Altersspezifisches Wahlverhalten zeigt sich aber nicht nur 
im Zusammenhang mit der Wahlbeteiligung. Das unter-
schiedliche Stimmverhalten in den verschiedenen Alters-
gruppen hat auch deutlich Auswirkungen auf die Wähler-
struktur der einzelnen Parteien. Vergleicht man die Stim-
menanteile, die die angetretenen Parteien in den verschie-
denen Altersgruppen erhalten haben, ergeben sich zum 
Teil recht deutliche Unterschiede. 

Für die CDU ergibt diese Aufteilung der Stimmabgabe
nach Altersgruppen eine massive Überrepräsentation der 
Wählerinnen und Wähler in der Altersgruppe ab 60 Jah-
ren. Während die CDU bei allen Altergruppen lediglich 
32,7 % Stimmenanteil erreichen konnte, verbuchte sie 
bei den Senioren 42,5 Prozentpunkte und schneidet in 
dieser Altersgruppe von allen Parteien am besten ab. Ins-
besondere ein Vergleich des Stimmverhaltens der älteren 
Wählerinnen und Wähler mit der jüngsten Altersgruppe 
der unter 25-Jährigen macht deutlich, dass die CDU ihr 
größtes Wählerpotenzial bei den Senioren besitzt: Dort 
erhielt die Partei einen fast doppelt so hohen Stimmen-
anteil wie bei den jüngsten Wählerinnen und Wählern. 
Aber auch eine Gegenüberstellung mit der nächst jünge-
ren Altersgruppe der 45- bis 60-Jährigen (CDU: 30,1 %) 
veranschaulicht die Tatsache, dass die Christdemokraten 
bei den älteren Wählern überproportional erfolgreich wa-
ren. Dennoch musste die CDU auch bei den Senioren im 
Vergleich zur Bundestagswahl 2002 Verluste hinnehmen, 
und zwar in Höhe von 1,4 Prozentpunkten (Gesamt: - 1,4 
Prozentpunkte). 
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Abb. 21. Gültige Zweitstimmen bei der Bundestagswahl 2005 nach Alter der Wähler 

Geringfügig schlechter als die CDU schnitt die SPD in der 
Gunst der betagteren Wählerinnen und Wähler ab. Die 
Sozialdemokraten konnten in der Gruppe der über 60-
Jährigen 40,4 % der Stimmen auf sich vereinigen. Auffal-
lend ist, dass die Stimmenanteile der SPD in den demo-
graphischen Gruppen wesentlich gleichmäßiger verteilt 
sind, als bei der CDU. So hat die SPD mit 47,6 % Stim-
menanteil bei den unter 25-Jährigen zwar ein deutlich 
besseres Ergebnis als bei den Senioren erzielen können, 
jedoch ist der alterspezifische Unterschied zwischen den 
beiden Altersgruppen bei weitem nicht so gravierend wie 
bei der Union. Auch insgesamt ist der Stimmenanteil, den 
die älteren Wahlberechtigten den Sozialdemokraten zu-
kommen ließen, in etwa derselbe wie der Stimmenanteil, 
den die SPD von allen Altersgruppen erhielt (43,7 %). 
Auch bei den Senioren musste die SPD allerdings deut-
liche Verluste hinnehmen: Im Vergleich zu den Bundes-
tagswahlen 2002 machten 4,1 Prozentpunkte weniger 
Wählerinnen und Wähler im Seniorenalter ihr Kreuz bei 
der SPD. Damit sind die Verluste in dieser Altersgruppe 
für die SPD nur geringfügig geringer als bei allen Alters-
gruppen (- 4,6 Prozentpunkte). 

Noch deutlicher als bei der SPD zeigt bei der FDP der 
Stimmenanteil über die Altersgruppen hinweg ein sehr 
konstantes Bild. Während die Wählerinnen und Wähler 
von über 60 Jahren zu 9,0 % für die Freidemokraten vo-
tierten, waren es in allen Altersgruppen mit 8,9 % nahe-
zu genauso viele. Interessant ist die Tatsache, dass die 
Liberalen gegenüber der Bundestagswahl 2002 in der 
Gruppe der Senioren einen deutlich höheren Zuwachs ver-
zeichnen konnten (2,9 Prozentpunkte) als bei den unter 
25-jährigen Wählerinnen und Wählern (0,8 Prozentpunk-
te).

Auch wenn die GRÜNEN ihr Ergebnis bei den älteren 
Wählerinnen und Wählern leicht steigern konnten (+ 0,3 
Prozentpunkte), schneiden sie bei den Senioren deutlich 
schlechter ab als bei jüngeren Altersgruppen. Der Anteil 
der 60-jährigen und älteren Wählerinnen und Wählern, 
die ihre Stimme den GRÜNEN gaben (3,5 %), liegt nur 
etwa halb so hoch wie der Stimmenanteil dieser Partei 
bei allen Altersgruppen (7,7 %). Auch wenn die Wähler-
klientel der GRÜNEN insgesamt altert, gelingt es der Par-
tei bisher offenbar nicht, auch bei den Senioren maßgeb-
lich Wählerpotenziale zu erschließen. 

Noch geringeres Interesse als an den GRÜNEN zeigten die 
älteren Wählerinnen und Wähler an der Linkspartei. Bei 
den Senioren kam die Partei lediglich auf 2,9 % Stimmen-
anteil, während sie bei allen Altersgruppen 4,5 % der 
Wählerstimmen für sich verbuchen konnte. 

4. Senioren als wirtschaftliche Zielgruppe 

Die durch den Übergang in den Ruhestand gewonnene 
freie Zeit der Senioren, insbesondere in Kombination mit 
zum Teil guten finanziellen Möglichkeiten, macht diese 
wachsende Zielgruppe aus wirtschaftlicher Sicht interes-
sant. Aber auch die sich im Alter ändernden Ansprüche 
an Produkte wie bessere Lesbarkeit von Beschriftungen 
oder einfache Bedienbarkeit von Geräten auch bei ge-
sundheitlichen Einschränkungen bieten steigende Chan-
cen für die Wirtschaft einer alternden Gesellschaft. Der 
Bereich der sozialen und gesundheitlichen Dienstleistun-
gen kann von der sich ändernden Altersstruktur aus wirt-
schaftlicher Sicht ebenso profitieren wie die Produzenten 
und der Vertrieb von dafür benötigten Geräten und Hilfs-
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mitteln (z.B. Medizintechnik). Die beiden nächsten Ab-
schnitte behandeln diesen Zusammenhang exemplarisch. 

4.1. Dienstleistungen für ältere Menschen – Alten- 
 pflege als regionaler Wirtschaftsfaktor 

Die demographische Entwicklung und der Alterungspro-
zess der Bevölkerung bringen nicht nur Probleme und Ri-
siken, sondern auch Chancen und Entwicklungspotenzia-
le mit sich. Bundesweit galten Ende 2003 2,08 Mio. Per-
sonen als pflegebedürftig. 85,5 % dieser pflegebedürfti-
gen Menschen waren älter als 60 Jahre 27). Die „Pflege-
quote“, der Anteil der pflegebedürftigen Personen in Pro-
zent der jeweiligen Bevölkerungsgruppe, lag 2003 deutsch-
landweit nur bei 2,5 %, differierte aber sehr stark nach 
dem Alter. Einer Pflegequote von 0,5 % bei den bis zu 
60-Jährigen standen folgende Quoten bei den Hochbe-
tagten gegenüber: 

80 bis 85-Jährige: 20,6 % 
85 bis 90-Jährige: 39,9 % 
90 bis 95-Jährige: 60,4 % 
  über  95-Jährige: 56,1 %. 

Da genau diese Bevölkerungsgruppen der Hochbetagten 
in den nächsten Jahren quantitativ stark zunehmen wer-
den, wird entsprechend für deren Betreuung und Pflege 
mehr Arbeit aufgewendet werden müssen. Diese Arbeit 
werden die sozialen Netzwerke, vor allem die Familien, 
leisten müssen, aber auch professionelle ambulante Pfle-
gedienste und Pflegeheime. Die Altenpflege ist damit schon 
heute nicht nur ein Kostenfaktor der Sozialbilanz, sondern 
ein ernstzunehmender und zwangsläufig expandierender 
Wirtschaftszweig. Ende 2003 arbeiteten in dieser Branche 
711 754 tätige Personen 28), und zwar 200 897 von die-
sen in den ambulanten Pflegediensten und 510 857 in 
Pflegeheimen. Auf Niedersachsen entfielen 78 031 tätige 
Personen, eine Zunahme von 15 % gegenüber 1999 und 
ein Anteil von 11 % an Deutschland (vgl. Kapitel 3.1.3.). 

Wie diese Zuwachsraten zeigen, profitiert die Pflege-Bran-
che stark vom demographischen Wandel, der die Nach-
frage nach ihren Dienstleistungen laufend erhöht. Wäh-
rend die Gesamtzahl der Arbeitsplätze in Niedersachsen 
von 1999 bis 2003 nur um knapp 2 % wuchs, legte die 
Pflegebranche um 14,7 % zu. Sie beschäftigt damit mehr 
Menschen als z.B. der Maschinenbau (2004: 51 529) oder 
die Chemie (2004: 27 318). Einschränkend muss man na-
türlich darauf hinweisen, dass weniger als die Hälfte der 
Beschäftigten Vollzeitkräfte sind. Es gibt auch zahlreiche 
geringfügig Beschäftigte, Praktikanten, Zivildienstleistende  

27) Deswegen wird im Folgenden etwas vereinfachend von Altenpflege gesprochen, 
obwohl 15,5 % der Pflegebedürftigen jünger als 60 Jahre sind und damit z.B. we-
gen schwerer Behinderungen und nicht aus Altersgründen pflegebedürftig sind. 
28) Doppelzählungen sind nicht ausgeschlossen, wenn Beschäftigte in mehreren 
Arbeitsverhältnissen standen. 

u.ä. Die Altenpflege ist – auch wenn sie mittlerweile nicht 
mehr nur in den Familien, sondern professionell organi-
siert ist – eine Frauendomäne: 87 % der Beschäftigten 
sind weiblichen Geschlechts. 

Damit ergeben sich für die Regionen Niedersachsens Chan-
cen: Die Pflegebranche bearbeitet einen wachsenden 
Markt und die Arbeitsplätze sind nicht exportierbar und 
damit relativ sicher. Die Abbildung 22 (S. 82) zeigt, wie in 
Niedersachsens Landkreisen und kreisfreien Städten die-
se Chancen genutzt wurden. Dargestellt werden für alle 
Landkreise und kreisfreien Städte die Zahl der Arbeits-
plätze im Pflegebereich (ambulante plus stationäre Pflege), 
bezogen auf die Zahl der Einwohner. Mit der Einwohner-
zahl werden die Basisdaten standardisiert, um das regio-
nal unterschiedliche Gewicht der Pflegebranche heraus-
zuarbeiten. Diese Standardisierung ist notwendig, weil sich 
ansonsten die Platitude ergäbe, dass in großen Städten 
eben auch viel Pflegepersonal arbeitet. 

Bemerkenswert ist die in der Karte dokumentierte regio-
nale Verteilung. Landesweit kamen Ende 2003 auf 1 000 
Einwohner 9,8 Beschäftigte in der Altenpflege, und damit 
mehr als im Bundesdurchschnitt von 8,6 Beschäftigten. Die 
Karte zeigt: Die Arbeitsplätze sind regional nicht gleich-
verteilt, sondern sind in den überalterten Regionen des 
Berg- und Hügellandes besonders stark vertreten. Im Kreis 
Goslar arbeiteten 2 093 Beschäftigte, im Kreis Osterode 
am Harz waren es 1 298. Bezogen auf 1 000 Einwohner 
waren dies in Goslar 13,6 Arbeitsplätze, in Osterode so-
gar 15,6. Der Landkreis Osterode nimmt damit sogar bun-
desweit den Spitzenplatz unter Landkreisen (ohne die kreis-
freien Städte) ein 29). Sehr hohe Werte findet man auch in 
den Landkreisen Schaumburg (12,7) und Hameln-Pyrmont 
(12,6) – auch dies von Überalterung bedrohte (vgl. Kapi-
tel 2.1 und 5), aber touristisch hochattraktive Gebiete mit 
einer exzellenten Infrastruktur im „Gesundheitstourismus“ 
– man denke an Bad Pyrmont und Bad Nenndorf, genau-
so wie man im Harz an Bad Harzburg, Bad Lauterberg 
usw. denkt. 

Bundesweit liegen mit den Landkreisen Osterode am Harz, 
Goslar, Schaumburg, Hameln-Pyrmont und Hildesheim fünf 
unter den ersten acht in Bezug auf den Arbeitsplatzbe-
satz in der Pflege. Damit sind die niedersächsischen Re-
gionen hier führend. Die Infrastruktur dieser Regionen ist 
auf die Bedürfnisse älterer Menschen gut zugeschnitten. 
Sie bieten – neben der Pflege – viele traditionellen Kur-  
und Erholungseinrichtungen, eine exzellente medizinische 
Versorgung und ein attraktives Umfeld, so dass sie Senio-
ren auch aus anderen Regionen anziehen. 

In Niedersachsen sind es gerade relativ periphere Regio-
nen mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten und problemati- 

29) Siehe auch bundesweiter Vergleich von Prof. Lothar Eichhorn in den Statisti-
schen Monatsheften Niedersachsen, Ausgabe 9/2006. Dieser Vergleich zeigt, dass 
Niedersachsens Regionen in Bezug auf den Arbeitsplatzbesatz in der Altenpflege 
gut aufgestellt sind. 
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Produktionswerte im Zeitablauf schlicht durch Produkti-
onsverlagerungen in andere Bundesländer oder das Aus-
land ändern, ohne dass dies einen geänderten Bedarf be-
deutet.

Daher ist es schwierig, zeitliche Entwicklungen von Pro-
duktionsmengen bzw. -werten der Veränderung des Se-
niorenanteils in der Bevölkerung zuzuordnen. Exempla-
risch soll hier (S. 83) die Entwicklung des Produktions-
wertes von Brillengläsern in Niedersachsen für die letzten
zehn Jahre dargestellt werden.

Über den gesamten Zeitraum sind sowohl die Menge in
Niedersachsen produzierter Brillengläser als auch deren
Wert deutlich gestiegen.

Auffällig ist der jeweils starke Anstieg zwischen 2002 und
2003 sowie der starke Abfall der Werte im darauffolgen-
den Jahr. Diese Entwicklung spiegelt vermutlich die im
Rahmen der Gesundheitsreform eingetretene gesetzliche
Änderung wider, nach der ab dem 1.1.2004 nur noch un-
ter 18-Jährige Anspruch auf Leistungen ihrer gesetzlichen
Krankenkasse für Brillen haben. Ausnahmen existieren bei
den Erwachsenen lediglich für eine kleine Gruppe von
schwer Sehbeeinträchtigten.

schen Arbeitsmärkten, die einen hohen Besatz an Pflege-
arbeitsplätzen aufweisen: Neben den oben schon genann-
ten gilt dies auch für Holzminden und Göttingen, ge-
nauso wie für Celle, Uelzen und Lüchow-Dannenberg in
Nordostniedersachsen und für Cuxhaven und Friesland im
Norden. Wenn den pflegebedürftigen Menschen eine auf
ihre Bedürfnisse angepasste Infrastruktur angeboten wird
und außerdem die landschaftlichen und kulturellen Schön-
heiten und Besonderheiten der Regionen zum Tragen
kommen, dann kann die Altenpflege gerade auch in eher
ländlichen Regionen zum bedeutenden Wirtschaftsfaktor
werden.

4.2 Produktion von bzw. mit Handel mit speziellen
Produkten für Senioren

Der wachsende Anteil von Senioren an der Gesamtbevöl-
kerung erhöht selbstverständlich auch die Bedeutung die-
ser Zielgruppe aus Sicht des produzierenden Gewerbes
bzw. des Handels. Es liegt auf der Hand, dass bestimmte
Produkte oder Produktgruppen besonders von Senioren
benötigt werden. Hierzu zählen z.B. medizinische Hilfs-
mittel wie Hörgeräte oder Brillen. Auf der anderen Seite
gibt es keine Produkte, die ausschließlich dieser Zielgrup-
pe zugeordnet werden können. Außerdem können sich
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Tab. 17. Entwicklung der Produktionsmenge und des Produktionswertes von Brillengläsern (Jahressumme 2000 = 100) 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Produktionsmenge 75,8     72,0     66,1     72,9     80,9     100,0     112,3     106,2     129,8     96,6     111,3     

Produktionswert 82,4     68,9     60,2     62,2     71,7     100,0     113,7     103,9     123,8     95,9     125,0     

Einen ähnlichen Effekt hatte sicherlich auch das Beitrags-
entlastungsgesetz von 1996, in welchem u.a. der Kassen-
zuschuss für Brillengestelle gestrichen wurde, der bis da-
hin maximal 20 DM alle drei Jahre betrug. 

5. Ausblick: Senioren bis zum Jahr 2050 

Etwa ab 2015 werden die geburtenstarken Jahrgänge der 
1950/60-er Jahre das Rentenalter erreichen und der Se-
niorenanteil der Bevölkerung wird sich zunehmend erhö-
hen. Um längerfristige Entwicklungstendenzen der Bevöl-
kerung, deren räumliche Verteilung sowie deren struktu-
relle Veränderungen besser einschätzen zu können, wer-
den auf der Basis der bisherigen demographischen Ent-
wicklung regelmäßig Bevölkerungsvorausberechnungen 
durchgeführt. Diese bilden eine wichtige Grundlage für 
die Abschätzung des künftigen finanziellen und personel-
len (z.B. Pflegepersonal) Bedarfs, der sich aus dem wach-
senden Seniorenanteil künftig ergeben wird. 

Eine Bevölkerungsvorausberechnung ist jedoch keine Vor-
hersage, sondern macht lediglich auf Tendenzen aufmerk-
sam. Diese treten dann ein, wenn die der Vorausberech-
nung zugrunde gelegten Annahmen bezüglich Geburten-
häufigkeit, Sterblichkeit, Wanderungen etc. zutreffen. Da-
bei ist zu beachten, dass die Entwicklung dieser Einfluss-
faktoren mit zunehmendem Abstand zum Basisjahr im-
mer schwieriger einzuschätzen ist und die Unsicherheit 
steigt. 

Die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung 30) 

Auf der Basis der bisherigen demographischen Entwick-
lung werden bundesweit regelmäßig koordinierte Bevöl-
kerungsvorausberechnungen durchgeführt. Dies sind nach 
abgestimmten Annahmen berechnete Bund-Länder-Prog-
nosen. Derzeit liegt die 10. koordinierte Bevölkerungsvor-
ausberechnung vor. 

Das Prinzip der angewandten Vorausberechnungsmetho-
de ist die geburtsjahrgangsweise Fortschreibung ihrer je-
weiligen Basisbevölkerung. Die nach Alter und Geschlecht 
gegliederte Bevölkerung rückt beim Wechsel des Voraus-
berechnungsjahres – vermindert um die Zahl der zu er-
wartenden alters- und geschlechtsspezifischen Sterbefäl- 

30) Vgl. Thomsen, Dr. Margot: Auch für Niedersachsen sind erhebliche Verände-
rungen der Altersstruktur zu erwarten, in Statistische Monatshefte Niedersachsen 
8/2004. 

le – in den nächsthöheren Altersjahrgang auf. Gleichzei-
tig wird die Zahl der Lebendgeborenen, die das Geburts-
kalenderjahr überleben, als neuer Jahrgang hinzugefügt. 
Die jährliche, nach Alter und Geschlecht gegliederte Net-
tozuwanderung wird jeweils in die vorhandene Bevölke-
rung einbezogen und im Sinne dieses Modells mit fortge-
rechnet. Dabei wird unterstellt, dass die Wanderungsbe-
völkerung das gleiche generative Verhalten und das glei-
che Sterblichkeitsniveau aufweist wie die übrige Bevölke-
rung. 

Für die vorliegende Vorausberechnung wurde als Basis-
bevölkerung der auf der Grundlage der Volkszählung 
1987 nach Geschlecht und Altersjahren fortgeschriebene 
Bevölkerungsstand zum 31.12.2001 (= 01.01.2002) ver-
wendet. Soweit zum Zeitpunkt der Berechnungen bereits 
Daten aus dem Jahr 2002 vorlagen, flossen diese mit ein. 
In die Vorausberechnung fließen neben den vorliegenden 
Basisdaten stets Annahmen bezüglich der künftigen Ent-
wicklung der Lebenserwartung und des Zuwanderungs-
gewinns mit ein. Abhängig von den jeweils gewählten 
Annahmen gibt es daher verschiedene Varianten der Vor-
ausberechnung. Für die hier fokussierte Entwicklung des 
Seniorenanteils der Bevölkerung soll die Variante 5 her-
angezogen werden. 

Stetige Veränderung der Altersstruktur 

Die Altersstruktur wird sich in steigendem Maße verän-
dern (vgl. Abbildung 23, S. 84). Die künftige Struktur der 
Bevölkerung ist weitgehend durch die derzeitige Bevölke-
rung determiniert. Die sogenannte Alterspyramide wird 
sich daher in ihrem Aussehen zunehmend dem einer selt-
sam geformten Säule annähern. An die Stelle der stärker 
besetzten Jahrgänge treten allmählich zahlenmäßig deut-
lich schwächer besetzte Jahrgänge. 

Aufgrund der unregelmäßigen Besetzung der Altersjahre 
ergibt sich zunächst jedoch ein ungleichmäßiges Bild der 
Veränderung (vgl. Abbildung 24, S. 85). So würde die 
Zahl der 20- bis unter 34-Jährigen im Jahr 2020 höher, 
die der 49- bis unter 64-Jährigen sogar deutlich höher 
ausfallen als heute. Letzteres allerdings nur, weil die be-
troffenen Altersjahre der Altersstruktur 2005 aufgrund der 
Geburtenausfälle während des Zweiten Weltkrieges schwach 
besetzt sind. 2020 fallen die während des Babybooms der 
1960-er Jahre Geborenen in diese Altersgruppe. Die Be-
setzung der Altersgruppe der 34- bis unter 49-Jährigen 
dürfte 2020 erheblich geringer sein. Ab 76 Jahre wären 
die Altersjahre stärker besetzt als heute. 
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Personen je Altersjahr in Tausend Personen je Altersjahr in Tausend

31.12.2030 31.12.2050

Abb. 23. Bevölkerung am 31.12.2005, 31.12.2015, 31.12.2030, 31.12.2050
 nach Alter und Geschlecht
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Im Jahr 2050 werden voraussichtlich fast alle Altersjahre 
bis unter 72 Jahre z. T. erheblich niedriger besetzt sein als 
heute. Eine Ausnahme bilden lediglich die Altersjahre 26 
bis unter 33, die mit einer schwächer besetzten Elternge-
neration (siehe Geburtenrückgang seit 1997) zusammen-
hängen dürften, sowie die Jahrgänge der 52- bis unter 64-
Jährigen, deren Differenz sich ebenfalls auf die Geburten-
ausfälle während des Zweiten Weltkrieges zurückführen 
lässt. 2050 wären die Altersjahre ab 75 Jahre deutlich stär-
ker besetzt als heute. 

Erheblich weniger Kinder und Jugendliche 

In der Folge wird sich auch die altersmäßige Zusammen-
setzung der Bevölkerung weiter verändern (vgl. Abbildung 
25, S. 86). Während der Anteil der Kinder und Jugend-
lichen bis unter 20 Jahren an der Gesamtbevölkerung 
1970 noch 31 % betrug, würde er von heute gut 21 % 
über fast 19 % (2020) auf 17 % Ende 2050 sinken. Die 
Gesamtzahl der Kinder und Jugendlichen dürfte dann von 
heute 1,7 Mio. (2005) auf 1,33 Mio. abgenommen haben. 
1970 gab es dagegen noch 2,21 Mio. Kinder und Jugend-
liche.

Geringe Veränderung bei den Erwerbsfähigen? 

Der Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung 31) im Alter von 
20 bis unter 60 Jahren an der Gesamtbevölkerung wird 
sich wahrscheinlich nur wenig verändern. Während er 1970 
ca. 49 % betrug, würde er von heute 53,7 % wieder auf 
49 % Ende 2050 fallen. In diesem Zeitraum wird sich je-
doch die Zahl der Erwerbsfähigen von derzeit 4,3 Mio. 
(2005) auf voraussichtlich 3,8 Mio. (2050) verringern. 

Deutlich mehr Ältere 

Parallel dazu ist sowohl mit einem deutlichen Anstieg der 
Bevölkerung ab 60 Jahre als auch mit einem deutlichen 
Anstieg ihres Anteils an der Gesamtbevölkerung zu rech-
nen. Die Anzahl der älteren Personen dürfte sich zunächst 
von gegenwärtig 2,0 Mio. über 2,31 Mio. im Jahr 2020 
auf 2,57 Mio. Ende 2050 erhöhen 32). Ihr Anteil an der Ge-
samtbevölkerung, der 1970 noch fast 20 % betrug, wür-
de von gegenwärtig 25 % auf gut 33 % wachsen. 

31) Es wird an dieser Stelle auf die Erwerbsfähigkeit abgestellt, nicht auf die tat-
sächliche Erwerbstätigkeit. 
32) Für das Jahr 2005 ergab sich eine Abnahme der Zahl der Personen ab 60 Jahre 
um rund 4 300 Personen gegenüber dem Vorjahr, weil der geburtenschwache Jahr-
gang 1945 in diese Altersgruppe wechselte. 
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Abb. 24. Bevölkerungsstruktur 2005 im Vergleich zu 2020 und 2050
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2050 ist jeder Neunte 80 Jahre alt oder älter 

Insbesondere die Entwicklung der Anzahl von Hochbetag-
ten, d.h. Personen, die 80 Jahre alt oder älter sind, ist von 
großem Interesse, weil diese Personengruppe im Allge-
meinen eine höhere Unterstützung benötigt. Ihr Anteil an 
der Gesamtbevölkerung war bisher relativ gering, auch 
wenn dieser sich zwischen 1970 (2,1 %) und heute mit 
4,7 % etwas mehr als verdoppelt hat. Im gleichen Zeit-
raum stieg die Zahl der Hochbetagten von 145 000 auf 
jetzt 372 700 Personen. Laut Vorausberechnung dürfte 
ihre Anzahl in Zukunft über 550 000 (2020) auf 865 000 
im Jahr 2050 steigen. Entsprechend würde sich der Anteil 
an der Gesamtbevölkerung über 6,8 % (2020) auf 11,3 % 
(2050) erhöhen. Während heute jeder 21. Einwohner Nie-
dersachsens 80 Jahre oder älter ist, wird dann sehr wahr-
scheinlich im Jahr 2020 fast jeder 15. und im Jahr 2050 
annähernd jeder Neunte der Gesamtbevölkerung zu den 
Hochbetagten zählen. 

Die Zahl der zu versorgenden Personen steigt von 87 
auf 106 

Anhand der sogenannten Belastungsquoten können Aus-
sagen über die Entwicklung der durchschnittlichen Zahl 
der Kinder, Jugendlichen und Älteren, für die jeweils 100 
Erwerbsfähige aufkommen müssen, gewonnen werden. 

Die Gesamt-Belastungsquote 33) beträgt derzeit (2005) 
86,3, d.h. 100 erwerbsfähige Personen zwischen 20 und 
60 Jahren haben annähernd 87 Kinder, Jugendliche und 
Ältere zu versorgen. Sie dürfte sich auf zunächst gut 106 
im Jahr 2030 erhöhen, um dann auf 103 im Jahr 2050 zu 
sinken. Ihre Entwicklung ist fast ausschließlich auf die Ent-
wicklung der Alten-Belastungsquote 34) zurückzuführen (vgl. 
Abbildung 26, S. 87). Die Jugend-Belastungsquote 35) wür-
de von gegenwärtig 39,7 nach einem leichten, vorüber-
gehenden Anstieg auf 35 (2050) sinken. Damit ständen 
35 Kinder und Jugendliche 100 erwerbsfähigen Personen 
gegenüber. Die Alten-Belastungsquote dürfte dagegen 
von heute 46,6 auf 68 im Jahr 2030 und damit um gut 
46 % steigen. In den nachfolgenden Jahren könnte sich 
dieses Niveau annähernd halten. 

Regionale Bevölkerungsvorausschätzung für das Jahr 
2020

Die auf Basis der 10. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung vom Niedersächsischen Landesamt für Statis-
tik erstellte Prognose für die kreisfreien Städte, Landkrei-
se und großen Städte ab ca. 50 000 Einwohner in Nie- 

33) Kinder und Jugendliche bis unter 20 Jahren und Ältere ab 60 Jahren auf 100 
Erwerbsfähige. – Es wird an dieser Stelle auf die Erwerbsfähigkeit abgestellt, nicht 
auf die tatsächliche Erwerbstätigkeit. 
34) Ältere ab 60 Jahren auf 100 Erwerbsfähige 
35) Kinder und Jugendliche bis unter 20 Jahren auf 100 Erwerbsfähige 

Abb. 25.  Proportionales Erscheinungsbild spezifizierter Altersgruppen 
in ausgewählten Jahren des Beobachtungszeitraumes 1970 bis 2050 
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 1) Ab 2006 Schätzwerte der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Variante 5 "mittlere" Bevölkerung: Mittlere Wanderungsannahme (jährlicher Saldo von mindestens 22 000) 
 und mittlere Lebenserwartungsannahme (durchschnittliche Lebenserwartung 2050 bei 81 bzw. 87 Jahren). 

dersachsen reicht bis zum 01.01.2021 36). Die Ergebnisse 
dieser Vorausschätzung, die gegenüber der 10. koordi-
nierten zwar einen kürzeren Abstand zum Basisjahr hat, 
aber dafür aufgrund der kleineren regionalen Einheiten 
einen höheren Unsicherheitsfaktor aufweist, zeigen unter 
anderem auch eine wahrscheinliche Entwicklung des Se-
niorenanteils an der Bevölkerung in den niedersächsischen 
Regionen auf. 

Die für Niedersachsen insgesamt prognostizierte Verän-
derung der Altersstruktur ist auch in allen Regionen fest-
stellbar, auch wenn es kreisfreie Städte bzw. Landkreise 
gibt, in denen diese Veränderungen schneller erfolgen als 
in anderen. Die Zahl der ab 60-jährigen Personen wird 
sich von gegenwärtig 2,0 auf 2,25 Mio. bis Ende 2020 
erhöhen und damit um 12,5 % zunehmen. Der Anteil 
dieser Personengruppe an der Gesamtbevölkerung wird 
damit in den nächsten 15 Jahren von 25,0 auf 28,3 % 
steigen. 

Im Süden und Nordosten Niedersachsens ist der Anteil 
der älteren Menschen schon jetzt besonders hoch (vgl. 
Kapitel 2.2. und Abbildung 27, S. 88). In Anbetracht des 
hohen Anteils an Kindern und Jugendlichen im Bezirk We-
ser-Ems gibt es dort erwartungsgemäß relativ wenig Älte-
re. Die entsprechenden Anteile erreichen in den Landkrei-
sen Vechta und Cloppenburg unter 20 %. Der Landkreis 
Emsland liegt knapp darüber. 

36) Vgl. Thomsen, Dr. Margot: Regionale Bevölkerungsvorausschätzung: Im Süden 
Niedersachsens die höchsten Abnahmen, in Statistische Monatshefte Niedersach-
sen 2/2005 

Ein Vergleich mit der entsprechenden Darstellung (siehe 
Abbildung 28, S. 88) für das Jahr 2020 zeigt, dass der 
Anteil der Personen ab 60 Jahren in fast allen kreisfreien 
Städten und Landkreisen in der Regel deutlich zunehmen 
wird.

Ausnahmen von dieser Entwicklung könnten die drei kreis-
freien Städte Braunschweig, Osnabrück und Wolfsburg bil-
den. Im Rahmen der regionalen Vorausschätzung erge-
ben sich für diese Städte nur geringe Veränderungen. In 
Braunschweig gäbe es von 2005 bis zum Ende des Vor-
ausschätzungszeitraums eine geringe Erhöhung des An-
teils Älterer um 0,4 Prozentpunkte auf 26,8 %. Die Zahl 
der älteren Personen könnte sich um etwa 1 700 auf gut 
63 100 reduzieren. In der Stadt Osnabrück wären im Ver-
gleich zu 2005 mit etwa 24,1 % der Gesamtbevölkerung 
– und damit 0,4 Prozentpunkte weniger – 60 Jahre alt 
oder älter. Gleichzeitig würde die Zahl der Personen in die-
ser Altersgruppe von derzeit 40 000 auf 40 600 Perso-
nen ansteigen. In der Stadt Wolfsburg, in der gegenwär-
tig 34 641 und damit 28,6 % der Einwohner zu den Äl-
teren zählen, würden Anfang 2021 etwa 700 Personen 
weniger in dieser Altersgruppe leben; das wären etwa 
33 900 Personen bzw. 28,1 % der Gesamtbevölkerung. 

Die Veränderungen der Anteile Älterer an der Gesamtbe-
völkerung erfolgen nicht, wie bei den Jüngeren 36), ten-
denziell nach einer groben Regel. Dies ist darauf zurück-
zuführen, dass der Anteil der Älteren stärker von Wande-
rungsbewegungen beeinflusst wird, sei es, dass junge 
Leute aus beruflichen Gründen fortziehen, z. B. aus dem 

Abb. 26. Entwicklung der Belastungsquoten 1970 bis 2050Belastungsquote
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Landkreis Lüchow-Dannenberg, oder Ältere zuziehen, weil 
der neue Wohnort den Bedürfnissen der Älteren besser 
entspricht. 

Gleichwohl gibt es auch 2021 deutlich unterscheidbare Re-
gionen mit einem höheren Anteil Älterer, dazu gehören 
der Süden, der Nordosten und Teile der Küste Nieder-
sachsens, sowie Regionen mit deutlich unter dem Landes-
durchschnitt liegendem Anteil an älteren Personen, wie in 
den Landkreisen Cloppenburg und Vechta und in den 
Städten Osnabrück und Oldenburg. 

Die Ergebnisse der regionalen Bevölkerungsvorausschät-
zung weisen darauf hin, dass mit einer Zunahme des Al- 

tenanteils von 2005 an um 6,4 Prozentpunkte bzw. 5,7 
Prozentpunkte auf 36,8 % im Jahr 2021 die Landkrei- 
se Lüchow-Dannenberg und Osterode am Harz vermut-
lich den Spitzenplatz einnehmen werden. Es folgen die 
Landkreise Goslar (34,2 %, + 3,2 Prozentpunkte), Northeim 
(33,5 %, + 5,6 Prozentpunkte) und Holzminden (33,3 %, 
+ 3,9 Prozentpunkte). 

Sozusagen am anderen Ende der Skala stehen die Land-
kreise Vechta (22,2 %; + 3,6 Prozentpunkte) und Clop-
penburg (23,3 %; + 4,0 Prozentpunkte) sowie die kreis-
freie Stadt Osnabrück (24,1 %, - 0,4 Prozentpunkte) und 
der Landkreis Lüneburg (24,1 %, + 1,4 Prozentpunkte) mit 
vergleichsweise wenigen älteren Personen. 








